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Müllraub 

Wer containert, holt Lebensmittel aus Mülltonnen. 
Das ist strafbar, meint die Staatsanwaltschaft Aa¬ 
chen. 
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Verhaltene Abstimmung 

ln Magdeburg trafen sich Delegierte der Partei 
„Die Linke“. Vermisst wurde ein linkes Lager zum 
Koalieren. 
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Thema der Woche 


Büchel atomwaffenfrei 

Die DKP beteiligte sich an einer Blockade im 
Rahmen an der Kampagne „Büchel ist über¬ 
all - atomwaffenfrei jetzt!“ Mitglieder der KP 
Luxemburgs, der Neuen KP der Niederlande 
und der Partei der Arbeit Belgiens dokumen¬ 
tierten den internationalen Charakter des an¬ 
timilitaristischen Kampfes der Kommunistin¬ 
nen. Verschiedene Organisationen, Initiativen 
und Einzelpersonen der Friedensbewegung 
sichern insgesamt eine 20-wöchige Aktions- 
Präsenz in Büchel ab. 
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Regierung will weltweit Führungsmacht sein 

Im neuen Weißbuch der Bundeswehr geht es auch um den Einsatz der Armee im Inland 



Die Fregatte Sachsen verschießt einen Flugkörper vom Typ SM 2 


A m Mittwoch der vergangenen 
Woche ging der Entwurf des 
neuen Weißbuchs der Bun¬ 
deswehr an „die Gremien“ Auch an¬ 
dere Ministerien hatten zugearbeitet. 
Noch liegt der abschließende Text 
nicht vor, aber die Bundesregierung 
will eine stärkere deutsche Führung 
in der Welt. Deutschland soll „aktive 
Gestaltungsmacht“ werden und ein 
„zentraler Akteur“ in Europa sein. 
Ersteres und eine Sicherheitspolitik 
„ohne Tabus“ angesichts einer verän¬ 
derten Weltlage - die aber auch die 
„Innere Sicherheit“ betrifft - hat¬ 
te Kriegsministerin Ursula von der 
Leyen bereits im Februar vergange¬ 
nen Jahres angekündigt und zugleich 
mehr Geld für die Modernisierung 
der Ausrüstung der Bundeswehr und 
deren zunehmenden weltweiten Ein¬ 
sätzen gefordert. Man will Führungs¬ 
macht sein - und den großen deut¬ 
schen Unternehmen noch besser die 
Durchsetzung eigener Interessen so¬ 
wie den Zugriff auf Ressourcen in al¬ 
ler Welt sichern. 

Im Weißbuch der Bundeswehr 
von 2006 war Russland noch als „he¬ 
rausgehobener Partner“ bezeichnet 
worden. Heute steht zur Diskussi¬ 
on, ob Russland als Feind der NATO 
gesehen wird. Noch scheint es in der 
Großen Koalition unterschiedliche 
Einschätzungen zu geben. Folgt man 
der aggressiven NATO-Linie, die An¬ 
fang der Woche auf einem Treffen 
von 250 Parlamentariern aus 28 Mit¬ 
gliedsstaaten des Paktes bekräftigt 
wurde, ist alles klar: Russland ist die 
„potentielle Bedrohung“, ein mögli¬ 
cher Aggressor. Die Abgeordneten 
verabschiedeten einstimmig eine 
Erklärung, die „Russlands Gewalt¬ 
anwendung gegen seine Nachbarn 
und versuchte Einschüchterung der 
(NATO)-Verbündeten“ anprangert. 

Während offenbar viele andere 
Punkte des aktuellen Weißbuchs un¬ 
ter den Akteuren - Verantwortlichen 
der Bundeswehr, aus Ministerien so- 


Die jüngste Blockadewoche in Bü¬ 
chel zum 29. Mai hat die DKP orga¬ 
nisiert und dazu die Bruderparteien 
der Nachbarländer, die KP Luxem¬ 
burgs, die niederländische NCPN 
und die belgische PTB zu gemeinsa¬ 
mer Aktion gegen die US-amerika¬ 
nischen Atomwaffen eingeladen. Ge¬ 
meinsam blockierten die Genossin¬ 
nen und Genossen den Hauptzugang 
und ein Nebentor des Fliegerhorsts. 
Es gab Gelegenheit zur Diskussi¬ 
on zwischen Mario Franssen, dem 
Internationalen Sekretär der PTB, 
dem KPL-Präsidenten Ali Ruckert 
und dem DKP-Vorsitzenden Patrik 
Köbele über die wachsende Kriegs¬ 
gefahr, die jüngsten Aufrüstungsbe¬ 
strebungen in ihren Ländern, deren 
hohe Kosten und die Lage der Frie¬ 
densbewegungen. Der DKP-Vor- 
sitzende erinnerte daran, dass der 
Bundestag im März 2010 beschlos¬ 
sen hatte, für den Abzug aller Atom¬ 
waffen aus Deutschland einzutreten. 


wie Politikern und Sachverständi¬ 
gen - unumstritten sind, gibt es bis zu¬ 
letzt auch Meinungsverschiedenhei¬ 
ten. Diese betreffen den Einsatz der 
Bundeswehr im Inneren (vor allem 
bei Terroranschlägen), die Rolle des 
Bundessicherheitsrates (Soll er zu ei¬ 
nem strategischen Steuerungsgremi¬ 
um ausgebaut werden?). Unter wel¬ 
chen Bedingungen sollen Auslands¬ 
einsätze der Bundeswehr auch ohne 
UN-Mandat und außerhalb von NA- 
TO-Missionen erlaubt sein? Und soll 
auf EU-Ebene ein besonderer Rat 
der Verteidigungsminister geschaf¬ 
fen werden? 

Angesichts neuer Bedrohungen 
„an der Grenze von innerer und äu¬ 
ßerer Sicherheit“ fordern Verant¬ 
wortliche - und nicht nur aus der 
Bundeswehr - neue Regeln für de¬ 
ren Einsatz im Inneren. Nur müsse 


„Wir werden sie immer wieder da¬ 
ran erinnern“, sagte Köbele. Dieses 
Jahr „haben wir zwei Tore blockiert, 
nächstes Jahr wird die DKP Büchel 
ganz dicht machen und alle vier Tore 
blockieren. Wir werden nicht nach- 
lassen, bis Büchel, bis unser Land, bis 
die Welt frei ist von Atomwaffen.“ 

Marion Küpker vom Trägerkreis 
der Kampagne, Vertreterin der Grup¬ 
pe „Gewaltfreie Aktion Atomwaffen 
Abschaffen“ (GAAA) machte auf die 
technischen Einzelheiten der neuen 
Generation von Atombomben auf¬ 
merksam. Kosten: 10 Milliarden Dol¬ 
lar. Die Gesprächsteilnehmer beton¬ 
ten, wie notwendig es sei, soziale und 
ökonomische Fragen mit den Fragen 
von Aufrüstung und Krieg zu verbin¬ 
den 

Der Fliegerhorst Büchel liegt we¬ 
nige Kilometer nördlich von Cochem 
in der Vulkaneifel. Es ist bundesweit 
der einzige Standort, der Atomwaf¬ 
fen bunkert, 20 Atombomben des 


dies auf einer „klaren Grundlage“ 
geschehen, sprich, die Verfassung ist 
in diesem Sinne noch weiter zu än¬ 
dern. Der SPD gefällt das nicht. In 
der Originalfassung des Grundgeset¬ 
zes sind dem Einsatz der Armee im 
Inneren enge Grenzen gesetzt. Die 
Aufgabenbereiche von Polizei und 
Militär sind eindeutig getrennt. Für 
die Innere Sicherheit ist allein die Po¬ 
lizei zuständig. 

Das entspricht aber so schon seit 
vielen Jahren nicht mehr der Reali¬ 
tät. Der Publizist Rolf Gössner macht 
schon länger auf die „neue Sicher¬ 
heitsarchitektur“ der Herrschenden 
aufmerksam: Bundeswehr, Geheim¬ 
dienste und Polizei ziehen an einem 
Strang gegen die Bürgerrechte. Es 
gibt schon seit Jahren eine zuneh¬ 
mende Militarisierung der Innen¬ 
politik. Dabei darf die Bundeswehr 


Typs B61. Sie haben eine maxima¬ 
le Sprengkraft von 340 Kilotonnen 
TNT, jeweils 26 mal so viel wie die 
Hiroshima-Bombe. In den nächsten 
Jahren sollen vier Milliarden Dollar 
aufgewandt werden, um die Bomben 
mit einem Steuerungssystem zu verse¬ 
hen, das sie von reinen Abwurfbom¬ 
ben zu präzisionsgelenkten Fernwaf¬ 
fen machen wird. Das Atomwaffen¬ 
depot in Büchel untersteht der US 
Air Force in Gestalt einer 139 Mann 
zählenden Einheit, der 702. Munition 
Support Squadron (702 MUNSS) der 
38. Munitions Maintenance Group (38 
MUNG). Sie sorgt für Bewachung und 
Wartung. Die deutsche Luftwaffensi¬ 
cherungsstaffel „S“ unterstützt sie da¬ 
bei. Im Kriegsfall würde die genannte 
Squadron der US Air Force die Frei¬ 
gabe durch den Präsidenten der USA 
vollstrecken. 

Gegen das Atombombenlager gibt 
es langjährigen Widerstand. Seit 1994 
engagiert sich namentlich der Träger¬ 


laut Grundgesetz bei der Katastro¬ 
phenhilfe Sandsäcke schleppen und 
Technik einsetzen sowie „Amtshilfe“ 
leisten. Sie darf aber auch im „inne¬ 
ren Notstand“ (Art 87 a IV GG) nicht 
nur Flughäfen usw. bewachen, son¬ 
dern auch Waffen gegen Aufständi¬ 
sche einsetzen. Die SPD-Seite in der 
Bundesregierung war jetzt für eine 
weitere Verfassungsänderung (noch) 
nicht zu haben. Die braucht man ja 
eigentlich auch nicht. Man beruft sich 
auf die These von der „vernetzte (n) 
Sicherheit“ und umgeht damit eine 
Verfassungsdebatte und eine Ab¬ 
stimmung im Bundestag. „Vernetz¬ 
te Sicherheit“ stellt aber - so Sevim 
Dagdelen bereits 2012 auf dem Frie¬ 
densratschlag in Kassel - „nicht nur 
eine außenpolitische Strategie“ dar, 
„sondern auch eine innenpolitische.“ 

Nina Hager 


kreis „Atomwaffen abschaffen“ für 
eine Ächtung von Atomwaffen, für 
eine atomwaffenfreie Welt und for¬ 
dert den sofortigen Abzug aller Atom¬ 
waffen, die sich auf deutschem Boden 
befinden. 

Der Trägerkreis besteht aus 50 
Mitgliedsorganisationen, darunter 
die DFG/VK, die deutsche Sektion 
der IPPNW, die GEW Mecklenburg- 
Vorpommern, die IG-Metall-Jugend 
und der Bundesausschuss Friedens¬ 
ratschlag. In diesem Jahr werden seit 
dem 26. März in einem Zeitraum von 
20 Kalenderwochen bis zum 9. Au¬ 
gust, dem Nagasaki-Gedenktag, in 
Büchel Mahnwachen und andere 
gewaltfreie Aktionen durchgeführt. 
Die gemeinsamen Forderungen an 
die Bundesregierung lauten: 1. Stopp 
der nuklearen Aufrüstung in Deutsch¬ 
land, 2. Abzug der Atomwaffen aus 
Büchel und 3. ein Verbot von Atom¬ 
waffen. 

Klaus Stein 



Nur noch 
4 Wochen bis zum 
UZ-Pressefest 2016! 


... und das Ensemble 
„Die Einsatzleiter“ läuft 
sich auch schon warm. 

Am Freitagabend des 
Pressefestes spielen sie in 
einer kleinen Besetzung um 
19.00 Uhr in der „Perle vom 
Borsigplatz“ völlig neue 
Szenen zu Ereignissen in 
Essen und Dortmund. 

Siehe auch Seite 16 

uz-pressefest.de 

DKP protestiert 
gegen Auftrittsverbot 

Der türkischen Band Grup Yorum 
wird ein Auftritt am 18. Juni in Glad¬ 
beck verboten. Das Konzert mit bis 
zu 5.000 Besuchern soll auf dem Ge¬ 
lände der Alevitischen Gemeinde in 
Gladbeck stattfinden. In Gesprächen 
mit dem „Staatsschutz“ und dem Ord¬ 
nungsamt der Stadt Gladbeck wurde 
die Alevitische Gemeinde massiv un¬ 
ter Druck gesetzt. Der Vorwurf der 
staatlichen Organe: Mit einem Auftritt 
von Grup Yorum würden Terror-Hel¬ 
fer unterstützt. Die Stadt Gladbeck 
verweigert jeglichen Kontakt mit Ver¬ 
tretern von Grup Yorum. 

Die Band Grup Yorum hat mit 
ihren sozialistischen revolutionären 
Texten eine große Beliebtheit in der 
Türkei. Eindeutig nimmt Grup Yo¬ 
rum Stellung gegen die reaktionäre 
Politik Erdogans. Mehrere Mitglieder 
der Band wurden in der Türkei ver¬ 
haftet und gefoltert, Auftritte wurden 
verboten. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, erklärte am Freitag: „Es ist ein 
Skandal, dass sich staatliche Orga¬ 
ne in Deutschland zum Handlanger 
des Erdogan-Regimes machen und 
die Unterdrückung freier Kunst und 
Kultur in Deutschland fortsetzen. Der 
schmutzige Deal zwischen Merkel und 
Erdogan hat viele Facetten. Dazu ge¬ 
hört auch, dass die deutsche Regie¬ 
rung für die Mitglieder der Gruppe 
Grup Yorum ein Einreiseverbot in 
den Schengen-Raum verhängt hat.“ 

Die DKP fordert, dass die Grup 
Yorum ihr geplantes Konzert am 
18. Juni in Gladbeck durchführen 
kann und unterstützt Protestaktio¬ 
nen in Gladbeck für einen Auftritt 
der Band. Unterstützt die Mahnwa¬ 
chen gegen das Verbot des Grup Yo- 
rum-Konzerts: Täglich 10.00 Uhr bis 
1700 Uhr, Freitag bis 13.00 Uhr vor 
dem Rathaus in Gladbeck. 

Auf dem UZ-Pressefest - Volks¬ 
fest der DKP - im Dortmunder Re¬ 
vierpark Wischlingen hat Grup Yo¬ 
rum am 2. Juli einen weiteren Auf¬ 
tritt. Es wird eine große Manifestation 
der internationalen Solidarität gegen 
Rassismus, Krieg und politische Ver- 
folgung. 


Entfernt und beseitigt die Atomwaffen! 

Vier kommunistische Parteien beteiligen sich an Blockade und Protest am US-Stützpunkt Büchel 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Lucas Zeise zum Wirtschaftsgipfel in Japan 

Fünf gegen Merkel 


Nachrichten vom Häuserkampf 

Krankenhausbetreiber Ameos und Ingenieursbüro IAV weigern sich, 
Tarifabschlüsse zu übernehmen 


Man glaubt es kaum, aber die jüngste 
Veranstaltung in Japan war ein Wirt- 
schaftsgipfel. Liest man die deutsche 
Qualitätspresse darüber, so kann man 
nette Bildchen sehen, die zeigen, wie 
Barack Obama über den Rasen des 
Shinto-Heiligtums in Ise-Shima wan¬ 
delt, oder wie die sieben Staats- und 
Regierungschefs (G7 genannt) sich den 
Untergang der Sonne ansehen. In ei¬ 
nigen besonders seriösen Blättern war 
auch zu lesen, dass die deutsche Kanz¬ 
lerin Unterstützung bei den sechs Kol¬ 
legen für ihre Behandlung der Flücht¬ 
lingsfrage bekommen hatte und dass 



sie darob sehr zufrieden gewesen sei. 
Manche Zeitung verwies auch darauf, 
dass Russland so schnell nicht wieder 
zum erlesenen Gipfeltreffen (dann wie¬ 
der G8) eingeladen werden würde, dass 
im Gegenteil an den Sanktionen gegen 
das Land festgehalten werden solle und 
dass auch China getadelt worden sei, 
weil es im Chinesischen Meer immer 
mal wieder die Marine aufkreuzen 
lässt. 

Hatten die sechs Herren mit einer 
Dame vergessen, um was es bei den G7- 
Gipfeln eigentlich geht? Es sind Welt¬ 
wirtschaftsgipfel. Sie dienen der Selbst¬ 
verständigung der herrschenden Kreise 
in den sieben größten kapitalistischen 
Ländern. Ehemals muss man deswe¬ 
gen sagen, weil heute Länder wie Chi¬ 
na und Indien diesen sieben nicht nur 
an Menschenzahl, sondern den meisten 
der sieben auch an der Wirtschaftsleis¬ 
tung - wie immer berechnet - überle¬ 
gen sind. Nun gibt es ja auch die Ein¬ 
richtung der G20, wo neben den sieben 
(USA, Japan, Deutschland, Frankreich, 
Britannien, Italien und Kanada) große 
und wichtige Länder wie zum Beispiel 
Brasilien, Indonesien, Iran, Russland, 
Indien und China vertreten sind. In 
den Beratungen zu Beginn der großen 
Weltwirtschaftskrise spielten die G20 


eine größere Rolle. Obwohl die exklu¬ 
siven G7 damals begriffen hatten, dass 
eine solche, von ihrem Finanzkapital 
verursachte Krise ohne ein Arrange¬ 
ment mit der übrigen Welt nicht zu 
überstehen, geschweige denn zu be¬ 
wältigen war, hielten sie am exklusiven 
Format der G7 fest. 

Man muss das verstehen. Es gilt, 
sich erst einmal untereinander im fei¬ 
nen Club der imperialistischen Staaten 
zu verständigen, welche die Führungs¬ 
rolle der USA anerkennen. Und, wie 
sowohl die Geschichte der Wirtschafts¬ 
gipfeltreffen als auch die aktuelle Situ¬ 
ation zeigen, gibt es eine Menge, wor¬ 
über zu streiten sich lohnt. Das Kom¬ 
munique der Sieben beginnt mit einer 
Klage über das globale Wachstum, das 
mäßig und unter dem,Potentialwachs¬ 
tum 4 geblieben sei. Wenn man so vom 
,Potentialwachstum 4 spricht, heißt das 
üblicherweise, dass das wirkliche, nicht 
nur das theoretisch mögliche Wachs¬ 
tum mit geeigneten Maßnahmen an¬ 
gehoben werden kann. Zu solchen 
Maßnahmen ruft die gemeinsam diplo¬ 
matisch gebastelte Erklärung als „Ise- 
Shima Economic Initiative 44 auf. 

Und was für eine Art Maßnahmen 
ist da gemeint? Eine Forderung nach 
gemeinsamen Konjunkturprogram¬ 
men werde in Ise-Shima von keiner 
Seite gestellt, konnte man in der im¬ 
mer noch seriösesten aller deutschen 
Tageszeitungen lesen. Sie und die an¬ 
deren Blätter hören genau zu, wenn die 
Beamten und Berater des deutschen 
Finanzministeriums die richtige Inter¬ 
pretation eines solchen Gipfeltreffens 
liefern. Man muss sich aber nicht wun¬ 
dern, dass in nicht-deutschen Zeitun¬ 
gen anderes steht. Der Wortlaut der 
Gipfelerklärung, wo von koordinier¬ 
ten fiskalischen Maßnahmen und da¬ 
von die Rede ist, „die Steuerpolitik und 
die öffentlichen Ausgaben so wachs¬ 
tumsfreundlich zu gestalten seien wie 
irgend möglich 44 zeigt, dass die nicht¬ 
deutschen Zeitungen recht haben. 

Wenn man es weniger diplomatisch 
ausdrücken will, kann man konstatie¬ 
ren: Fünf der sieben Gipfelteilnehmer 
haben es satt, dass Deutschland den 
höchsten Leistungsbilanzüberschuss 
(von acht Prozent des BIP - Bruttoin¬ 
landsprodukts) aufrechterhält, dass die 
deutsche Sparpolitik die EU- und Welt¬ 
wirtschaft weiter bremst und damit die 
Krise verschärft. Unklar ist noch, was 
aus dem kollektiven Unmut mit dem 
Kurs der Regierung Merkel/Schäub¬ 
le folgt. Sicher ist nur: Über die Wirt¬ 
schaftspolitik streiten sie, und einig 
sind sie sich nur in der Gegnerschaft 
zu Russland und China. 


EDEKA/Kaiser’s Tengelmann 

Die Tarifkommission der Gewerkschaft 
Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG) 
hat sich Ende letzter Woche zur vierten 
Verhandlungsrunde mit EDEKA-Ver¬ 
tretern in Hannover getroffen. Verhan¬ 
delt wurde der von EDEKA vorgeleg¬ 
te Entwurf eines Tarifvertrags, der die 
Auflagen des Bundes Wirtschaftsminis¬ 
teriums zur Beschäftigungssicherung 
umsetzen muss. 

Bundeswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel hatte in Aussicht gestellt, die 
geplante Übernahme von Kaisers Ten¬ 
gelmann durch EDEKA unter Aufla¬ 
gen zu genehmigen, darunter fällt vor 
allem die Zusage zur Beschäftigungs¬ 
sicherung. 

Die NGG spricht in einer Presse¬ 
mitteilung von einer „spürbaren An¬ 
nährung bei der Frage der Fortgeltung 
der Tarifverträge 44 . Schwierig sei hinge¬ 
gen das Thema „Investitionsverpflich¬ 
tung 44 in die Standorte gemäß der vom 
Ministerium gemachten Auflagen. „Wir 
sind auf einem guten Weg 44 so die Ein¬ 
schätzung von Claus-Harald Güster, 
stellvertretender Vorsitzender der Ge¬ 
werkschaft NGG. 

Die NGG vertritt rund 500 Beschäf¬ 
tigte der Birkenhof GmbH & Co. KG, 
einer Tochtergesellschaft von Kaiser’s 
Tengelmann, in den Fleischwerken Do¬ 
nauwörth (Bayern), Viersen (NRW) 
und Perwenitz (Brandenburg). 


Nächster Verhandlungstermin ist 
der 14. Juni 2016. 

Verdächtige Spenden für SPD 

Die Berliner SPD erhielt fünf Spenden 
von einer Person, nämlich vom Bauun¬ 
ternehmer Klaus Groth, die alle knapp 
unter der Publikationsgrenze von 10 000 
Euro blieben, berichtet die BZ. Beträge 
über dieser Grenze werden im jährlichen 
Parteibericht mit namentlicher Nennung 
der Spender veröffentlicht. Verdächtig ist 
das unter anderem deshalb, weil eine die¬ 
ser Spenden an den Kreisverband Lich¬ 
tenberg ging. In diesem ist der Bausena¬ 
tor Andreas Geisel Spitzenkandidat für 
die in wenigen Wochen startenden Wah¬ 
len für das Abgeordneten Haus in Berlin. 
Geisel übernahm nach langen Streitig¬ 
keiten im März 2015 das Planungsverfah¬ 
ren für ein umstrittenes Projekt im Mau¬ 
erpark von Groth mit der Begründung, 
das Projekt habe „außergewöhnliche 
stadtpolitische Bedeutung 44 . Hier hebelte 
er ein Bürgerbegehren von Einwohnern 
aus und ermöglichte dem Baulöwen so 
das Weiterbauen. 

Eine weitere Spende ging an den 
SPD-Kreisverband Neukölln und die 
restlichen drei an den SPD-Landesver- 
band, der allerdings zwei - aus Furcht 
vor einem Verstoß gegen das Parteienge¬ 
setz - wieder zurückgab. Auch die CDU 
erhielt vier Spenden in gleicher Höhe 
von Groth. 


Nachdem die großen Tarifrunden im 
Öffentlichen Dienst und in der Metall¬ 
industrie abgeschlossen sind, beginnt 
nun die Zeit des Häuserkampfes. Bei 
den Ameos-Kliniken für psychische Ge¬ 
sundheit in Osnabrück und Hildesheim 
versuchen die Kolleginnen und Kollegen 
die Übernahme des Tarifergebnisses im 
Öffentlichen Dienst - 2,4 Prozent ab 
1. März 2016 und 2,35 Prozent ab 1. Fe¬ 
bruar 2017 - und die Verlängerung des 
Kündigungsschutzes und die Begrenzung 
von Leiharbeit und Werkverträgen zu er¬ 
reichen. Dafür wird seit dem 24. Mai ge¬ 
streikt. 

Seit Februar des Jahres führt ver.di 
Tarifverhandlungen mit Ameos für die 
Beschäftigten der Kliniken in Hildes¬ 
heim und Osnabrück. Trotz zahlreicher 
Termine ist es bisher zu keiner Einigung 
gekommen. Am 19. Mai erklärte ver.di 
die Verhandlungen für gescheitert und 
rief die Beschäftigten der beiden Klini¬ 
ken zum Streik ab dem 24. Mai auf. Eine 
Notdienstvereinbarung regelt die Patien¬ 
tenversorgung während des Streiks. Ver. 
di-Sekretärin Nicole Verlage wies darauf 
hin, wie schwierig es sei, bei Ameos ei¬ 
nerseits eine Notdienstvereinbarung ab¬ 
zuschließen und gleichzeitig noch Kol¬ 
leginnen und Kollegen übrig zu haben, 
die Zeit zum streiken haben. Fehlendes 
Personal und die entsprechend schlech- 


Das Letzte Angebot von Ameos: 

★ Entgelterhöhung von 1,55 Prozent 
(aufs Jahr gerechnet), Streichung der 
leistungsorientierten Bezahlung (0,5 
Prozent eines Jahresgehaltes) und 
der Krankenhauszulage (25 Euro pro 
Monat). Für 2016 würde das einem 
Einkommensverlust gleichkommen. 

★ Verlängerung des Kündigungs¬ 
schutzes (mit Abstrichen) um zwei 
Jahre 

★ Schrittweise Übernahme der Leih¬ 
arbeiterinnen und Leiharbeiter mit 
niedrigerem Gehalt (20 Prozent we- 
niger) 

te Versorgung der Patientinnen und Pa¬ 
tienten sind seit der zwischen 2005 und 
2007 erfolgten Privatisierung der Lan¬ 
deskrankenhäuser in Niedersachsen ein 
Problem. Private Krankenhauskonzerne 
wie Ameos „lösen 44 es, indem sie mehr 
Druck auf die Beschäftigten ausüben. 
Dazu gehört, dass Ameos über eine ei¬ 
gene Service-Gesellschaft oft nur befris¬ 
tet einstellt, was nach ver.di-Angaben 
„eine Atmosphäre der Angst und Unsi¬ 
cherheit 44 schafft. 

Auch die erste Tarifverhandlung für die 
rund 6 000 Beschäftigten der Ingenieur¬ 
gesellschaft Auto und Verkehr (IAV) en¬ 
dete nicht mit der Übernahme des Tari¬ 
fergebnisses in der Metallindustrie. Die 


Kapitalseite verweigerte ein Angebot 
und forderte Einschnitte bei den Ein¬ 
stiegsgehältern, „um die Rendite zu er¬ 
höhen 44 , wie es in einer Pressemitteilung 
der IG Metall heißt. Zudem beabsichti¬ 
ge das Management des Ingenieurdienst¬ 
leisters deutliche Verschlechterungen bei 
den tarifvertraglich abgesicherten Hö¬ 
herstufungen für alle zukünftigen Be¬ 
schäftigten. 

„Seit drei Monaten ist der Entgelttarif¬ 
vertrag ausgelaufen. Seit drei Monaten 
kennt das Management die Forderung 
der IG Metall von 5 Prozent mehr Geld 
für 12 Monate. Dennoch ist das Manage¬ 
ment untätig geblieben und verweigert 
bis heute ein Angebot. Volkswagen und 
die Fläche haben diese Zeit für einen Ta¬ 
rifabschluss mit der IG Metall genutzt. 
Sollte das Management der IAV bis zur 
zweiten Verhandlung am 10. Juni nicht 
einlenken, droht ein massiver Konflikt 
mit den Metallerinnen und Metallern 44 
sagte IG Metall-Verhandlungsführer 
Thilo Reusch. Er prophezeite, dass die 
meist hochqualifizierten Beschäftigten 
zu anderen Unternehmen der Branche 
oder direkt zu den Automobilherstel¬ 
lern abwanderten, wenn die IAV die 
Attraktivität des Unternehmens aufs 
Spiel setze. 

Die zweite Tarifverhandlung findet am 
10. Juni statt. Lars Mörking 



Liz Mohn: Leitkulturschaffende 


Deutschlands Medienoligarchin Liz 
Mohn kann auf einen Aufstieg zu¬ 
rückblicken, der sich für die Boule¬ 
vard-Presse eignet: Als Telefonistin im 
Bertelsmann-Konzern wurde sie eine 
der Geliebten des Bertelsmann Erben 
Reinhard Mohn, 1963 Scheinehe mit ei¬ 
nem Bertelsmann-Lektor, 1982 wurde 
sie Mohns zweite Ehefrau, um ihn 2009 
zu beerben. 

Ihre Medienmacht gründet sich auf 
die Kontrolle der Bertelsmann SE & 
Co. KGaA, Gütersloh, einem der zehn 
großen Medienkonzerne der Welt, in 
Europa der größte mit gut 17 Milliar¬ 
den Euro Umsatz (2015) durch über 
100 000 Beschäftigte. Der Gewinn 
ist nicht zu ermitteln, weil die Mohns 
den Konzern über eine nicht börsen¬ 
notierte Konstruktion kontrollieren. 
Alle Stimmrechte liegen bei der Ber¬ 
telsmann Verwaltungs GmbH (BVG), 
die sechs Gesellschafter hat, drei da¬ 
von Mohns. Der vierte, Dieter Vogel, 
hat sich in seiner Karriere bei Bertels¬ 
mann als zuverlässiger Strohmann des 
deutschen Finanzkapitals bewährt. Nr. 
5, Jürgen Strube, war BASF-Chef und 
Aufsichtsrat unter vielen anderen bei 
BMW und Allianz. Er hat den Über¬ 
blick, damit in der „Meinungsfreiheit 44 
d.h. der Freiheit der Mohns ihre Mei¬ 
nung zu verbreiten, die Interessen des 
deutschen Finanzkapitals umfassend 
berücksichtigt werden. Nr. 6, Werner 
J. Bauer war Verwaltungsrat bei Nest¬ 
le und L’Oreal. Der Bettencourt-Clan, 
der L’Oreal mit Nestle kontrolliert, 
spielt seit Generationen in der fran¬ 
zösischen Politik eine ähnliche Rol¬ 
le wie Bertelsmann in Deutschland: 
Maximale Unterstützung der jeweils 
reaktionärsten Europa-Politiker, ob 
sie Petain oder Hitler, Sarkozy oder 
Merkel heißen. Die Frankreich-Con¬ 
nection ist für das Teekränzchen inter¬ 
essant, das Liz Mohn mit ihrer Kon¬ 
kurrentin, der bekennenden Transat- 


lantikerin Friede Springer und Angela 
Merkel pflegt. 

Über die diskrete BVG wird steuer¬ 
günstig der Geldfluss zur gemeinnützi¬ 
ge^!) Bertelsmann-Stiftung gesteuert. 
Dort wird die „Leitkultur 44 des deutschen 
Finanzkapitals auf die Schiene gesetzt, 
zunächst in Gesprächskreisen der Kon¬ 


zern-und Politik- 44 Eliten 44 . Deren Ziele 
werden von gesponserten Wissenschaft¬ 
lern mit geeigneten Statistiken unterfüt¬ 
tert und in internationalen Studien in 
einen Rahmen gestellt, in dem sie alter¬ 
nativlos erscheinen. Verbundene Medi¬ 
en und davon abhängige Politiker setzen 
die Empfehlungen um. Ihr bisher größ¬ 
ter Erfolg war die Agenda 2010. Über 
das Centrum für Hochschulentwicklung 
(CHE) nimmt Bertelsmann derzeit mas¬ 
siv Einfluss auf Forschung und Lehre an 
deutschen Hochschulen, nicht zuletzt 
über die sogenannten Rankings. 

Die Bertelsmann-Stiftung spielt 
sich die Bälle zu mit den Konzerngrup¬ 


pen, wo das Geld gemacht wird: Die 
RTL Group hat 32 Sender europaweit 
und 200 Millionen Zuschauer pro Tag. 
Grüner + Jahr, der größte europäische 
Printverlag (Stern etc.) hat Koopera¬ 
tionen mit Holtzbrinck (Zeit, Han¬ 
delsblatt etc.) und eine Sperrminorität 
von über 25 Prozent im Spiegel Verlag. 


Random House ist die weltweit führen¬ 
de Buchverlagsgruppe mit ca. 120 Ein¬ 
zelverlagen: z.B. DVA, wieder mit Ko¬ 
operationen mit Holtzbrinck Verlagen 
wie Rowohlt, S. Fischer, usw. Arvato, 
einer der weltgrößten IT-Dienstleister, 
liefert z.B. sämtliche Module für das 
Management von Kunden- aber auch 
Bürgerbeziehungen, für öffentliche 
Verwaltungen. Der Einstieg in öffentli¬ 
che Verwaltungsaufgaben, auch im Bil¬ 
dungsbereich, ist eines der wichtigsten 
Umsatz-Wachstumsziele. Für ausführli¬ 
che Info zur Manipulationskrake Ber¬ 
telsmann empfehlen wir nachdenksei- 
ten.de 



Liz Mohn mit Büste ihres verstorbenen Mannes Reinhard Mohn im Gütersloher 
Stadtmuseum 
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Lebensmittelsuche zwischen 
Mülltonne und Staatsanwaltschaft 

Gerichte bewerten das „Containern“ nicht immer als Verbrechen 



Hinter diesem Eisentor können Lebensmittel vergammeln. Auf alle Fälle sind sie gesichert - vor „Diebstahl“. 


W er durch einen fehlenden Ar¬ 
beitsplatz und die „Sozialpo¬ 
litik“ von Merkel und Nahles 
so arm gehalten wird, dass er es sich 
nicht leisten kann, regelmäßig Lebens¬ 
mittel zu kaufen, der geht zur „Tafel“ - 
oder er versucht, sich in Abfallcontai¬ 
nern zu „bedienen 4 . 4 Lebensmittel in 
die Tonne zu werfen ist nicht strafbar, 
Lebensmittel aus der Tonne zu fischen 
kann sehr wohl bestraft werden. Die 
DKP unterstützt die Forderung „Con¬ 
tainern ist kein Verbrechen!“ 

Aktueller Anlass ist ein Verfahren 
bei der Staatsanwaltschaft Aachen ge¬ 
gen Personen, die Lebensmittel aus 
einem Abfallcontainer geholt haben. 
Nur: es gab weder eine Anzeige von 
der „geschädigten“ REWE-Filiale an 
der Freunder Landstraße 33-35 noch 
von der Konzernzentrale, dennoch 
wurde daraus durch die Strafverfol¬ 
gungsbehörden ein „schwerer Dieb¬ 
stahl“ konstruiert. 

Das Aachener Gericht muss der 
„Beweisführung“ der Staatsanwalt¬ 
schaft und ihren Strafvorstellungen 
nicht folgen, denn die Gerichte haben 
bisher nicht einheitlich geurteilt. Es 
kann eine Rolle spielen, ob auf Haus¬ 
friedensbruch oder auf Diebstahl er¬ 
kannt wird. Hausfriedensbruch könnte 
angenommen werden, wenn die „Tä¬ 
ter“ über einen Zaun zum Container 
geklettert sind. Diebstahl könnte vor¬ 
liegen, wenn die Lebensmittel nicht 
zum „Eigentumsverlust“ bestimmt ge¬ 
wesen sind. 

Die Gerichte können das Verfah¬ 
ren wegen „Geringfügigkeit“ einstel¬ 
len und lediglich eine Auflage für die 
„Täter“ bestimmen. Es kann aber auch 
anders kommen, wenn man sich „abge¬ 
laufene“ oder „angeditschte“ Lebens¬ 
mittel aus den Container holt. In Dü¬ 
ren erkannte das Amtsgericht: das ist 
Strafbar. Das Landgericht Aachen hob 
das Urteil - ohne Auflage - wieder auf. 
Begründungen waren Geringfügigkeit 
und fehlendes öffentliches Interesse. 
In Köln ging die Justiz von einem „ge¬ 


meinschaftlichen Diebstahl in einem 
besonders schweren Fall“ aus. Auflage: 
60 Stunden gemeinnützige Arbeit. Und 
nun steht wieder Aachen an. Diesmal 
das Amtsgericht. 

Hinter dem aktuellen Fall steckt 
System. Die „Rettung“ von Lebensmit¬ 
teln vor dem drohenden Verderben ist 
strafbewehrt. Für die braunen Bana¬ 
nen, die Äpfel mit Druckstellen und 
die Zitronen im Container gibt es in 
Deutschland einen „Eigentumsvorbe¬ 
halt“. Die Früchte gehören, auch wenn 
sie nicht mehr zu verkaufen sind, dem 
Unternehmen, das sie in die Tonne ge¬ 
klopft hat. Eigentum ist geschützt. An¬ 


ders in der Schweiz und in Österreich: 
„Müll“ wird eher als „herrenlos“ einge¬ 
stuft, kann also straffrei aus den Ton¬ 
nen entnommen werden. 

Zur kapitalistischen Wegwerfkul¬ 
tur gehören auch die EU-Vorgaben: 
Fleischtomaten müssen einen Durch¬ 
messer zwischen 67 und 102 Millime¬ 
ter haben. Bei der Salatgurke darf es in 
der Handelsklasse „Extra 44 auf 10 cm 
Länge nur eine Krümmung von maxi¬ 
mal 10 mm geben. Siehe Verordnung 
Nr. 1677/88 (Gurkenkrümmungsver¬ 
ordnung). Was nicht den Vorgaben 
entspricht kommt erst gar nicht ins 
Regal. 


Die United Nations Food und 
Agriculture Organization (FAO) hat 
ermittelt, dass in Europa pro Jahr und 
Person 280 bis 300 kg Nahrungsmittel 
weggeworfen werden. Im Gegensatz 
zu dieser personenbezogenen Be¬ 
rechnung gibt es keine Statistik da¬ 
rüber, welcher Lebensmittelkonzern 
und welche Handelskette welche Le¬ 
bensmittel in welchem Ausmaß ver¬ 
nichtet. Das ist auch nicht nötig, denn 
Lebensmittelvernichtung im großen 
Stil wird nicht bestraft. Das macht 
eben den Unterschied zum Contai¬ 
nern aus. 

Uwe Koopmann 


Sozialverbände positionieren sich 

Anhörung zur Reform der Hartz-IV-Gesetze im Bundestag 


Am 30. Mai fand im Bundestag eine An¬ 
hörung zur Verschärfung der Hartz-IV- 
Gesetze statt. Zuvor hatten die Spitzen¬ 
verbände der Freien Wohlfahrtspflege 
eine Stellungnahme veröffentlicht. 

Was unter dem Begriff Rechts Ver¬ 
einfachung gerade diskutiert wird, birgt 
für Hartz-IV-Empfänger erhebliche 
Nachteile. So schreiben die Verbände 
in ihrer Erklärung, dass die Anforde¬ 
rungen an Leistungsberechtigte und 
Antragsteller immer weiter steigen und 
gleichzeitig gingen „die Anforderungen 
an die Verwaltung zur Umsetzung von 
zugunsten von Leistungsberechtigten 
ergangenen Urteilen deutlich zurück“. 
Bei dieser ungleichen Verteilung von 
Anforderungen drohe das im Grund¬ 
satz nachvollziehbare Anliegen der Ver¬ 
waltungsvereinfachung auf Kosten der 
Rechtsstaatlichkeit zu gehen. 

Scharf kritisiert wird, dass die Sank¬ 
tionspraxis nicht verändert wird. Vor¬ 
schläge dafür waren unter anderem 
vom Bundesrat eingebracht worden. 
Verbände, ja selbst die Bundesagentur 
für Arbeit hatten vorgeschlagen, die ver¬ 
schärften Sanktionen für unter 25-Jähri- 
ge abzuschaffen, die Sanktionshöhe auf 
maximal 30 Prozent des Regelbedarfs zu 
begrenzen und auf die Sanktionen bei 
den Kosten der Unterkunft zu verzich¬ 
ten. Gleichzeitig sei es notwendig, so die 
Verbände, die „arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente zu reformieren“. Insbeson¬ 
dere Langzeitarbeitslose müssten besser 
gefördert werden, wofür aber Verände¬ 
rungen unter anderem bei den Arbeits¬ 
gelegenheiten und bei der Förderung 
von Arbeitsverhältnissen nötig seien. 


In einigen Fällen soll die Sankti¬ 
onspraxis sogar noch ausgeweitet wer¬ 
den. Langzeitarbeitslose sollen, wenn sie 
63 Jahre alt geworden sind, vom Jobcen¬ 
ter leichter in die Rente geschickt wer¬ 
den, und dabei spielt keine Rolle, dass 
sie deutliche Abschläge hinnehmen 
müssen. Jedes Jahr traf das bisher Tau¬ 
sende, die von den Jobcentern aufgefor¬ 
dert wurden, Rentenanträge zu stellen. 
Wenn sie nicht wollten, stellten die Job¬ 
center einfach die Anträge. 

Darüber hinaus drohen Leistungs¬ 
kürzungen, wenn Hartz-IV-Empfänger 
in den Augen der Jobcenter-Mitarbeiter 
nicht ausreichend mitwirken. Das soll 
bereits dann geschehen, wenn nicht die 
kompletten Unterlagen für die vorzeiti¬ 
ge Verrentung vorgelegt werden. 

Auch bei Kindern, deren Eltern 
getrennt leben, sind Einsparungen ge¬ 
plant. Ist ein Elternteil auf Grundsiche¬ 
rung angewiesen, sollen künftig für den 
Leistungsbezug des Kindes nur Tage 
gelten, an denen es sich auch bei ihm 
aufhält. „Als müsste die Mutter für das 
Kinderzimmer nur tageweise Miete zah¬ 
len“, kommentierte „Die Rheinpfalz 44 
den Plan von Bundesarbeitsministerin 
Andrea Nahles (SPD), „als bekäme sie 
Spielzeug fürs halbe Geld, weil es nur 
die halbe Zeit genutzt wird“. Die Sozi¬ 
alverbände heben dies in ihrer Stellung¬ 
nahme ebenfalls hervor. Diese Rege¬ 
lung führe dazu, „dass das Existenzmi¬ 
nimum des Kindes in dem Haushalt, in 
dem es sich hauptsächlich aufhält, nicht 
gesichert wird 44 da sich der Bedarf des 
Kindes dort kaum verringere, „nur weil 
sich das Kind auch tageweise in einem 


anderen Haushalt aufhält“. Besonders 
Alleinerziehende und ihre Kinder wür¬ 
den schlechter gestellt. 

Eine andere Änderung zulasten von 
Hartz-IV-Empfängern behandelte kürz¬ 
lich das TV-Magazin „Report Mainz“. 
Stellte das Jobcenter falsche Bescheide 
aus, konnten Hartz-IV-Empfänger bis¬ 
her einen Überprüfungsantrag stellen, 
um auch nach Ablauf der Widerspruchs¬ 
frist von einem Monat eine Richtigstel¬ 
lung des Antrags zu bewirken. In vielen 
Fällen geht es dabei um viel Geld, das 
den Leistungsempfängern vorenthal¬ 
ten wurde und nur auf diesem Wege zu 
bekommen war. Dieses Recht soll nun 
aber nach den Recherchen des TV-Ma- 
gazins weitgehend abgeschafft werden. 


Für „Die Rheinpfalz“ ist der Fall 
klar: Hinter Nahles 4 Reformvorhaben 
stehe keine einfache „behördliche Spar¬ 
samkeit 44 sondern die SPD kämpfe auf 
diese Weise um die Gunst der Mittel¬ 
schicht. Denn hinter dem Reformpaket 
stehe ein Menschenbild, „das den Bezie¬ 
her von Sozialleistungen als Schmarot¬ 
zer abstempelt und nicht als jemanden 
begreift, der auf Unterstützung ange¬ 
wiesen ist. Als jemanden, der etwas er¬ 
hält, was er im Grunde nicht verdient 44 . 
Weil es den Beifall und die Stimmen 
derjenigen bringt, die Steuern zahlen, 
müssten die Daumenschrauben bei de¬ 
nen angezogen werden, die vom Staat 
alimentiert würden. 


Bernd Müller 



Kinder von getrennt lebenden Eltern in ALG II—Bezug sind von den Verschärfun¬ 
gen der Hartz-IV-Gesetze besonders betroffen 


Sofortsubvention 
für Milchbauern 

Mindestens 100 Millionen Euro 
hat Bundesagrarminister Christian 
Schmidt (CSU) zugesagt, nachdem er 
sich in Berlin auf dem „Milchgipfel 44 
mit Vertretern von Bauern, Molkerei¬ 
en und des Handels getroffen hatte. 

Die Milchpreise in Deutschland 
sind zum Teil unter 20 Cent je Li¬ 
ter gefallen. Die Produktionskosten 
liegen oft höher, nach Angaben der 
Milchbauern bräuchte es einen Preis 
von etwa 40 Cent je Liter, um diese 
zu decken. Neben der EU-Milchquo- 
te, die abgeschafft wurde, wirkt sich 
die sinkende Nachfrage aus China 
und das Russland-Embargo auf den 
Preis aus. Der Bundesverband Deut¬ 
scher Milchviehhalter (BDM) wies in 
Berlin darauf hin, dass aufgrund der 
niedrigen Milchpreise bereits 8 000 
Höfe aufgegeben wurden. Dem steht 
eine Vergrößerung der Kapazitäten 
der verbleibenden Produzenten ge¬ 
genüber. 

Verfassungsbeschwerde 
gegen CETA 

Campact, Foodwatch und „Mehr 
Demokratie“ legen Verfassungsbe¬ 
schwerde gegen das Freihandelsab¬ 
kommen zwischen EU und Kanda, 
CETA, ein. Dies solle geschehen, 
sobald sich der EU-Ministerrat mit 
dem Abkommen offiziell beschäfti¬ 
ge, so die Organisatoren. Sie argu¬ 
mentieren damit, dass der Minister¬ 
rat CETA „vorläufig“ in Kraft setzen 
will - ohne Zustimmung der nationa¬ 
len Parlamente oder Regierungen -, 
weil dieser Abstimmungsprozess in 
allen 28 EU-Staaten sich über Jahre 
hinziehen könnte. 

„CETA ist nicht nur demokra¬ 
tiepolitisch gefährlich, sondern auch 
verfassungsrechtlich bedenklich. Die 
bisherige Rechtsprechung des Bun¬ 
desverfassungsgerichts lässt nur den 
Schluss zu, dass völkerrechtliche Ver¬ 
träge eines solchen Inhalts nicht mit 
dem Grundgesetz übereinstimmen“, 
wird Bernhard Kempen, Direktor des 
Instituts für Völkerrecht und auslän¬ 
disches öffentliches Recht an der Uni¬ 
versität Köln, in der „jungen Welt“ 
vom Dienstag zitiert. Kempen ver¬ 
tritt das Bündnis als Prozessbevoll¬ 
mächtigter. 

Jedes 7. Kind auf Hartz IV 
angewiesen 

Kinderarmut hat viele hässliche Kon¬ 
sequenzen. Ungesunde Ernährung, 
unzureichend Sport und mangelnde 
außerschulische Bildung (z.B. das er¬ 
lernen eines Musikinstruments) sind 
nur einige der Folgen. Laut einer Stu¬ 
die der Bertelsmann-Stiftung hat jedes 
zehnte armutsgefährdete Kind nicht 
einmal genug Winterkleidung. Dazu 
kommt die soziale Abgrenzung, die 
sich zwangsläufig aus dem Umstand er¬ 
gibt, dass sie aus Geldnot an viele Ak¬ 
tivitäten nicht teilnehmen zu können. 

1,54 Mio. Kinder, 30 000 mehr als 
letztes Jahr, unter 15 müssen diese un¬ 
freiwillige Abgrenzung heute ertragen. 
Das geht aus einer Datenauswertung 
der Linken-Bundestagsabgeordneten 
Sabine Zimmermann hervor. Die Da¬ 
ten stammen von der Bundesagentur 
für Arbeit. Dabei gibt es große regio¬ 
nale Unterschiede. So ist in Berlin und 
Bremen fast jedes dritte Kind betrof¬ 
fen (31,5 Prozent), in Sachen-Anhalt 
sind es 21,8 Prozent, in Hamburg 20,4 
Prozent. Am besten geht es Bayern mit 
6,5 Prozent. Hervorzuheben ist auch 
hier wieder der Unterschied zwischen 
den neuen und alte Bundesländern. In 
Westdeutschland sind 13Prozent der 
Kinder betroffen, in Ostdeutschland 
20,3%. 

Zimmermann wies darauf hin, dass 
es hierbei gar nicht um die Armut der 
Kinder, sondern um die Armut der 
Eltern und die Auswirkungen auf ihre 
Nachkommen ginge. Kinderarmut sei 
vor allem dort verbreitet, wo der Ar¬ 
beitsmarkt immer noch angespannt 
sei und zu großen Teilen aus Nied¬ 
riglohnjobs bestehe. Der GroKo warf 
Zimmermann vor, nichts gegen das seit 
langem bekannte Problem zu tun und 
Forderte eine Erhöhung des Hartz-IV- 
Satzes für Kinder. 
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Dem Spuk entgegentreten 

Erklärung der DKP zum geplanten Nazi-Treffen am 
4. Juni in Dortmund 


Der angemeldete neuerliche Aufzug 
von alten und neuen Nazis aus der 
ganzen Republik und dem Ausland 
in ihrer ,Hochburg 4 Dortmund darf 
nicht unwidersprochen bleiben. Hier 
soll ein weiteres Mal demonstriert 
werden, wohin die Faschisten den bür¬ 
gerlich-demokratischen Staat treiben 
wollen. Sie propagieren eine Zukunft, 
die an der Zerstörung der Weimarer 
Republik und am deutschen Faschis¬ 
mus, an seinem Hass auf Demokratie 
und seinem Rassismus, an seiner zy¬ 
nischen Ideologie und seiner mörde¬ 
rischen Praxis anknüpft. 

„Nie wieder Faschismus! Nie 
wieder Krieg!“ - diesen Konsens 
im befreiten Deutschland verhöhnt 
die Anmeldung. Mit wachsendem 
Abstand vom 8. Mai 1945 war die¬ 
ses Einverständnis und die Notwen¬ 
digkeit des Kampfes für seinen Er¬ 
halt zunehmend beiseite geschoben 
worden - entstanden waren politi¬ 
sche Gleichgültigkeit und Verharm¬ 
losung gegenüber dem Wiederaufle¬ 


ben der verbrecherischen Ideologie 
und Praxis und Verstrickung staatli¬ 
cher Dienste mit ihren Parteien und 
Terrorgruppen. Nur in solchem Klima 
konnten ,Hochburgen 4 der Nazis ent¬ 
stehen und bestehen. 

Wir rufen dazu auf, dem für den 
4. Juni angemeldeten realen Spuk mit 
allen demokratischen Mitteln entge¬ 
genzutreten - zu ihnen gehört auch 
ziviler Ungehorsam, wenn Politik, Po¬ 
lizei und Justiz das nach Artikel 139 
GG angesagte Verbot nicht durchset¬ 
zen. Faschismus in Ideologie und Pra¬ 
xis ist auch versammlungsrechtlich 
kein schützenswertes Gut, sondern 
ein grundsätzlich verfolgenswertes 
Verbrechen! Am Widerstand und ggf. 
notwendigen Ungehorsam der Zivil¬ 
gesellschaft am 4. Juni werden wir uns 
beteiligen. 

Wir fordern das Verbot der ge¬ 
planten Volksverhetzung und bean¬ 
tragen es hiermit. 

Wolfgang Richter für den Kreisvorstand 
der DKP Dortmund 


Verbote von hormonellen 
Schadstoffen ist überfällig 

Chemikalien landen über das Recycling in 
Pizzakartons und Hygieneartikeln 


Wir kommen jeden Tag mit Thermopa- 
pieren in Kontakt, sei es in Form von 
Kassenbons, Fahrkarten, Tickets oder 
Kofferetiketten. Was wir bisher ohne 
groß zu überlegen in die Hand nehmen, 
entpuppt sich nach einer neuen Unter¬ 
suchung des Bundes für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND) als 
schädlich für unsere Gesundheit. Denn 
viele derThermopapiere enthalten den 
hormonellen Schadstoff Bisphenol A 
(BPA) oder die chemisch verwandte 
Chemikalie Bisphenol S (BPS). 

In 15 von 19 Stichproben, die der 
BUND testen ließ, wurden diese Subs¬ 
tanzen nachgewiesen, vor deren Gefah¬ 
ren Experten schon seit Jahren warnen. 
Getestet wurden demnach Kassenbons 
von Tankstellen, großen Drogerie- bzw. 
Handelsunternehmen, Kinoeintritts¬ 
karten und Kofferetiketten von Luft¬ 
hansa und Air Berlin. Die höchsten 
BPA-Werte wurden demnach bei Kas¬ 
senbons von Shell- und Aral-Tankstel- 
len, der Drogeriekette Rossmann und 
bei Eintrittskarten der Kinogruppe Ci- 
nestar gemessen. 

Anlässlich der weltgrößten Messe 
für die Druck- und Druckmedienindus¬ 
trie (Drupa), die am 31. Mai in Düs¬ 
seldorf eröffnete, forderte der BUND 
deshalb die Thermopapier-Hersteller 
wie die deutsche Koehler Group, Kan- 
zan oder Mitsubishi auf, Bisphenole auf 
Eigeninitiative durch längst verfügbare 
sicherere Alternativen zu ersetzen. 

Dass die Hersteller in Eigeninitiati¬ 
ve handeln sollen, liegt vor allem dar¬ 
an, dass es die EU-Kommission bisher 
nicht sonderlich eilig hatte, zu reagie¬ 
ren. Zwar hatte der Ausschuss für Risi¬ 
kobewertung (RAC) der Europäischen 
Chemikalienbehörde ECHA im Juni 
2015 ein Verbot von BPA inThermopa- 
pieren empfohlen. Als Grund wurden 
die enormen gesundheitlichen Risiken 
genannt, die insbesondere schwangere 
Kassiererinnen und alle anderen tref¬ 
fen können, die täglich mit Kassenbons 
hantieren und BPA über ihre Haut auf¬ 
nehmen. Nun will der Regelungsaus¬ 
schuss der EU-Kommission erst über 
ein Jahr später - also vermutlich im Juli 
dieses Jahres - über ein Verbot abstim¬ 
men, was angesichts der bekannten Ge¬ 
sundheitsrisiken schon ein Skandal ist. 
Weitere drei Jahre könnten dann ver¬ 
gehen, bis das Verbot in der Praxis um¬ 
gesetzt ist. 

„Die EU-Kommission geht mit der 
Gesundheit der Menschen fahrlässig 
um“, kommentierte BUND-Chemieex- 
perte Manuel Fernändez das Verhalten 
der Brüsseler Behörde. Der Zeitraum 
zwischen dem Erkennen der Bispenol- 
Gefahren und den erforderlichen Ge¬ 


genmaßnahmen sei einfach zu groß. 
Ein Verbot sei längst überfällig. 

Die Chemikalien Bisphenol A lässt 
sich heute fast überall finden. Sie ist ein 
Grundstoff für das Hartplastik Polycar¬ 
bonat, aus dem Trinkflaschen, mikro¬ 
wellenfeste Kunststoffboxen, Brotdo¬ 
sen und andere Lebensmittelbehälter 
hergestellt werden. Sie ist in Epoxidhar¬ 
zen zu finden, die zur Innenbeschich¬ 
tung von Konserven und Getränkedo¬ 
sen sowie zur Sanierung maroder Was¬ 
serleitungen dienen. Bei Kassenbons 
und anderen Thermopapieren sind BPA 
und BPS die Entwicklersubstanzen, 
und sie werden beim Erhitzen in Kas¬ 
sen- oder Ticketautomaten nur zum Teil 
verbraucht, während der Rest in unge¬ 
bundener Form auf der Papieroberflä¬ 
che verbleibt. Über das Papierrecycling 
landen sie dann beispielsweise in Pizza¬ 
kartons oder Hygieneartikeln. 

Nach Angaben der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit 
(EFSA) wird BPA vom Menschen 
hauptsächlich über die Nahrung auf¬ 
genommen. Zweitwichtigste Quelle ist 
nach Angaben der Behörde der Haut¬ 
kontakt mit Thermopapieren. Weltweit 
werden jedes Jahr rund sechs Millio¬ 
nen Tonnen BPA hergestellt; eine halbe 
Million Tonnen davon in Deutschland. 

BPA sei der bekannteste und meist 
untersuchte Vertreter unter den hor¬ 
monellen Schadstoffen, heißt es in ei¬ 
nem Hintergrundpapier des BUND. 
Fehlbildungen der Geschlechtsorga¬ 
ne, Unfruchtbarkeit, Lernstörungen 
bei Kindern und hormonell bedingte 
Krebsarten wie Hoden-, Prostata- oder 
Brustkrebs werden mit ihm in Verbin¬ 
dung gebracht. Neue Studien hätten 
auch gezeigt, dass BPA Diabetes Typ 
2, Herz-Kreislauf-Erkrankungen und 
Übergewicht mitverursacht. Im Feb¬ 
ruar hatte eine Studie der niederländi¬ 
schen Gesundheitsbehörde (RIVM) ge¬ 
zeigt, dass BPA schon in sehr geringen 
Dosierungen das Immunsystem von 
Ungeborenen im Mutterleib und von 
Kleinkindern angreifen kann, was diese 
später anfälliger für Lebensmittelaller¬ 
gien und Infektionskrankheiten macht. 
Ähnliche Eigenschaften wurden nach 
BUND-Angaben auch für BPS nach¬ 
gewiesen. 

Im Blut und im Urin lasse sich BPA 
bei über 90 Prozent der Bevölkerung 
in den Industriestaaten nachweisen, 
heißt es in dem Hintergrundpapier. Im 
menschlichen Körper wird der Stoff 
zwar relativ schnell abgebaut, aber die 
Zahl deute darauf hin, dass die Men¬ 
schen einer stetigen BPA-Belastung aus 
den unterschiedlichsten Quellen ausge¬ 
setzt sind. Bernd Müller 


Polizeiliche Zuarbeit für 
Naziaufmarsch 


ln diesem Jahr sind die Nazigegner breit wie selten zuvor aufgestellt 
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Dortmunder Südkurve: Protest gegen Neonazis 


Die Dortmunder Polizei setzt auch wei¬ 
terhin auf ihre Geheimhaltungsstrate¬ 
gie, um Aufmärsche von Faschisten vor 
Gegendemonstranten zu schützen. In 
den letzten Tagen kam es zu mehre¬ 
ren Mobilisierungskundgebungen der 
extremen Rechten, die für den 4. Juni 
einen „Tag der deutschen Zukunft“ in 
der Ruhrgebietsmetropole ausgerufen 
haben (UZ berichtete). Der besagte 
Aufmarsch, zu dem seit jeher bundes¬ 
weit mobilisiert wird, findet bereits seit 
2009 in jährlich wechselnden Städten 
statt und gilt als parteiübergreifendes 
Event von Anhängern der neofaschisti¬ 
schen Parteien NPD, „Die Rechte“ und 
„Der III. Weg“ sowie Nazis aus dem 
„Kameradschaftsspektrum“. 

Verschiedene lokale Akteure und 
Bündnisse wollen sich hingegen mit 
der neuerlichen Provokation der Neo¬ 
nazis nicht abfinden und rufen zu 
Protesten und Blockadeaktionen auf. 
Dies, obwohl die Dortmunder Polizei 
bis dato geheim hält, wo die extremen 
Rechten genau aufmarschieren werden 
und damit das Grundrecht der Nazi¬ 


gegner, in Hör- und Sichtweite gegen 
die braunen Hetzer zu protestieren, 
einfach außer Kraft setzt. Dortmunds 
Polizeipräsident Gregor Lange gab bis¬ 
her einzig bekannt, dass die ursprüng¬ 
liche Anmeldung des Aufmarsches in 
der alternativ und multikulturell ge¬ 
prägten Dortmunder Nordstadt „vom 
Tisch sei“. „Weder in der Nordstadt 
noch in der Dortmunder City sollen 
Rechtsextremisten am 4. Juni auf sich 
aufmerksam machen können“, erklärte 
Lange in der vergangen Woche. „Wir 
stehen zur Zeit mit demokratischen 
Versammlungsanmeldern im Dialog, 
um polizeilich einen wirkungsvollen 
friedlichen und gewaltfreien demo¬ 
kratischen Protest gegen rechte, aus¬ 
länderfeindliche und rassistische Ver¬ 
fassungsfeinde zu ermöglichen und 
zu schützen“, behauptete Lange hin¬ 
gegen offensichtlich wahrheitswidrig. 
„Wir fordern Polizeipräsident Lange 
auf, endlich Klartext zu reden. Die An¬ 
wohnerinnen und Anwohner müssen 
sofort über den Naziaufmarsch infor¬ 
miert werden, nicht erst wenige Stun¬ 


den vor der faktischen Abriegelung 
ihres Stadtviertels und der Aushebe- 
lung ihrer Grundrechte“, verlautbarte 
etwa seitens des Bündnisses „Blocka- 
do“ welches den Aufmarsch der Nazis 
mittels Sitzblockaden verhindern will. 
Durch das Zurückhalten von Informa¬ 
tionen trage die Polizei zur Eskalation 
bei, lautet ein weiterer an die Behörde 
gerichteter Vorwurf. 

In diesem Jahr sind die Nazigeg¬ 
ner breit wie selten zuvor aufgestellt. 
Über 30 Straßen und Plätze wurden 
von ihnen bereits für antifaschistische 
Proteste angemeldet. Das Dortmunder 
Schauspielhaus hat sich mit dem Künst¬ 
lerkollektiv „Tools for Action“ zusam¬ 
mengetan und will den Aufmarsch der 
Rechten mit einer „Spiegelbarrikade“ 
stoppen, die aus aufblasbaren und zu¬ 
gleich überdimensional großen silber¬ 
nen Würfeln bestehen soll. Es sind ver¬ 
schiedene kulturelle Protestbeiträge 
und auch ein Gang zu den in der Stadt 
verlegten „Stolpersteinen“ geplant, die 
an Opfer des Faschismus erinnern. 

Markus Bernhardt 


Solinger Bürgerinnen erinnern 
an Brandanschlag 

Bis heute sind nicht alle Umstände der Solinger Morde vollständig aufgeklärt 


Für viele Solingerinnen und Solinger 
stand das vergangene Wochenende im 
Zeichen der Erinnerung an den rassis¬ 
tischen Brandanschlag auf das Haus 
der Familie Gene vor 23 Jahren. Das 
war geschehen: Damals waren Gür- 
sün Ince, Hatice Geng, Gülüstan Öz- 
türk, Hülya Geng und Saime Geng in 
den Flammen oder beim Sprung aus 
dem Fenster gestorben. Weitere Fa¬ 
milienmitglieder wurden teilweise 
schwer verletzt. Drei Tage zuvor hatte 
der Deutsche Bundestag mit der Ein¬ 
führung der so genannten Drittstaa¬ 
tenregelung das Grundrecht auf Asyl 
in Deutschland faktisch abgeschafft. 
„Das Boot ist voll“ - „Deutschland 
den Deutschen - Ausländer raus! “ war 
damals nicht nur die Parole der Neo¬ 
nazis. Allein 1992 kam es zu rund 2 000 
rassistischen Anschlägen und Über¬ 
griffen. 17 Menschen wurden allein in 
jenem Jahr von Neonazis umgebracht. 

Bis heute sind nicht alle Umstände 
der Solinger Morde vollständig aufge¬ 
klärt. So ist nach viel vor im Dunkeln, 
inwieweit der „Verfassungsschutz“ sei¬ 
ne Finger in Spiel hatte. War doch eine 
Kampfsportschule, die ein „V-Mann“ 
betrieben hatte, ein gewisses Zentrum 
der rassistischen Umtriebe. Mehre¬ 


re der jungen Täter ließen sich dort 
„trainieren“. 

Das Bündnis „Bunt statt Braun“ 
lud zur samstäglichen Demo ein. Im 
Aufruf dazu heißt es: 

Solingen hat sich bemüht die Leh¬ 
ren aus dem Brandanschlag am 29. Mai 
1993 zu ziehen. Trotzdem ist - ange¬ 
sichts der zu nehmenden Hetze gegen 
Migrantinnen und Migranten und zu 
uns Geflüchteten, angesichts der wö¬ 
chentlich stattfindenden Anschläge 
auf Flüchtlingsunterkünfte - die Ge¬ 
fahr groß, dass sich die erlebte Gewalt 
auch in unserer Stadt wiederholen 
könnte. Denn auch in Solingen schü¬ 
ren Rechtsextreme und -Populisten 
die Angst vor Überfremdung und Is- 
lamisierung. 

All jene, die sich mit Grauen an die 
Brandanschläge der 1990er Jahre erin¬ 
nern, die angesichts der Hinrichtungen 
durch den NSU Entsetzen empfinden 
und denen sich angesichts des alltäg¬ 
lichen Rassismus der Magen umdreht 
sind gefragt, einzutreten für gleiche 
soziale und politische Rechte für alle 
Menschen, die hier ihren Lebensmit¬ 
telpunkt haben, kommunales Wahl¬ 
recht für alle Solingerinnen und Solin¬ 
ger, ein wirkliches Bleiberecht für alle 


hier lebenden Menschen, das Recht 
auf Doppelte Staatsangehörigkeit, en¬ 
gagierte Arbeit gegen Rassismus und 
diskriminierende Verhaltensweisen.“ 
Ebenso wird gefordert: „Kein Mensch 
ist illegal! Stoppt die menschenverach- 
tende Abschiebepraxis!“ 

Die Aussagen unterstützen in ihren 
Reden Nico Bischoff für das Bündnis 
„Bunt statt Braun“ als einer der jun¬ 
gen Initiatoren der Aktion, der Ober¬ 
bürgermeister der Stadt Solingen, Tim 
Kurzbach mit einem Grußwort, die 
Superintendantin Dr. Ilka Werner und 
weitere Redner. 

Die Aktion klang aus mit einem 
kleinen antirassistischen Konzert im 
beliebten Südpark. Am Sonntagabend 
lud dann die Stadt ein zur offiziellen 
Erinnerungsfeier am Mahnmal gegen 
Rassismus und Nazis. Dieses Mahnmal 
hat seine eigene Geschichte: Begin¬ 
nend 1993, als Reaktion auf den Brand¬ 
anschlag, konnten sich alle, die es woll¬ 
ten, bei der Jugendhilfewerkstatt der 
Stadt Solingen einen Ring bestellen 
und den Namen eingravieren lassen. 
Dieser Ring wurde dann den vielen 
schon vorhandenen Ringen zugefügt. 
Mittlerweile sind es tausende. 

Thomas Klingbeil 
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Unter Phantomschmerzen 
zur Revolution 


Der Parteitag der Linkspartei: Radikale Worte und ein neuer Realismus 



„Ist das nicht zu radikal?“ Der alte und neue Linkspartei-Vorsitzende Bernd Riexinger nach seiner Rede auf dem Magdebur¬ 
ger Parteitag. 


„Es gibt kein linkes Lager mehr “ sagt 
die Linkspartei auf ihrem Parteitag in 
Magdeburg. Sie reagiert mit radikalen 
Worten. 

Ein amputiertes Bein kann schmerzen. 
Eine amputierte Hoffnung auf einen 
Ministersessel auch. Die Partei „Die 
Linke“ hat auf ihrem Parteitag am ver¬ 
gangenen Wochenende in Magdeburg 
festgestellt, dass sie im Moment kei¬ 
ne bundesweite Regierungsoption mit 
SPD und Grünen sieht - SPD und Grü¬ 
ne wollen nicht, auch die Umfragewer¬ 
te legen nahe, dass ein rot-rot-grünes 
Bündnis bei den Bundestagswahlen im 
nächsten Jahr weit von einer Mehrheit 
entfernt sein wird. „Das tut einem klei¬ 
neren Teil der Partei sehr weh“, sagt der 
stellvertretende Parteivorsitzende To¬ 
bias Pflüger gegenüber der UZ, „weil 
dieser Teil nur auf Regierungsbeteili¬ 
gungen gesetzt hat.“ Wulf Gallert hat 
mit diesem Kurs im März die Landtags¬ 
wahl in Sachsen-Anhalt verloren. Die 
Plakate des inhaltsleeren Wahlkampfs 
signiert er am Infostand: Für Luise. 
Wulf Gallert, Frauenversteher. 

Der alte und neue Parteivorsit¬ 
zende Bernd Riexinger wiederholt in 
seiner Rede, was er schon zuvor ge¬ 
meinsam mit Katja Kipping in einem 
Strategiepapier formuliert hatte: „Wir 
haben seit Jahren kein linkes Lager 
der Parteien.“ Applaus. Die Formel: 
„Es gibt kein linkes Lager“ wollen 
linke Delegierte als Absage an den 
Kurs auf Regierungsbeteiligungen se¬ 
hen und damit als Ausgangspunkt für 
stärker antikapitalistische Politik der 
Linkspartei. „Da würde ich nicht klat¬ 
schen“, sagt Riexinger. „Ihr müsst nicht 
glauben, dass mich das freut - im Ge¬ 
genteil.“ Friedrich Rabe, der als Mit¬ 
glied der Kommunistischen Plattform 
(KPF) dem Parteitagspräsidium ange¬ 
hört, sagt im Gespräch mit UZ: Die 
Formel vom linken Lager, das es nicht 
mehr gebe, „beschreibt einen Phan¬ 
tomschmerz“. 

Diese Formel ist der Ausdruck des 
neuen Kompromisses, den die inner¬ 
parteilichen Strömungen in den letz¬ 
ten Monaten ausgehandelt haben, und 
sie ist offen für unterschiedliche Inter¬ 
pretationen. Die beiden Parteivorsit¬ 
zenden, so Tobias Pflüger, verbinden 
mit dieser Formel keine Absage an 
Regierungsbeteiligungen. Auch Bodo 
Ramelow, der Thüringer Ministerprä¬ 
sident einer rot-rot-grünen Regierung, 
schreibt in der Rede, die er eigentlich 
auf dem Parteitag hätte halten sollen: 
Es gebe kein rot-rot-grünes Lager. 

Bodo Ramelow ist nicht zum Par¬ 
teitag gekommen. Er lässt sich von der 
Thüringer Partei- und Fraktionsvor¬ 
sitzenden Susanne Henning-Wellsow 
vertreten und ausrichten, dass er krank 
sei - der Arzt habe ihm das Sprechen 
verboten. Das hindert ihn nicht daran, 


am Samstagmorgen den 25. Thüringer 
Wandertag als Schirmherr zu eröffnen. 

Dass auch in Thüringen die Behör¬ 
den Flüchtlinge abschieben, kritisieren 
einige Redebeiträge und Zwischenrufe 
bei der Rede Henning-Wellsows. In sei¬ 
ner nicht gehaltenen Rede betont Ra¬ 
melow, „dass unser Gewissen rein ist“, 
weil auch seine Regierung daran ge¬ 
bunden sei, „geltendes Recht zu vollzie¬ 
hen“ - „jede einzelne dieser Abschie¬ 
bungen empfinde ich als Niederlage“. 
Die Thüringer Landtagsabgeordnete Jo¬ 
hanna Scheringer-Wright schätzt gegen¬ 
über UZ ein, dass die Landesregierung 
nicht alle vorhandenen Spielräume nut¬ 
ze, um Abschiebungen auch ohne Recht 
zu brechen zu verhindern. „Von einer 
Regierung, in der die Partei,Die Linke 4 
den Ministerpräsidenten stellt, erwar¬ 
te ich mir spürbare Verbesserungen“, 
so Scheringer-Wright, „und die gibt es 
nicht in ausreichendem Maße.“ 

Gegen den Schmerz der fehlenden 
Regierungsoption können radikale 
Worte helfen. „Die sozialistische Uto¬ 
pie lebt in unser aller Herzen“, darauf 
legt Henning-Wellsow wert. In ihrer 
Vorstellung zur Wahl der Parteivorsit¬ 
zenden nennt Katja Kipping ihre „per¬ 
sönliche Richtschnur“: „Revolutionä¬ 
re Realpolitik, wie Rosa Luxemburg 
das genannt hat“ (die damit allerdings 
meinte, die tägliche Kleinarbeit der 
Arbeiterpartei dem Ziel der sozialis¬ 
tischen Revolution unterzuordnen). 
Riexinger wiederholt, dass die Links¬ 
partei „für eine Revolution der Ge¬ 
rechtigkeit“ kämpfe. „Ist das nicht zu 
radikal?“ Die neoliberale Politik könne 
man nicht „in Tippelschritten rückgän¬ 
gig“ machen, die Partei brauche „revo¬ 
lutionäre Geduld - aber wir brauchen 


auch revolutionäre Ungeduld“. Das 
Wort „Revolution“ fällt oft auf diesem 
Parteitag. Einige vom linke Parteiflü¬ 
gel hoffen, das Wort mit Inhalt füllen 
zu können: Eine Umwälzung der kapi¬ 
talistischen Eigentums- und Machtver¬ 
hältnisse statt eines „Politikwechsels“ 
weg vom Neoliberalismus. 

Die Medienberichte über den Par¬ 
teitag waren im Vorfeld geprägt davon, 
dass Gregor Gysi seiner Partei unter¬ 
stellte, sie sei „saft- und kraftlos“, weil 
sie den Eindruck vermittele, sich nicht 
an der nächsten Bundesregierung zu 
beteiligen. Im Nachhinein stand im Mit¬ 
telpunkt, dass ein Antideutscher Sahra 
Wagenknecht eine Torte ins Gesicht ge¬ 
worfen hatte. Die hatte im Januar mit 
Blick auf die Kölner Silvesternacht ver¬ 
kündet: „Wer Gastrecht missbraucht, 
der hat Gastrecht eben auch verwirkt.“ 
Das nahmen die Tortenwerfer zum Vor¬ 
wand, um Wagenknecht mit Beatrix von 
Storch gleichzusetzen. Wagenknecht 
war für diese Äußerung auch in der ei¬ 
genen Partei scharf kritisiert worden. 
Auf den Angriff reagierte die Partei mit 
dem Hinweis darauf, dass keiner ihrer 
Abgeordneten irgendeiner Verschär¬ 
fung des Asylrechts zugestimmt habe. 

Auf dem Parteitag selbst verlief 
die Debatte weniger kontrovers und 
polemisch als bei vergangenen Tagun¬ 
gen - der Parteitag sei vor allem „ein 
bisschen langweilig“, sagten Delegier¬ 
te. Die bestehenden Kontroversen trug 
die Partei weniger in Debatten am Mi¬ 
krofon und in Abstimmungen aus und 
mehr in Verhandlungen über Antrags¬ 
texte im Vorfeld. Der Ton der Debatte 
in der Linkspartei ist sachlicher gewor¬ 
den - „Leute, die lange nicht mitein¬ 
ander geredet haben, reden nun mit¬ 


einander“, erzählt Tobias Pflüger. Der 
Grund für diesen neuen Ton sei die 
neue, realistische Einschätzung, dass 
es im Moment keine unmittelbaren 
Möglichkeiten für Regierungskoalitio¬ 
nen gebe. „Das nimmt ein bisschen die 
Aufregung raus.“ 

2014, als die Linkspartei in Ham¬ 
burg ihre Liste für die Wahl zum Eu¬ 
ropaparlament gewählt hatte, war die 
Aufregung größer. Tobias Pflüger wur¬ 
de nicht als Kandidat aufgestellt. Dass 
die EU eine „neoliberale, militaristische 
und weithin undemokratische Macht“ 
ist, wollte die Mehrheit der Delegierten 
damals nicht im Wahlprogramm lesen. 
Nun schätzte der Parteitag ein: „Diese 
EU ist unsozial, undemokratisch und 
militaristisch.“ In der Ablehnung von 
Auslandseinsätzen und imperialisti¬ 
schen Kriegsbündnissen wird der be¬ 
schlossene Leitantrag deutlicher als in 
der Vergangenheit. Andere kontrover¬ 
se Fragen klammerten die Delegierten 
und die Dokumente weitgehend aus - 
die Einschätzung der Entwicklungen 
in Griechenland und der griechischen 
Schwesterpartei Syriza spielte fast kei¬ 
ne Rolle, die Formel vom linken Lager 
lässt Interpretationsspielräume. Bei 
der Wahl zum Parteivorstand konnten 
sich einige Vertreter der Parteilinken 
gegen ihre Mitbewerber durchsetzen. 
Die Linken in der Linkspartei bewer¬ 
ten den Parteitag vorsichtig positiv: 
„Besser als gar nichts“ sei es gewe¬ 
sen, der Parteitag habe eine „gelinde 
Linkswende“ gebracht. Eine nüchterne 
Einschätzung der eigenen Möglichkei¬ 
ten und Kompromissformeln, radikale 
Worte und einige linke Akzente - das 
war der Parteitag in Magdeburg. 

Olaf Matthes 


Dokumentiert 


Kein Drohnenkrieg - Stopp Ramstein 

Appell der Planungskonferenz „Stopp Ramstein“ 


Ramstein steht für die Politik von In¬ 
terventionen und Krieg, von Überwa¬ 
chung und Militarismus. Von Ramstein 
gehen durch die weltweiten Drohnen¬ 
einsätze tagtäglich Tod, Leid, Terror 
und Verderben aus. Drohnenkrieg ist 
Serienmord. 

Als erstes muss die Drohnenrelais¬ 
station geschlossen werden, wenn Frie¬ 
den und Abrüstung weltweit eine Chan¬ 
ce bekommen sollen. 

Unser großes Ziel ist die Airbase zu 
schließen. Wir fordern die Bundesregie¬ 
rung auf, den Truppenstationierungs¬ 
vertrag zu kündigen. 

Das geschieht nicht von allein. Die 
Bundesregierung ist nicht bereit, den 
Friedensintentionen des Grundgeset¬ 
zes Folge zu leisten. 

Wir wollen am 11. 6. gegen Krieg 
und Waffen demonstrieren und mit ei¬ 


ner symbolischen Menschenkette von 
Kaiserslautern bis zur Air Base Ram¬ 
stein für die überlebensnotwendige Al¬ 
ternative Frieden werben. Wir wollen 
den Druck auf die Politik erhöhen. Wir 
wollen ein unüberhörbares Zeichen set¬ 
zen: Die Mehrheit der Menschen in un¬ 
serem Land will keinen Krieg und keine 
Kriegsvorbereitung. 

Wir wissen, wie schwer es in dieser 
Zeit ist, Menschen zu gewinnen und für 
den Frieden aktiv zu werden. Wir sind 
noch lange nicht genug. Deshalb wen¬ 
den wir uns an: 

★ die Menschen der Region: Eine fried¬ 
liche Zukunft kann es nur ohne die Air¬ 
base Ramstein geben. Ramstein ist der 
Magnet, der die Zerstörung anzieht. 
Ramstein ist üble Luft- und Wasser¬ 
verschmutzung, permanenter gesund¬ 
heitsgefährdender Lärm. Eine tägliche 


Verminderung der Qualität des Lebens. 
Demonstriert mit uns! 

★ die Friedensbewegten überall in un¬ 
serem Land: Kommt mit uns nach Ram¬ 
stein! Ramstein wird eine wichtige und 
eindrucksvolle Aktion der Friedens¬ 
bewegung werden. In einer Zeit zu¬ 
nehmender Konflikte und Kriege soll 
sie Mut machen für weitere Aktionen 
und stärkt uns in unserer täglichen Ar¬ 
beit. So begrüßen wir vielfältige weitere 
Friedensaktionen. 

★ die Unentschlossenen und noch Zö¬ 
gernden: Nehmt den Frieden mit uns 
in Eure Hände! Nur durch eigenes ak¬ 
tives Engagement können wir Verän¬ 
derungen erreichen. Durch eine große 
Aktion der Gemeinsamkeit und der 
Solidarität schöpfen wir neue Kraft 
gegen Individualisierung und Verein¬ 
zelung. 


★ alle: Der Friedensgedanke soll sich 
in einer großen einheitlichen Aktion in 
Ramstein niederschlagen. Bei uns gibt 
es keinen Platz für Rechtspopulismus, 
Rassismus und Antiamerikanismus. 

Lasst uns gemeinsam deutlich ma¬ 
chen: Wir wollen keinen Drohnenkrieg 
von deutschem Boden aus. Wir wollen 
keine Interventionskriege, keinen NA- 
TO-Aufmarsch in Osteuropa, keine 
Konfrontation mit Russland. Frieden 
verlangt Abrüstung, friedliche Konflikt¬ 
bearbeitung und vor allem Engagement. 

Wir wollen die Umwandlung bisher 
militärisch genutzter Flächen und Ein¬ 
richtungen für zivile Zwecke und Ar¬ 
beitsplätze (Konversionsprozess). 

Dafür steht die Menschenkette 
von Kaiserslautern nach Ramstein am 
11.6.2016. 

Mach mit, auch Du und Du! 


NSU-Akten vernichtet 

Durch einlaufendes Hochwasser in 
Archivräumen der Staatsanwaltschaft 
Chemnitz sind wiederholt und weit 
mehr Akten vernichtet worden als be¬ 
fürchtet. Dies berichtete die Obfrau der 
sächsischen Linksfraktion im NSU-Un- 
tersuchungsausschuss, Kerstin Köditz. 
Während für das Jahr 2002 „keine Aus¬ 
sagen zum konkreten Umfang der ver¬ 
nichteten Akten“ mehr getroffen wer¬ 
den können, handelte es sich im Jahr 
2010 um „ca. 600 laufende Meter Ak¬ 
ten“, wie das Staatsministerium der Jus¬ 
tiz auf eine Kleine Anfrage der Land¬ 
tagsabgeordneten antwortete. 

„Zum Anteil der vernichteten Ak¬ 
ten, die einen Bezug zur politisch mo¬ 
tivierten Kriminalität haben, wird zwar 
keine Aussage getroffen. Aber nach 
meinen Informationen waren unter den 
vernichteten Beständen auch Ermitt¬ 
lungsverfahren zu mehreren mutmaß¬ 
lichen NSU-Unterstützern, darunter 
Jan W. und Thomas S.“ gab Köditz be¬ 
kannt. Auch die Ermittlungsakten zu ei¬ 
nem rechtsmotivierten Tötungsverbre¬ 
chen im Jahr 1999 in Oberlungwitz, in 
dem der V-Mann Ralf M. zumindest als 
Zeuge aufgeführt war, seien auf diesem 
Wege abhanden gekommen. Anders, als 
mithin berichtet, seien diese Unterlagen 
auch nicht wieder aufgetaucht. Dem 
sächsischen NSU-Untersuchungsaus- 
schuss stünden aber Akten der Polizei 
zum gleichen Fall zur Verfügung. 

Offenbar gab es im Jahr 2002 zu¬ 
dem Verluste bei Aktenbeständen der 
Staatsanwaltschaft Dresden, weil dort 
Grundwasser in Archivräume einge¬ 
drungen war. Hier wurden Unterlagen 
zu mehr als 500 Ermittlungsverfahren 
vollständig vernichtet. So eine Gefahr 
bestehe heute bei keiner sächsischen 
Staatsanwaltschaft mehr, erklärte der 
Justizminister. Nach seiner Darstel¬ 
lung hatten sich indes die nach 2002 
in Chemnitz getroffenen Maßnahmen 
zum Hochwasserschutz als nicht aus¬ 
reichend erwiesen. „Womöglich wird 
der Untersuchungsausschuss das über¬ 
prüfen müssen - ihm liegen nämlich 
Hinweise vor, dass im Jahr 2002 kei¬ 
ne ernsthaften Schritte unternommen 
worden waren, bedrohtes Archivgut 
zu sichern“, erklärte hingegen Kerstin 
Köditz. 

Rentenversicherung 
für Gefangene 

Das Komitee für Grundrechte und De¬ 
mokratie hat die Justizministerkonfe¬ 
renz (JuMiKo) aufgefordert, endlich den 
Weg für die Einbeziehung der Gefange¬ 
nen in die gesetzliche Rentenversiche¬ 
rung freizumachen, damit der Bund das 
notwendige Gesetz erlassen kann. 

Seit 1977 war mit dem damals neu¬ 
en Strafvollzugsgesetz die Einbeziehung 
der Strafgefangenen in die Rentenversi¬ 
cherung fest vorgesehen, scheiterte je¬ 
doch immer wieder an finanziellen Vor¬ 
behalten der Länder. Eine Petition des 
Grundrechtekomitees von 2011 wurde 
vom Bundestag zur weiteren Befassung 
an die Bundesregierung und die Landes¬ 
vertretungen weitergeleitet. In einigen 
Landesvertretungen fanden daraufhin 
Beratungen statt, ebenfalls im Bundes¬ 
tag, der wiederholt auf die Länder ver¬ 
wies. Der Bund muss das notwendige 
Gesetz erlassen, die Länder müssen zu¬ 
stimmen. Die JuMiKo hatte im Juni 2015 
den Strafvollzugsausschuss beauftragt, 
die Möglichkeiten der Einbeziehung zu 
überprüfen. Offensichtlich soll nun ein 
Ergebnis vorgelegt werden. 

Das Grundrechtekomitee erinnerte 
noch einmal daran, dass „der Gesetzge¬ 
ber mit der Entscheidung von 1976/77 
eine Selbstbindung eingegangen“ sei. 
„Über den Freiheitsentzug hinaus dür¬ 
fen den Strafgefangenen keine vermeid¬ 
baren weiteren Schädigungen oder Dop¬ 
pelbestrafungen zugefügt werden“, kon¬ 
statierte die Bürgerrechtsorganisation. 
Der Resozialisierungsauftrag fordere 
außerdem die Angleichung an die sons¬ 
tigen Lebensverhältnisse. „Schädlichen 
Folgen des Strafvollzugs, die über den 
Entzug der Freiheit hinausgehen, ist ent¬ 
gegenzuwirken. Aus dem Sozialstaats¬ 
prinzip, dem Gleichheitsgrundsatz und 
dem Würde-Prinzip des Grundgesetzes 
leitet sich ebenfalls die Notwendigkeit 
der Einbeziehung der Strafgefangenen 
in die Rentenversicherung ab“, so das 
Grundrechtekomitee weiter. 








6 Freitag, 3. Juni 2016 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Berater mit NATO-Erfahrung 

Der ukrainische Präsident Poroschen- 
ko kommt ohne ausländische Helfer 
nicht mehr zurecht. Per Erlass ernann¬ 
te er nun den früheren NATO-Gene- 
ralsekretär Anders Fogh Rasmussen 
zu seinem Berater. Der vormalige dä¬ 
nische Regierungschef Rasmussen war 
von 2009 bis 2014 Chef des westlichen 
Kriegsbündnisses. Die ukrainische Füh¬ 
rung strebt langfristig einen Beitritt zur 
NATO an. 

PAME in Frankreich 

Die griechische Gewerkschaftsfront 
PAME schickte Anfang dieser Woche 
eine Delegation nach Frankreich, um 
ihre Solidarität mit den streikenden 
Kolleginnen und Kollegen auszudrü¬ 
cken. Am Dienstag war geplant, dass 
die Delegation an einer Streikdemons¬ 
tration teilnimmt und eine Rede bei 
einer Versammlung der Eisenbahnbe¬ 
schäftigten der CGT in Versailles hält. 

Putin besucht Tsipras 

Der russische Präsident Putin ist in der 
vergangenen Woche zu Gesprächen 
nach Athen gereist. Ihn begleiteten 
mehrere Minister und Konzernvertre¬ 
ter. Athen hoffe auf Kooperation mit 
Russland im Bereich Energie sowie auf 
eine Beteiligung russischer Unterneh¬ 
men am griechischen Privatisierungs¬ 
programm, berichtete das griechische 
Staatsfernsehen (ERT). 

Im Mittelpunkt der Gespräche Pu¬ 
tins mit Regierungschef Alexis Tsipras 
standen die wirtschaftliche Zusammen¬ 
arbeit, Energiethemen, die Lage im öst¬ 
lichen Mittelmeer sowie die Beziehun¬ 
gen Russlands zur EU und zur NATO, 
berichteten die Medien. Es sollen Ko¬ 
operationsabkommen in den Bereichen 
Energie, Tourismus und Kultur unter¬ 
zeichnet werden. Griechenland erwar¬ 
tet dieses Jahr mehr als eine Million 
Touristen aus Russland. 

Syriza verliert 

Gut acht Monate nach der letzten Wahl 
hat Syriza deutlich an Popularität ein¬ 
gebüßt. Laut einer aktuellen Um¬ 
frage sackte sie von 35,5 Prozent auf 
17,5 Prozent ab. Stärkste Kraft würde 
mit 25,5 Prozent die konservative Nea 
Dimokratia werden. 

US-Konvoi durch Europa 

Ein Konvoi der US-Armee hat in der 
vergangenen Woche Truppen und Waf¬ 
fen ins Baltikum transportiert. Der 
Transport führt rund 420 Soldaten und 
225 Panzer und andere Militärfahr¬ 
zeuge vom bayrischen Vilseck zu ei¬ 
ner Übung im Baltikum. Im Zuge der 
Übung „Dragoon Ride II“ verlegt die 
US-Armee die Einheiten über 2200 
Kilometer von ihren Standorten in 
Deutschland nach Estland. 

Deutscher Beitrag 
zum Genozid 

Die für diese Woche im Bundestag an¬ 
gekündigte Resolution zum Genozid 
an den Armeniern im Osmanischen 
Reich betrifft auch Taten hochrangi¬ 
ger deutscher Offiziere. Wie Histori¬ 
ker nachgewiesen haben, hatten deut¬ 
sche Soldaten, die im Rahmen einer 
damaligen Militärmission Berlins im 
Osmanischen Reich stationiert waren, 
nicht nur Kenntnis von dem Geno¬ 
zid; sie waren teilweise sogar aktiv in 
ihn involviert. Demnach amtierte ein 
deutscher Generalleutnant als Chef 
des Generalstabs der osmanischen 
Armee, als dieser am 27. Mai 1915 das 
Gesetz zur Deportation der arme¬ 
nischsprachigen Minderheit entwarf. 
Zudem hat ein deutscher Offizier ei¬ 
genhändig einen Deportationsbefehl 
unterzeichnet. Darüber hinaus wurde 
der Genozid von deutschen Stellen mit 
der Behauptung legitimiert, die arme¬ 
nischsprachige Minderheit betreibe 
„Wühlarbeit“ zugunsten des gemein¬ 
samen Kriegsgegners Russland; man 
müsse daher gegen sie einschreiten. 
Weil Genozid nicht verjährt, kann die 
Frage nach etwaigen Entschädigungs¬ 
zahlungen durch Berlin nicht prinzipi¬ 
ell abgewiesen werden - ein Umstand, 
der mit dafür verantwortlich ist, dass 
die Bundesregierung jede Anerken¬ 
nung des Völkermordes bislang kon¬ 
sequent vermieden hat. 

www.german-foreign-policy.com 


Gefechte in Oamishli - 
Kooperation in Aleppo 

YPG und syrische Regierung gegeneinander und vereint 



Kämpfer der kurdischen YPG: Im April lieferte sich die YPG in Oamishli Gefechte mit der syrischen Armee. 


K urz vor dem Newroz-Fest Mitte 
März haben verschiedene Kräf¬ 
te um die syrisch-kurdische Par¬ 
tei der demokratischen Einheit (PYD) 
und ihr militärischer Arm (YPG) im 
Norden Syriens eine föderale Region 
ausgerufen. Beteiligt waren die Vertre¬ 
ter der Ethnien der Region, u. a. arabi¬ 
sche Stammesoberhäupter, aber auch 
politische Parteien. Der Aufruf stieß im 
übrigen Syrien auf Ablehnung, so auch 
bei der syrischen Regierung. In einer 
Erklärung des Politbüros der Syrischen 
KP (Vereinigte), die sich im Bündnis 
mit der Baath-Partei befindet, heißt es 
unter der Überschrift „Die Syrer leh¬ 
nen die Spaltung ab. Die Rechte der 
kurdischen Bürger sind Teile der Rech¬ 
te aller Syrer“ die Erklärung diene nicht 
den kurdischen Bürgern, sondern be¬ 
schädige ihre Rechte und ihren Kampf. 
Denn die Rechte der Kurden könnten 
nicht von den Rechten aller Syrer auf 
Demokratie, Gleichheit und Gerechtig¬ 
keit, der Entwicklung und des Einkom¬ 
mens getrennt werden. Die Erklärung 
stehe zudem außerhalb der UN-Reso- 
lutionen zu Syrien, die stets die terri¬ 
toriale Integrität Syriens beinhalteten. 
Das Vertrauen in die PYD und YPG 
schwindet somit in Syrien, auch wenn 
die entsprechende Region nicht Rojo- 
va, sondern föderale Region Nordsyri¬ 
en genannt wird. 

Auf der anderen Seite treten die 
syrische Regierung und ihre Verbün¬ 
deten für die Beteiligung der PYD an 
den Verhandlungen in Genf ein. Die 
PYD und YPG sind wichtige Akteure 
im Kampf gegen den Terrorismus in 
Syrien. Das ist auch die Position Russ¬ 
lands, des Mitinitiators der Genfer 
Verhandlungen und Verbündeter der 
syrischen Regierung. Verhindert wird 
die Teilnahme von den Gegnern der 



syrischen Regierung, der so genann¬ 
ten Riad-Opposition, der Türkei und 
schließlich dem US-Imperialismus. 
Denn sie würden versuchen, die PYD 
zu radikalisieren und zu Schritten be¬ 
wegen, die die Integrität Syriens in 
Frage stellen. 

Die falsche Politik der PYD/YPG 
findet ihre Erweiterung in ihrer mili¬ 
tärischen Tätigkeit. Während die mili¬ 
tärische Unterstützung der US-geführ- 
ten Koalition in der Kobani-Schlacht 
gegen den sogenannten „Islamischen 
Staat“ (IS) mit dem eigenen Überle¬ 
benskampf begründet worden sein 
mag, nehmen die aktuellen Entwick¬ 
lungen eine unerfreuliche Richtung. 
So fanden Mitte April Gefechte zwi¬ 
schen der YPG und ihren Polizei-Ein¬ 
heiten auf der einen Seite und regie¬ 
rungsnahen Paramilitärs, den Natio¬ 
nalen Verteidigungseinheiten (NDF) 
und der syrischen Armee (SAA) auf 
der anderen Seite in der nordsyrischen 
Stadt Qamishli statt. Außerdem findet 
eine lange vorbereitete Schlacht um die 
„Befreiung“ der syrischen Stadt Rak- 
ka, die der IS als seine Hauptstadt de¬ 
klariert hat, statt. Teilnehmer sind die 
YPG, arabisch-liberale Teile der Freien 
Syrien Armee (FSA) und vor allem US- 
Amerikanische Truppen. Die syrische 
Regierung lehnt diese US-Bodentrup- 
pen ab. Eine Syrische KP organisierte 
im Bündnis mit der Baath-Partei in der 
nordsyrischen Stadt Al-Heseke eine 
Demonstration gegen die US-Truppen 
in Syrien. 

Ein anderes militärisches Bild lie¬ 
fern die Stadt und die Region Aleppo 
im Nordwesten Syriens. Dort gibt es 
eine stärkere faktische Zusammenar¬ 


beit, wenn von kleineren Reibungen 
abgesehen wird, zwischen der YPG und 
der SAA. So wird der von der YPG be¬ 
herrschte Stadtteil Sheikh Maqsud von 
der FSA und dem Al-Qaida-Ableger 
Al-Nusra-Front beschossen. Hunderte 
Zivilisten fanden in den letzten Mona¬ 
ten durch den Beschuss dieser „mode¬ 
raten Opposition“ ihren Tod, ebenso 
wie Zivilisten der von der SAA be¬ 
herrschten Stadtteile. Damit gibt es 
mehr oder weniger koordinierte Mi¬ 
litäroperationen zwischen YPG und 
SAA. Unter anderem beschießt die 
YPG die einzig gebliebene Zugangs¬ 
straße der „moderaten Opposition“ 
zu den von ihr beherrschten Stadttei¬ 
len. Auch in der vor wenigen Monaten 
großen Befreiungsaktion der SAA im 
Nordwesten Aleppos fand eine unaus¬ 
gesprochene, jedoch faktische militäri¬ 
sche Zusammenarbeit zwischen YPG 
und SAA statt. 

Man kann den Eindruck gewinnen, 
dass die PYD/YPG eine „flexible“ Po¬ 
litik betreibt. Auch einen anfänglichen 
Nutzen US-amerikanischer Bombarde¬ 
ments der Stadt Kobani gegen die Stel¬ 
lung des IS zur offenen Zusammenar¬ 
beit mit US-Bodentruppen. Gleichzei¬ 
tig wird der Draht nach Russland und 
der syrischen Regierung nicht vollkom¬ 
men abgeschnitten. Es gibt sogar ne¬ 
ben russischer Luftunterstützung punk¬ 
tuelle Zusammenarbeit mit der SAA. 
Auf politischer Ebene liegt der Wider¬ 
spruch objektiv gesehen anders. PYD 
verfolgt nach wie vor die Prinzipien ih¬ 
rer Mutterorganisation, der Union der 
Gemeinschaften Kurdistan (KCK), ei¬ 
nem demokratischen Konföderalismus 
und damit der Ablehnung eines Sepa¬ 


ratismus im traditionellen Sinne. Die 
PYD möchte in einem künftigen ein¬ 
heitlichen Syrien verbleiben. Für diese 
Prinzipien ist Russland in seinen Mög¬ 
lichkeiten offener, da es im Gegensatz 
zum US-Imperialismus keine langfris¬ 
tige strategische Partnerschaft mit der 
Türkei hat. 

Die syrisch-kurdische Frage und 
die Beziehungen der PYD als Haupt¬ 
kraft in der kurdischen Bevölkerung 
Syriens und der syrischen Regierung 
hat ihren langen historischen Gang. 
Die Arabisierungsversuche der sech¬ 
ziger Jahre des vergangenen Jahrhun¬ 
derts, der Jahrzehnte dauernde Ent¬ 
zug der Staatsbürgerschaft für Hun¬ 
derttausende syrischer Kurden (die 
2011 von der syrischen Regierung mit 
Beginn der Krieges zügig rückgängig 
gemacht wurden), die fehlende Inves¬ 
tition in die von Kurden bewohnten 
Gebiete und damit ihre ökonomi¬ 
sche Rückständigkeit müssen mit¬ 
tels geduldiger vertrauensbildender 
Maßnahmen zurückgedrängt wer¬ 
den. Ob der gemeinsame Kampf ge¬ 
gen den sogenannten IS und andere 
Terror-Gruppen eine solide Grund¬ 
lage bietet, wird die Zukunft weisen. 
Die enge Kooperation mit dem US- 
Imperialismus erschwert die Vertrau¬ 
ensbildung. 

Die syrischen Kommunisten haben 
bereits in der Vergangenheit Beiträge 
geliefert zur Stärkung der arabisch-kur¬ 
dischen Verbrüderung. Sie unterstützen 
die berechtigten Forderung der kurdi¬ 
schen Bevölkerung und lehnen den 
Separatismus sowie die Abhängigkeit 
vom Imperialismus ab. 

Toto Lyna 


USA bringen Vietnam gegen China in Stellung 

Obama hebt Waffenembargo gegen den einstigen Kriegsgegner auf 


Bei seinem Besuch in Vietnam ver¬ 
kündete US-Präsident Barack Obama, 
dass das Waffenembargo der USA ge¬ 
gen Vietnam aufgehoben sei. Den USA 
geht es mit diesem Schritt darum, Viet¬ 
nam gegen China aufzurüsten. 

Vom 23. bis zum 25. Mai 2016 be¬ 
suchte Obama Vietnam und Japan. 
Im Mittelpunkt des Besuchs in Vi¬ 
etnam standen die Wirtschafts- und 
Handelsbeziehungen zwischen den 
beiden Ländern. Dahinter verbergen 
sich zwei Aspekte: Die Freihandelsab¬ 
kommen der USA mit Vietnam sowie 
Waffengeschäfte. Mit der Aufhebung 
des Waffenembargos können die US- 
Rüstungsunternehmen jetzt auch Waf¬ 
fen nach Vietnam verkaufen. Die USA 
wollen dies nicht nur aus geschäftlichen 
Gründen. Sie wollen vielmehr Vietnam 


gegen China aufrüsten. „Obama richtet 
seine Worte nur vordergründig an Viet¬ 
nam. Der Adressat sitzt freilich in Pe¬ 
king“ schreibt die FAZ in einem Kom¬ 
mentar vom 24. Mai. Vietnam steht seit 
Jahren in einer Auseinandersetzung mit 
dem Nachbarn China um die Spratley- 
Inseln. China reklamiert die Inselgrup¬ 
pe, wo Erdöl und andere Bodenschätze 
vermutet werden, für sich und baut dort 
Militärstützpunkte auf. China verwehrt 
außerdem Fischern aus den Anrainer¬ 
staaten Vietnam, den Philippinen und 
Malaysia, in den umstrittenen Gewäs¬ 
sern zu fischen. Die USA führen in letz¬ 
ter Zeit verstärkt Manöver mit Kriegs¬ 
schiffen und Aufklärungsflugzeugen in 
der Region durch. China versteht das 
als Provokation und weist dieses Ver¬ 
halten mit harschen Worten zurück. 


Keine positiven Gesten gab es von 
Obama in Richtung der Agent-Orange- 
Opfer. Ein Treffen mit den Menschen, 
die bis heute unter dem chemischen 
Krieg der USA gegen die vietnamesi¬ 
sche Bevölkerung leiden, fand keinen 
Platz im Besuchsprogramm. Organisa¬ 
tionen in Vietnam, die sich um Agent- 
Orange-Opfer kümmern, hatten im 
Vorfeld des Besuchs darauf gedrängt, 
dass der US Präsident Einrichtungen 
besucht, in denen er auf Agent-Orange- 
Opfer trifft. Die Vorsitzende der Viet¬ 
namesischen Organisation der Agent- 
Orange-Opfer (VAVA) Nguyen Thi 
Hien richtete sich mit einer Erklärung 
an Obama: „Wenn Sie schon US-Ve- 
teranen Entschädigungen zahlen, dann 
heißt dies doch, dass Sie anerkennen 
und akzeptieren, dass diejenigen (US 


Soldaten) die in Vietnam waren, Agent 
Orange Opfer sind. Warum gewähren 
Sie diese Gerechtigkeit nicht allen? 
Auch hier in Vietnam? Wir sind doch 
alle Opfer derselben Sache! Sie sind 
nicht fair.“ 

Sie werden vermutlich noch lange 
auf Fairness warten müssen Das Wei¬ 
ße Haus hatte schon vor der Reise an¬ 
gekündigt, dass Obama sich nicht ent¬ 
schuldigen werde und dass er auch die 
Entscheidung seiner Vorgänger für die 
„gescheiterte Intervention“ in Vietnam 
und den Abwurf der Atombombe über 
Hiroshima nicht kritisieren werde. 

Stefan Kühner 

U n se r Au to r i st ste 11 ve rt rete n d e r Vo rs it- 
zender der Deutschen Freundschafts¬ 
gesellschaft Vietnam. 
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Widerstand gegen Agenda-Politik der 
französischen Regierung 

Streiks bei Raffinerien und Atomkraftwerken 


S eit Wochen setzt sich die Bevölke¬ 
rung in Frankreich mit Protesten, 
Großdemonstrationen und Streiks 
bei Raffinerien und Atomkraftwerken 
sowie im öffentlichen Nah- und Fern¬ 
verkehr gegen das neue Arbeitsrecht 
der sozialdemokratischen Regierung 
des Präsidenten Frangois Hollande 
und seines Ministerpräsidenten Ma¬ 
nuel Valls zur Wehr. Die französischen 
Gewerkschaften kündigten weitere, 
umfassende Streikaktionen gegen die 
„Arbeitsmarktreform“ an. 

Frankreichs Präsident Frangois 
Hollande hatte - ganz wie sein Amts¬ 
vorgänger Nicolas Sarkozy - die deut¬ 
sche Deregulierungs- und Austerität- 
soffensive im Rahmen des Vorgehens 
gegen die Eurokrise zunächst mit aller 
Kraft zu brechen versucht. Nach sei¬ 
ner Niederlage im Machtkampf ge¬ 
gen Berlin ist er dazu übergegangen, 
das Modell der „Agenda 2010“ aus 
Deutschland zu kopieren. Die aktuel¬ 
le Arbeitsmarktreform ist der jüngste 
Schritt auf diesem Weg, der den Kün¬ 
digungsschutz aufweichen, Tarifver¬ 
einbarungen aushöhlen und damit die 
Stellung der Gewerkschaften empfind¬ 
lich schwächen soll. 

Die deutsche Wirtschaft hatte sich 
mithilfe der rot-grünen Agenda-Politik 
erhebliche Vorteile nicht zuletzt gegen¬ 
über der französischen Konkurrenz si¬ 
chern können und ihre dominierende 
Stellung in der EU seitdem systema¬ 
tisch ausgebaut. Weil alle Versuche ge¬ 
scheitert sind, Berlin zur Abkehr von 
der Deregulierungs- und Austeritäts- 
politik zu veranlassen, sucht Paris nun 
mit ihrer Nachahmung seinen weiteren 
ökonomischen Absturz abzuwenden. 


Deregulierung in Wirtschaft und 
Arbeitsmarkt sowie empfindliche Kür¬ 
zungen bei den Sozialausgaben ließen 
unter anderem die Lohnnebenkosten 
in Deutschland von 2000 bis 2009 um 



Der französische rechte Sozialdemo¬ 
krat Manuel Valls und .... 


1,3 Prozent sinken, während sie etwa 
in Frankreich um 17 Prozent wuchsen. 
Gleichzeitig gelang es, die Reallöhne in 
der Bundesrepublik von 2000 bis 2008 
um 0,8 Prozent zu senken; in sämtlichen 
anderen EU-Staaten nahmen sie im sel¬ 
ben Zeitraum zu, in Frankreich etwa um 
9,6 Prozent. Damit verbilligte sich die 
Produktion in Deutschland gegenüber 
der Konkurrenz in den anderen EU-Staa¬ 
ten in einem Ausmaß, das es einer stei¬ 
genden Zahl deutscher Unternehmen er¬ 
laubte, Firmen aus anderen Euroländern 
niederzukonkurrieren. Während der An¬ 
teil deutscher Exporte am gesamten Au- 


Französische Gewerkschafter als Robin Hood 

Im Rahmen einer Aktion gegen das Unternehmergesetz„EI Khomri“ und gegen 
die Privatisierung des staatlichen Energieversorgers EDF haben Beschäftigte 
bei EDF in La Courneuve (im Osten von Paris) um 6 Uhr morgens den Strom auf 
Billigtarif umgeschaltet. Unterstützt haben sie die Gewerkschaft CGT 93 und 
die lnitiative„Robin des Bois“ Energie.Diese 1985 gegründete Umweltinitiative, 
die zur Bodenverschmutzung einen Giftatlas Frankreichs herausgegeben hat, 
tritt in Frankreich verschiedentlich auch bei Stromabschaltungen in Aktion. Die 
„Robin-Hood-Aktion“ kam etwa 300 000 Haushalten in La Courneuve und Um¬ 
gebung zugute, die von dem Billigtarif in der Spitzenverbrauchszeit profitier¬ 
ten. Gleichzeitig blockierten etwa 60 Arbeiterinnen und Arbeiter den Zugang 
zu der Schaltstelle, um Kontrolleure der ERDF daran zu hindern, den Tarif auf 
voller Höhe zurückzustellen. GH 


ßenhandel innerhalb der Eurozone ent¬ 
sprechend von 25 Prozent (2000) auf gut 
28 Prozent (2009) wuchs, fiel der Anteil 
französischer Eurozonen-Ausfuhren von 
16 (2000) auf 13 (2009) Prozent. 



... sein Vorbild, der rechte deutsche 
Sozialdemokrat Gerhard Schröder 


Mit Blick auf den sozialen Preis der 
„Agenda 2010“ lehnt eine klare Mehr¬ 
heit der Franzosen die Nachahmung 
der Berliner Politik durch Paris ent¬ 
schieden ab. Frankreich sei „das einzi¬ 
ge große entwickelte Land“ gewesen, in 
dem „die Ungleichheiten der verfügba¬ 
ren Haushaltseinkommen“ in der Zeit 
von Mitte der 1980er Jahre bis 2008 
nicht zugenommen hätten, konstatierte 
bereits 2013 die Deutsche Gesellschaft 
für Auswärtige Politik (DGAP). 

Die Bereitschaft, sich energisch ge¬ 
gen Kürzungen zur Wehr zu setzen, ist 
offenkundig weiter vorhanden. Laut 
einer Umfrage, die vergangene Woche 
veröffentlicht wurde, halten 62 Prozent 
der Bevölkerung die aktuellen Proteste 
gegen die Arbeitsmarktreform für „ge¬ 
rechtfertigt“. 59 Prozent schreiben die 
Verantwortung für die aktuellen sozi¬ 
alen Spannungen Präsident Hollande 
und Ministerpräsident Manuel Valls, 
nicht den streikenden Gewerkschaften 
zu. Nicht einmal die Blockade der Raffi¬ 
nerien und die Ausfälle in der Treibstoff¬ 
versorgung hätten die Unterstützung für 
die Protestbewegung schwächen kön¬ 
nen, berichten Meinungsforscher; viel¬ 
mehr hätten sich 69 Prozent der Bevöl¬ 
kerung dafür ausgesprochen, zur Been¬ 


digung der Blockaden umgehend die 
Arbeitsmarktreform zurückzuziehen. 
Im Parlament hat die Regierung bei 
ihrem Bestreben, die Berliner Agen¬ 
da-Politik zu kopieren, ebenfalls keine 
Mehrheit mehr: Die Parlamentsfraktion 
des Parti Socialiste (PS) ist tief gespal¬ 
ten; ihr linker Flügel lehnt unter dem 
Druck der Proteste die Deregulierungs¬ 
maßnahmen des Präsidenten ab. 

Entsprechend sucht die französi¬ 
sche Regierung die Anpassung an die 
deutsche „Agenda 2010“ nun ohne de¬ 
mokratische Legitimation durchzuset¬ 
zen. Am 10. Mai hat Ministerpräsident 
Manuel Valls auf den Notartikel 49.3 
der französischen Verfassung zurück¬ 
gegriffen; dieser erlaubt es, ein Gesetz 
auch ohne parlamentarische Zustim¬ 
mung zu oktroyieren. Die Arbeits¬ 
marktreform muss jetzt nur noch den 
Senat passieren. Auf den Paragraphen 
hatte die Regierung bereits am 17. Fe¬ 
bruar 2005 zurückgegriffen, um Dere¬ 
gulierungsmaßnahmen durchzusetzen; 
damals ging es bei einem nach Wirt¬ 
schaftsminister Emmanuel Macron be¬ 
nannten Gesetz („Loi Macron“) unter 
anderem darum, Nacht- und Sonntags¬ 
arbeit auszuweiten. 

Die Aushebelung demokratischer 
Verfahrensweisen zur Durchsetzung 
einer deutsch inspirierten Austeritäts- 
politik entwickelt sich in der von Ber¬ 
lin dominierten EU mittlerweile zur 
Norm. Um die Anpassung an deutsche 
Austeritätsmodelle zu erzwingen, ope¬ 
riert schon seit Jahren die „Troika“ aus 
EU-Kommission, Europäischer Zen¬ 
tralbank und Internationalem Wäh¬ 
rungsfonds (IWF), die zuletzt in Grie¬ 
chenland empfindliche Rentenkürzun¬ 
gen durchgesetzt hat. In Italien regierte 
von November 2011 bis April 2013 ein 
„Expertenkabinett“ unter dem ohne 
Wahl ins Amt gelangten Technokra¬ 
ten Mario Monti, einem ehemaligen 
EU-Kommissar, dessen Aufgabe dar¬ 
in bestand, die deutschen Spardiktate 
in Italien umzusetzen. Die griechische 
Bevölkerung wurde im vergangenen 
Jahr für ihr klares Nein im Referendum 
über die Spardiktate der EU mit der 
Verhängung noch härterer Sparmaß¬ 
nahmen bestraft. Unter dem Druck 
Berlins wächst nicht nur die Armut in 
der EU; es beginnt auch der demokra¬ 
tische Mantel zu bröckeln. 
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Klassen- und Wahlkampf 

Parteitag der Französischen Kommunistischen Partei an 


Am 2. Juni beginnt der 37. Parteikongress 
der Französischen Kommunistischen 
Partei (FKP). Der 2. Juni wird ein natio¬ 
naler Aktionstag, der achte Höhepunkt 
im dreimonatigen Widerstand gegen das 
gewerkschaftsfeindliche Arbeitsgesetz 
„El Khomri“ sein - Myriam El Khom¬ 
ri ist die französische Arbeitsministe¬ 
rin. Drei Monate Streiks, d.h. während 
der Arbeitsniederlegungen ohne Lohn 
und Gehalt, Aktionen im ganzen Land 
in immer mehr Branchen, in kleinen wie 
in großen Betrieben. Angefeindet von 
Medien („Erpressung“, „Autofahrer als 
Geisel“ etc.) verbinden Gewerkschafter 
ihre betrieblichen Forderungen mit dem 
politischen Aufruf, das Gesetz zurückzu¬ 
nehmen und neu zu verhandeln. 

Zur vorgesehenen Lesung im Senat 
am 14. Juni ist eine nationale Großkund¬ 
gebung in Paris geplant. Damit ist der 
Plan der Regierung gescheitert, bis zum 
Beginn der Fußball-Europameisterschaft 
am 10. Juni in Paris den Widerstand zu 
erschöpfen, „auszusitzen“. Es ist nur zu 
hoffen, dass Präsident Francois Hollande 
„so weise ist“ (CGT-Chef Philippe Mar- 
tinez), das Gesetz zurückzuziehen und 
nicht die Gendarmerie im bis Ende Juli 
verlängerten Ausnahmezustand „von 
der Leine“ zu lassen. 53 Abgeordnete 
der Nationalversammlung, Kommunis¬ 
ten, Sozialisten und Umweltaktivisten 


schrieben an den Staatspräsidenten ei¬ 
nen ähnlich lautenden „Offenen Brief“, 
um „große Gefahren für das kollektive 
Leben abzuwenden“. Der Nationalsekre¬ 
tär der FKP sagte gegenüber dem TV- 
Sender BFMTV, dass die Kommunisten 
die Blockaden und Streiks „nicht nur 
unterstützen“, sondern dass die Bewe¬ 
gung „gestärkt werden“ müsse. Es ist zu 
hoffen, dass der Parteitag selbst aus den 
aktuell gewonnenen praktischen Erfah¬ 
rungen Kraft schöpft und zum Beispiel 
den auf dem letzten Kongress gefassten 
Beschluss, wieder Betriebsgruppen zu 
gründen, verstärkt umzusetzen. 

Der Parteikongress findet in Auber- 
villiers statt, einer kommunistisch ver¬ 
walteten Stadt mit 80 000 Einwohnern 
im ehemals „roten Gürtel“ um Paris. Für 
Jean-Jacques Karmann, Herausgeber 
der Vierteljahreszeitschrift „Approches 
Marxistes“ und seit 2014 erneut 2. Bür¬ 
germeister, Ex-Vizepräsident des Gene¬ 
ralrats des Departements Seine-St. De¬ 
nis und Mitglied im Nationalkomitee der 
FKP, wird die „grundsätzliche Frage des 
Parteitags“ sein müssen: „Wie die kom¬ 
munistische Partei rekonstruieren“. Er 
stellt nüchtern fest, dass seit dem letzten 
Kongress im Februar 2013 die Partei bei 
den Wahlen die größten Rückschläge ih¬ 
rer Geschichte hinnehmen musste: 2014 
verlor die FKP 30 Prozent ihrer bis dato 


diesem Wochenende 

regierten Städte. 2015 verlor die Partei 
30 Prozent ihrer Departements-General¬ 
räte und Ende 2015 drei Viertel der Re¬ 
gionalräte. Und die von Pierre Laurent 
favorisierte, bislang noch nicht beschlos¬ 
sene Strategie für die Präsidentschafts¬ 
wahlen 2017, sich an den Vorwahlen 
„Primaires“ auch mit „Sozialisten“ aus 
der Regierungspartei PS zu beteiligen, 
wird auf dem Parteitag einer der Streit¬ 
punkte sein, die auszufechten sind. Das 
Vorgehen, zu den Vorwahlen Eckpunk¬ 
te eines Programms festzulegen, dürfte 
nach den Erfahrungen mit den Wahlver¬ 
sprechen eines Francois Hollande mehr 
als zu hinterfragen sein. Zudem hatte 
der Präsidentschaftskandidat der Front 
de Gauche für die Wahl im Jahr 2012 und 
Vorsitzender der Parti de Gauche Jean- 
Luc Melenchon bereits seine Kandida¬ 
tur verkündet und wirbt kräftig zur Un¬ 
terstützung seiner Kampagne (auch im 
Kreise der Kommunisten). 

Auch die im April innerhalb der FKP 
durchgeführte Mitglieder-Abstimmung, 
welches Dokument die Grundlage der 
Parteitags-Debatte sein soll, machte eine 
Schwächung der Parteiorganisation öf¬ 
fentlich: Der Verlust von 11317 zahlen¬ 
den Mitgliedern bedeutet eine „Erosion 
von 12 Prozent“ - wie „Communiste“ die 
Beilage der Humanite im Vergleich zum 
letzten Parteitag feststellte - bei dennoch 


beachtlichen 6,1 Mio. Euro jährlichen 
Mitgliedsbeiträgen. Die Abstimmung 
belegte aber auch einen Vertrauensver¬ 
lust für die aktuelle Führung unter Pierre 
Laurent, denn die Vorlage des National¬ 
komitees bekam nur eine äußerst knap¬ 
pe Mehrheit von insgesamt 51,2 Prozent. 

Die ersten Konferenzen auf Fede¬ 
rations-Ebene lassen eine Vielzahl von 
Änderungsanträgen zum Grundlagen- 
Dokument erwarten. „Die Frage, die die 
meisten Debatten hervorrief, ist Euro¬ 
pa, das die Glaubwürdigkeit des Rests 
unseres Vorhabens entscheidend beein¬ 
flusst. .. Wie damit umgehen“, so Melanie 
Tsagouris, Vorsitzende im Departement 
Meuse. Der EU-Abgeordnete und Chef¬ 
redakteur der kommunistischen Tages¬ 
zeitung „L’Humanite“ Patrick le Hyaric 
signalisiert eine zunehmende kritische 
Distanz zu den Institutionen der EU und 
attackiert auf seinem blog Jean-Claude 
Juncker, Präsident der Europäischen 
Kommission. 

Auch die Frage der Wahlen und des 
Verkaufs der „L’Humanite“ beschäftigte 
die versammelten Genossinnen und Ge¬ 
nossen, aber vor allem, wie die aktuellen 
Kämpfe gegen das Unternehmer-Gesetz 
El Khomri, die Bewegung „nuit debout“ 
und Initiativen gegen das Prekariat in 
Wohnvierteln unterstützt werden kön¬ 
nen. Georges Hallermayer 


Mittelmeer wieder 
Massengrab 

Das zentrale Mittelmeer wird einmal 
mehr zur tödlichen Falle für Migran¬ 
ten auf dem Weg nach Europa. Binnen 
weniger Tage sind vermutlich mehr als 
700 Menschen bei dem Versuch umge¬ 
kommen, von Nordafrika nach Italien 
zu gelangen. Die aktuelle Zahl der Op¬ 
fer der Kriegs- und Krisenpolitik des 
Westens dürfte indes deutlich höher 
liegen. Die Zahlen gründeten auf Aus¬ 
sagen von Überlebenden, sagte Carlot- 
ta Sami vom UNO-Flüchtlingskommis- 
sariat UNHCR am Sonntag der Deut¬ 
schen Presse-Agentur in Rom. Ärzte 
ohne Grenzen (MSF) schätzte die Zahl 
der Todesopfer gar auf 900. 

Der Fraktionschef der EVP im 
EU-Parlament, der CSU-Abgeordne- 
te Manfred Weber, machte noch ein¬ 
mal deutlich, dass er und seine „christ¬ 
lichen“ Kollegen nicht bereit und in der 
Lage sind, das Problem der Massen¬ 
flucht und ihrer Ursachen zu erkennen 
und zu bekämpfen. Statt dessen forder¬ 
te er in der Springer-Gazette „Bild am 
Sonntag“ die Zerstörung des „Schlep¬ 
perunwesen“ - „notfalls mit Gewalt“, 
um „das Sterben im Mittelmeer“ zu 
beenden. „Wenn es darauf ankommt, 
auch mit dem Einsatz von Waffen und 
innerhalb der 12-Meilen-Zone vor Li¬ 
byen.“ Zudem müsse man mit den Staa¬ 
ten Nordafrikas Abkommen gegen die 
illegale Migration schließen. ZLV 

Verordneter Jubel in Istanbul 

Zehntausende Anhänger des türkischen 
Präsidenten Erdogan haben in Istan¬ 
bul die Feier zum 563. Jahrestag der 
Eroberung des christlichen Konstanti¬ 
nopel durch die islamischen Osmanen 
begangen. Sowohl Erdogan als auch 
der Chef der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP und Minister¬ 
präsident, Binali Yildirim, nahmen an 
den Veranstaltung am Sonntag teil. Die 
Massenkundgebung im Bezirk Yenikapi 
war eine Prestigeveranstaltung des tür¬ 
kischen Präsidenten, der gerne an die 
glorreiche Zeit der Osmanen erinnert. 
Auf dem Programm standen unter an¬ 
derem eine Janitscharen-Darbietung 
und eine Flugschau der Luftwaffe der 
türkischen NATO-Armee. Die Elite¬ 
truppen der Janitscharen stellten zur 
Zeit der Osmanen die Leibwache des 
Sultans. Rund 9000 Polizisten und fünf 
Helikopter waren rund um das Gelän¬ 
de im Einsatz. 

Die Eroberung Konstantinopels 
(heute Istanbul) im Jahr 1453 durch die 
muslimischen Osmanen bedeutete das 
Ende des christlichen Byzantinischen 
oder Oströmischen Reiches. Von der 
griechisch geprägten einstigen Welt¬ 
macht war ohnehin kaum mehr als die 
Hauptstadt übrig geblieben. ZLV 

Haftstrafen für Militärs 

In Argentinien sind 15 ehemalige Ge¬ 
nerale und Offiziere wegen der Verfol¬ 
gung von Oppositionellen in südameri¬ 
kanischen Militärdiktaturen zu langen 
Haftstrafen verurteilt worden. Ein Ge¬ 
richt stufte die als „Operation Condor“ 
bekannte grenzübergreifende Zusam¬ 
menarbeit der Diktaturen in Argenti¬ 
nien, Uruguay, Brasilien, Chile, Paragu¬ 
ay und Bolivien am Freitag erstmals als 
Bildung einer kriminellen Vereinigung 
ein. Die Koordination der Militärs und 
Geheimdienste dieser Länder in den 
1970er und 1980er Jahren hatte welt¬ 
weit Schlagzeilen gemacht. 

Das Berufungsgericht in Buenos 
Aires befand unter anderen den letz¬ 
ten argentinischen Militärdiktator Rey- 
naldo Bignone (1982-83) für schuldig, 
maßgeblich an der kriminellen Verei¬ 
nigung teilgenommen zu haben, die für 
mehr als hundert Morde verantwortlich 
sei. Bignone wurde zu 20 Jahren Ge¬ 
fängnis verurteilt, er sitzt derzeit schon 
wegen der Verschleppung von Kindern 
politischer Häftlinge in Hausarrest. Die 
anderen Verurteilten sollen für acht bis 
25 Jahre hinter Gitter. 

Der argentinische General Santiago 
Riveros und der uruguayische Oberst 
Cordero Piacentini wurden zu 25 Jah¬ 
ren Gefängnis verurteilt. Piacentini 
wurde als Schuldiger für elf Verschlep¬ 
pungen ausgemacht, darunter die der 
damals schwangeren Schwiegertochter 
des argentinischen Dichters Juan Gel- 
man. ZLV 
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Büchel atomwaffenfrei 



i KERNWAPENS WEG UIT MEDERLAND. 
i BOMBES ATOI1IQUES US, HORS DE BELGIQUE! 

hkp - ncpn - FYPA/£I^<EL 


Das Timing hätte nicht besser sein können: Am 27. Mai um 
11.24 Uhr berichtet tagesschau.de über den Besuch Barack 
Obamas im japanischen Hiroshima im Gedenken an die 
Opfer des US-Atombombenabwurfs vor fast 71 Jahren und 
zitiert den Eintrag des US-Präsidenten in das Gästebuch 
des Mahnmals von Hiroshima, in dem es heißt: „Lasst uns 
nun gemeinsam den Mut finden, ... nach einer Welt ohne 
Atomwaffen zu streben.“ 

Zur gleichen Zeit im rheinland-pfälzischen Büchel: Mit¬ 
glieder der DKP aus dem gesamten Bundesgebiet errich¬ 
ten vor dem Fliegerhorst der Bundeswehr ihre Blockade. 
Ihr Protest richtet sich gegen die 20 US-Atomwaffen, die 
auf dem Gelände stationiert sind und im Rahmen der völ¬ 
kerrechtswidrigen „nuklearen Teilhabe“ Deutschlands im 
Ernstfall durch deutsche Tornadopiloten eingesetzt wer¬ 
den. 

Obamas Friedensrhetorik konnte selbst die tagesschau. 
de-Redaktion nicht so recht überzeugen, die feststellte, dass 
die Forderung nach einer atomwaffenfreien Welt dem US- 
Präsidenten 2009 zwar den Friedensnobelpreis brachte, der 
Welt aber keine atomwaffenfreie Welt. Was tagesschau.de 
nicht berichtete: Ausgerechnet diesem Friedensnobelpreis¬ 
träger ist der Beschluss zu verdanken, dass die Atomwaffen 
in Büchel ab 2020 faktisch aufgerüstet werden sollen - u. a. 
ausgestattet mit einstellbarer Sprengkraft und intelligenter 
Zielsuche. Die Hemmschwelle zum Einsatz dieser Massen¬ 
vernichtungswaffen wird also sinken. 

Die Blockade der DKP war Bestandteil der Kampagne 
„Büchel ist überall - atomwaffenfrei jetzt!“, in deren Rah¬ 
men verschiedene Organisationen, Initiativen und Einzel¬ 
personen der Friedensbewegung eine 20-wöchige Aktions- 
Präsenz in Büchel absichern. Die Kampagne sieht sowohl 
Mahnwachen als auch andere gewaltfreie Aktionen vor. 
Die DKP entschied sich für beides: Am Donnerstag startete 


sie mit einer Mahnwache vor dem Haupttor des Flieger¬ 
horstes; am Freitag wurden zur sichtlichen Überraschung 
der Wacheinheiten zwei von vier Toren mit Sitzblockaden 
dicht gemacht. Am Samstag war die Bundeswehr dann so 
weit, dass sie anlässlich der Kundgebung von vorneherein 
das Haupttor schloss. Das wurde wiederum als Einladung 
verstanden, das Haupttor ein zweites Mal zu blockieren. 

Wir kommen wieder! 

Den Charme der Aktionen machte eine besondere Stim¬ 
mung der Solidarität aus. 

Es war die Gruppe Musikandes, der es auf dem Kon¬ 
zert am Samstag mit dem chilenischen Klassiker „El pue- 
blo unido“ gelang, die Reihen auf der Kundgebung fester 
zusammenzuschließen. Es waren nicht zuletzt die interna¬ 
tionalen Gästen der KP Luxemburg, der Neuen KP der 
Niederlande und der Partei der Arbeit Belgiens, die mit 
den Genossinnen und Genossen der DKP blockierten, dis¬ 
kutierten und feierten. 

Nach drei Tagen erfolgreichen Widerstands mit rund 
100 Aktivistinnen und Aktivisten war es auf der Abschluss¬ 
kundgebung am Samstag nur konsequent, dass der DKP- 
Vorsitzende Patrik Köbele das Versprechen abgab, dass die 
DKP 2016 wieder den zivilen Ungehorsam nach Büchel 
tragen werde. Und allen war klar: Im nächsten Jahr werden 
alle Tore dicht gemacht. 

Patrik Köbele erklärte in seiner Abschlussrede, dass Bü¬ 
chel „für Tod und Verderben“ stehe. Mit ihren Aktionen hat 
die DKP einen kleinen Beitrag dazu geleistet, zusammen 
mit der Friedensbewegung dafür zu sorgen, dass Büchel in 
Zukunft für den Widerstand steht: gegen imperialistische 
Kriegstreiber, Flucht- und Armutsverursacher - für Frie¬ 
den mit Russland. 

Männe Grüß 
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Triumphale Konkursverschleppung 

Schäuble gelingt es, Kosten der Griechenland-„Rettung“ bis nach der 
Bundestagswahl zu verbergen 


ARD-Kommentator Ralph Sina kürt 
Wolfgang Schäuble gleich zum „heim¬ 
lichen IWF-Chef ‘ Ein „Triumph“ für 
den Finanzminister sei das. Er habe „in 
dieser Griechenland-Nacht der Euro¬ 
gruppe in Brüssel alles bekommen, was 
er seit Monaten wollte“. Der Interna¬ 
tionale Währungsfonds (IWF) sei „ins 
Rettungsboot zurück“ gekehrt, aber die 
vom IWF geforderte Schuldenerleich¬ 
terung sei „gleichzeitig in weite Fer¬ 
ne gerückt“. Ein toller „Triumph“, das 
muss man schon sagen. 

Nun sollen also 10,3 Milliarden 
Euro via Athen in Richtung Frankfurt, 
London, New York etc. fließen. Wieder 
einmal. Daher kurz noch mal von vor¬ 
ne. Spätestens seit der damalige Mi¬ 
nisterpräsident Georgios Papandreou 
2010 auf der schönen Insel Kastelorizo 
vor die Kameras trat, ist Griechenland 
pleite. Möglicherweise hat er tatsäch¬ 
lich geglaubt, Euroland sei die Schick¬ 
salsgemeinschaft, von der die Kanzlerin 
seinerzeit nicht müde wurde zu schwär¬ 
men. Die griechische Wette war, wie 
viele andere auch, 2007 geplatzt. Für 
das geplatzte Griechenland-Investment 
musste eine Lösung her, die die Grie¬ 
chen an den Haken brachte. Seither 
wird vorwiegend mit dem Geld der eu¬ 
ropäischen Bürger Konkursverschlep¬ 
pung im großen Stil betrieben. 

Das Ziel von Konkursverschlep¬ 
pung heißt nicht Sanierung. Jedenfalls 
nicht die des Pleitegegangenen. Ziel ist 
die Verteilung der noch vorhandenen 
Bilanzwerte nach dem Aasgeierprin¬ 
zip. Durch die Konkursverschleppung 
hat die griechische Pleite biblische Aus¬ 
maße angenommen. Der fällige Kapi¬ 
taldienst wird durch immer neue Kre¬ 
dite, sprich Schulden bedient. Schulden 
werden auf Schulden getürmt. Falls es 
einen Superlativ von aussichtslos gäbe, 
so wäre die Lage des Landes genau das. 
So absurd es klingt, in der Logik der 
deutsch/europäischen Vordenker ergibt 
diese Strategie durchaus Sinn: 

1. Umschichtung der Gläubigerstruktur 
von privat nach öffentlich. Waren die 


Gläubiger Griechenlands 2010 noch zu 
100 Prozent Private, so sind es heute 
weniger als 20 Prozent. 

2. Festigung der deutschen Dominanz¬ 
position in der EU mit Hilfe der Fi¬ 
nanzmärkte. 

3. Ausverkauf des griechischen Staats¬ 
vermögens. 

4. Erhöhung des „Reform“-Drucks auf 
Griechenland und die Eurozone ins¬ 
gesamt. Für ein Leben am physischen 
Existenzminimum und darunter. 

5. Umbau der Eurozone zu einem euro¬ 
päischen Exportweltmeister nach deut¬ 
schem Vorbild. 

Dieser Crash-Kurs, der vor allem 
den deutschen Finanzminister in die 
Rolle des Zuchtmeisters Europas ge¬ 
bracht hat, ist allerdings unter einer 
längerfristigen, gesamteuropäischen 
Perspektive nicht gerade von Erfolg ge¬ 
krönt. Selbst wenn man Erfolg in Hin¬ 
blick auf die propagierte Zielstellung 
betrachtet. Zwar hat sich das Handels¬ 
bilanzplus der Eurozone mit der Welt 
im letzten Jahr (März 2016 bis März 
2015) von 19,9 Mrd. auf 28,6 Mrd. Euro 
erhöht, aber nur dadurch, dass die Im¬ 
porte (minus 8 Prozent auf 149,2 Mrd. 
Euro) noch schneller gefallen sind als 
die Exporte (minus 3 Prozent auf 177,8 
Mrd. Euro). Die „verbesserte“ Han¬ 
delsbilanz ist in Wahrheit ein massiver 
Importeinbruch. 

Ähnliches gilt für die Verschul¬ 
dung der öffentlichen Kassen. Die 
Staatsverschuldung in der Eurozone 
beträgt 9,44 Billionen Euro (entspre¬ 
chen 90,7 Prozent bezogen auf das 
Bruttoinlandsprodukt(BIP). Der Sü¬ 
den leidet besonders unter dem Aus- 
teritätsdiktat. Die italienische Staats¬ 
verschuldung macht 132,7 Prozent, die 
Portugals 129 Prozent am BIP aus. Die 
Schulden werden nicht weniger, son¬ 
dern mehr. 

Trotz der erheblichen Arbeitsmi¬ 
gration, Flucht vor der Arbeits- und 
Perspektivlosigkeit, liegt die offiziell 
gemessene Arbeitslosenquote in der 
Eurozone im mittlerweile neunten 


Krisenjahr weiter bei durchschnittlich 
über 10 Prozent, in Spanien bei über 20 
Prozent und in Griechenland bei 24,4 
Prozent. 

Der breit gefasste Industrieproduk¬ 
tionsindex der Eurozone liegt immer 
noch um 10 Prozent unter dem Vorkri¬ 
senniveau von 2008. In Griechenland 
beträgt dieser Einbruch 31 Prozent und 
das Ende der Talfahrt ist, dank der von 
außen vorgeschriebenen Austeritätspo- 
litik, noch längst nicht in Sicht. 

Der „Triumph“ des deutschen Fi¬ 
nanzministers wird diese Lage nicht 
bessern. Das ist auch nicht seine Ab¬ 
sicht. Natürlich weiß Wolfgang Schäub¬ 
le auch, dass über 90 Prozent des 
„Rettungs“-geldes umgehend zu den 
Gläubigern zurückfließen. Und es ist 
den Konkursverschleppern auch völlig 
klar, dass Griechenland diese Schulden 
niemals zurückzahlen kann. Ob Schul¬ 
denschnitt oder nicht, das Geld ist oh¬ 
nehin weg, d.h. bei den Banken. Das 
Problem ist nun, dass der IWF den an 
ihm beteiligten Staaten und Regierun¬ 
gen verantwortlich ist. Und denen kann 
Frau Lagarde nicht so einfach ein X für 
ein U vormachen, wie es Frau Merkel 
und Herr Gabriel bei ihren Bundes¬ 
tagsfraktionen können. Daher ist der 
IWF eher unwillig, wenn es darum geht, 
sich an diesem Konkursbetrug zu Las¬ 
ten Dritter weiter zu beteiligen. 

Schäubles „Triumph“ besteht darin, 
diesen Konflikt mit dem IWF mit einem 
Formelkompromiss bis 2018 - also nach 
der Bundestagswahl 2017 - vertagt zu 
haben. Die Griechen selbst spielen da¬ 
bei ohnehin keine Rolle. Schäuble deu¬ 
tet Beweglichkeit in Richtung Schul¬ 
denschnitt an, der IWF macht dafür 
Hoffnung, an Bord bleiben zu wollen. 
Beides sind Hoffnungswerte. Kernziel. 
Den arbeitenden Menschen, die letzt¬ 
lich für alles werden aufkommen müs¬ 
sen, soll erklärtermaßen bis zur Wahl 
das schwäbische Hausfrauen-X für das 
Troika-Pleite-U vorgemacht werden. 
So offen war Wählerbetrug selten. 

Klaus Wagener 



Generalstreik in Griechenland 


Georg Fülberth zu Gregor Gysi und der Partei „Die Linke“ 


Saft & Kraft 


Gregor Gysi sagte einem Medien¬ 
verbund, die Partei „Die Linke“ sei 
„saft- und kraftlos“. Sie hätte sich 
nicht damit begnügen dürfen, sich der 
Willkommenskultur anzuschließen, 
sondern auch konkrete Vorschläge 
zur Integration von Flüchtlingen und 



für Jobangebote für abgehängte Ein¬ 
heimische machen müssen. 

Man wundert sich. Gysi ist zwar 
kein Fraktionsvorsitzender mehr, 
aber unverändert ein sehr bekannter 
Bundestagsabgeordneter. Was er äu¬ 
ßert, bleibt nicht verschwiegen. Kürz¬ 
lich schrieb er an Sahra Wagenknecht 
und Dietmar Bartsch einen Brief. Da¬ 


rin wünschte er sich, noch sechs Re¬ 
den im Bundestag halten, auf Regie¬ 
rungserklärungen antworten oder 
auch als europapolitischer Sprecher 
der Fraktion auftreten zu dürfen. 
Andererseits sei es für ihn nicht ohne 
Reiz, 2017 nicht mehr zu kandidieren. 
Diese Botschaften fanden sofort ih¬ 
ren Weg in die Öffentlichkeit. Glei¬ 
ches wäre auch mit Vorschlägen für 
Flüchtlingsintegration und Jobs ge¬ 
schehen, hätte Gysi sie denn unter¬ 
breitet. 

Als 2002 die damalige PDS aus 
dem Bundestag flog und sich in einer 
schweren Krise befand, teilte er dem 
„Stern“ mit, weshalb er sie für einen 
Saftladen hielt. 

Die „taz“ befand, der Tortenwurf 
auf Sahra Wagenknecht habe Gysis 
Attacke getoppt. Sie meinte damit: 
sonst sei ja nichts los gewesen. Ein 
besonders bösartiges Urteil über eine 
Art Relevanz-Unterbietungs-Wettbe¬ 
werb. 

Mag sein. Aber es kann in der 
nächsten Zeit ja noch besser wer¬ 
den. Nämlich dann, wenn konkret 
gearbeitet werden muss, jenseits von 
Schmoll-Ecken und Konditoreien. 


Ellen Brombacher zum Magdeburger Parteitag der Partei „Die Linke“ 


Die K-Frage der LINKEN 


Es war ein Parteitag, auf dem sich die 
an der Basis der LINKEN vorhan¬ 
denen Stimmungen und Meinungen 
ziemlich adäquat spiegelten. Auch das 
war in der Vergangenheit nicht immer 
der Fall. Vor dem Magdeburger Par¬ 
teitag hatte Gregor Gysi die Partei als 
„etwas saft- und kraftlos“ bezeichnet. 
Im Osten sei sie nicht mehr die Pro¬ 
testpartei, eher im Westen, sagte er 
und meinte, dies sei vielleicht nicht 
so problematisch. Das Problem für 
Gysi besteht eher in folgendem: „Man 
spricht uns auch die Gestaltungskraft 
ab, weil wir auf Bundesebene den 
Eindruck vermitteln, nicht in die Re¬ 
gierung zu wollen.“ Gysi bleibt bei 
seiner langjährig verfochtenen Linie, 
dass das Mitregieren im Bund ein er¬ 
strebenswertes Ziel sei. Was dann aus 
den friedenspolitischen Grundsätzen 
unserer Partei würde, scheint nicht 
von Belang zu sein. ... 

Es ist nicht zu übersehen: Durch¬ 
aus einflussreiche Funktionäre unse¬ 
rer Partei liebäugeln mit einer Ko¬ 
alitionsteilnahme im Ergebnis der 
Bundestagswahlen 2017. Da wirkt es 
nicht gerade überzeugend, wenn an¬ 
dere Protagonisten der LINKEN dies 
mit der Bemerkung herunterspielen, 
schon rein rechnerisch könne Rot- 
Rot-Grün gar nicht zustande kom¬ 
men, und diejenigen, die vor diesen 
Farbenspielchen warnten, würden nur 
Pappkameraden errichten. Zugleich 
reden sie über einen notwendigen 
Wechsel und andere Mehrheiten, die 
es geben müsse - als sei mit dieser 
SPD und diesen Grünen ein Wech¬ 
sel herbeizuführen. Wenn es um die 
K-Frage - die Koalitionsfrage - geht, 
wird es sehr kryptisch. 

Es ist an der Zeit, deutlich zu ar¬ 
tikulieren: Wer Rot-Rot-Grün nicht 
will, weil unsere Partei in der gege¬ 
benen und absehbaren Konstellati¬ 
on schon an der permanenten Äuße¬ 
rung des Wunsches nach Regierungs¬ 
beteiligung im Bund vor die Hunde 
gehen könnte, soll aufhören, diese 
Farbenlehre stetig neu ins Spiel zu 
bringen. Vielmehr muss es uns dar¬ 
um gehen, konsequente, antikapita¬ 
listisch geprägte Oppositionskraft zu 
sein. (...) 

1. Eine fundierte Analyse über die 
Ursachen der bereits erwähnten 
Wahlniederlage wurde auf dem Par¬ 
teitag nicht vorgenommen. Hans 
Modrow fand nicht nur dafür sehr 
deutliche Worte der Kritik. Wo die 
Analyse fehlt, sind auch praktikable 
Schlussfolgerungen schwer zu haben. 


Es reicht in Anbetracht der AfD-Er- 
folge weder aus, konsequent antiras¬ 
sistisch zu sein noch dabei stehen zu 
bleiben, dass der Hauptkampf ge¬ 
gen die Rechten auf sozialem Gebiet 
stattfinden muss. Beides ist zweifellos 
richtig und notwendig. Und die sozia¬ 
le Frage spielte auf dem Parteitag zu 
Recht eine außerordentliche Rolle. 
Ausgehend von der sozialen Situation 
geht es allerdings im Zusammenhang 
mit der Entwicklung der AfD um die 
Analyse komplexer Prozesse. Das 
Wesen dieser Prozesse besteht unse¬ 
rer Überzeugung nach darin, dass an 
einer eventuellen Option gearbeitet 
wird, für den Fall, dass die bürgerliche 
Demokratie die Rahmenbedingungen 
für die Erzeugung von Maximalprofit 
nicht mehr gewährleistet.... 

2. Kein Zweifel konnte über den Wil¬ 
len der übergroßen Mehrheit der 
Delegierten aufkommen, die frie¬ 
denspolitischen Grundsätze der Par¬ 
tei zu bewahren. Davon zeugten Ab¬ 
stimmungsergebnisse ebenso wie die 
Diskussionsreden. Zum Antrag „Für 
Frieden und eine gerechte Weltord¬ 
nung ...“ sprachen 15 Genossinnen 
und Genossen. ... 

In einem ersten Resümee lässt 
sich feststellen: Eine sehr große An¬ 
zahl der Delegierten hat durch das 
Abstimmungsverhalten, den Inhalt 
der Diskussionsbeiträge, aber auch 
der Vorstellungsreden im Rahmen 
der Wahl zum Parteivorstand deutlich 
gemacht, dass es weitgehende antika¬ 
pitalistische Stimmungen gibt und es 
an der Zeit ist, diese Stimmung stär¬ 
ker im offiziellen Politikgeschehen 
der Partei zu verankern. Das würde 
unserer Rolle als Oppositionskraft 
wesentlich mehr Profil verleihen und 
somit den Notwendigkeiten entspre¬ 
chen, denen wir im politischen Agie¬ 
ren Rechnung tragen müssen. 

Abschließend sei vermerkt: Auf 
dem Magdeburger Parteitag gab es 
ein solidarisches Zusammenwirken 
der verschiedenen Zusammenschlüs¬ 
se, die sich als linker Flügel der Par¬ 
tei verstehen. Ein besonderer Dank 
gilt Thomas Hecker für seine Arbeit 
in der Antragskommission und Fried¬ 
rich Rabe für sein Wirken im Arbeits¬ 
präsidium des Parteitages. 

Ellen Brombacherist Bundesspreche¬ 
rin der KPF 

(Auszug aus den „Mitteilungen“ der 
Kommunistischen Plattform in der 
Partei „Die Linke“) 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Unversöhnliche Erinnerungen 

Wiederaufführung eines filmischen Doppelporträts, 80 Jahre nach Franco-Putsch und Beginn des Spanien-Kriegs 



U nversöhnliche Erinnerungen“ 
an den Terror der faschistischen 
Machtergreifung gegen Rotspa¬ 
nien auf der einen Seite, an den inter¬ 
nationalen antifaschistischen Wider¬ 
stand auf der anderen Seite des tiefen 
Grabens: Die Ernst Busch-Gesell¬ 
schaft und das Berliner Kino „Kroko¬ 
dil“ stellten wachen Interessenten am 
24. Mai einen in Leipzig und in Ober¬ 
hausen prämierten 16-mm-Dokumen- 
tarülm prüfend zur Neubesichtigung 
vor. Er wurde vor vierzig Jahren im 
Auftrag des ZDF produziert. 

Nach wie vor brisant die egoma¬ 
nisch zur Schau gestellte Arroganz 
des Bundesluftwaffen-Generals a.D. 
und früheren Piloten der „Legion 
Condor“, Henning Strümpell. Seine 
egomanische Rückschau auf die Bom¬ 
bardierung spanischer Städte als ein 
„Jugendabenteuer“, die mit Göring 
übereinstimmende Begründung, der 
Ausweitung des Kommunismus an 
dieser Stelle entgegentreten zu müssen 
und die „junge“, bis 1933 noch heim¬ 
lich aufgerüstete deutsche Luftwaffe in 
neuen, kühnen taktischen Manövern 
zu „erproben“ - das hatte schon bei 
der ersten Ausstrahlung 1979 für em¬ 
pörte Zuschauer- und heftige Medien¬ 
reaktionen bis hin zur FAZ gesorgt. 
Strümpell und seinem Vorbild zufol¬ 
ge sollte das Gernika-Massaker nach 
ersten Bomben-Fehlschlägen auf eine 
Brücke ein ganz normaler Wiederho¬ 
lungsangriff gewesen sein: „Zivilopfer 
gar nicht zu vermeiden“. 

„Das kann doch nicht sein!“ lau¬ 
tete das bei weitem überwiegende 
Echo nach der ZDF-Ausstrahlung im 
„Deutschen Herbst“, selbst bei staats¬ 
tragenden Anhängern. Soviel Naivität 
hielt man für schädlich, wenn auch die 
rekonservierte BRD sich inzwischen 
vom NATO-Doppelbeschluss und der 
zweiten Welle der Kommunisten-Ver¬ 
folgung leiten ließ. 

Drei Regie-Absolventen der Film¬ 
akademie West-Berlin (dffb) um den 
inzwischen verstorbenen Klaus Vol- 
kenborn, jetzt durch Karl Siebig ver¬ 
treten, hatten nacheinander General 


und Arbeiter zu narrativen Biografien 
und Positionierungen in dieser Ausein¬ 
andersetzung am Vorabend des zwei¬ 
ten Weltkriegs veranlasst. Denn sie war 
entscheidend für die Faschisierung Eu¬ 
ropas. Beider Äußerungen, am Schnei¬ 
detisch einander gegenübergestellt, 
verließen diesen gänzlich unkommen- 
tiert, pur für sich sprechend, als anta¬ 
gonistisch verlaufende Lebenslinien. 

Zum ersten: Henning Strümpell in 
seinem Taunus-Villenviertel bei Frank¬ 
furt. Als Freiwilliger für ein verdecktes 
Wehrmachts-“ Erprobungskommando“ 
in Spanien, erinnert er stolz seinen 
blitzartigen Aufstieg zum Kampfstaf¬ 
felflieger in der Legion Condor. Letzt¬ 
lich sie hätte „entscheidenden Einfluss 
auf den Sieg“ der faschistischen Fran- 
quisten gehabt. Über früh anerkann¬ 
ten „Heldenmut“ von Görings Hand 


zu Hause, vergisst er nicht die eigene 
Belohnung: Vom Mörder-Sold in Spa¬ 
nien einen edlen offenen Sport-Zwei¬ 
sitzer „Adler-Triumph“. 

Noch demonstrativer als auf die 
familiäre bürgerliche Ahnentafel ver¬ 
weist der dekorierte Bundeswehr-Of¬ 
fizier im Ruhestand auf Alte Kame¬ 
raden. „Für den Endsieg“ setzten sie 
als Abfangjäger den Einsatz strahl¬ 
getriebener Messerschmitts Me 262 
mit Hitler gegen Göring durch. In¬ 
zwischen, 1979, hatten sie in der bun¬ 
desdeutschen Generalität und in den 
NATO-Streitkräften das Sagen: Jo¬ 
hannes Steinhoff, Condor-Draufgän- 
ger und „Kanaljäger“ Adolf Galand, 
„Starfighter“-Beschaffer Walter Kru- 
pinsky, Mitteleuropa-Stabschef Ger¬ 
hard Barkhorn ... Strümpell wusste 
sich damit zu schmücken. 


Zum zweiten ist da der Maurer 
Ludwig Stillger im Remscheider Ar¬ 
beiterviertel Honsberg, DKP-Mitglied, 
Gewerkschafter. Für den Klassenbe¬ 
wussten ist imperialistischer Krieg 
die Hölle, doch der Kampf in den In¬ 
ternationalen Brigaden moralische 
Pflicht. Stillger war nach abenteuerli¬ 
cher Flucht ab 1933 am Aufbau illega¬ 
ler KPD-Strukturen beteiligt, gelang¬ 
te 1936 als freiwilliger Interbrigadist 
nach Spanien und kämpfte als MG- 
Schütze. Er überstand auch beschwer¬ 
liche Fußmärsche, Hungerstrapazen ei¬ 
nes französischen Internierungslagers 
und Alliierten-Gefangenschaft. Ab 
1946 stellte er sich im kriegszerstörten 
Remscheid dem Wiederaufbau zur 
Verfügung, obwohl auch die Überle¬ 
benssicherung für seine gesundheitlich 
schwerst geschädigte Frau und Genos¬ 


sin Elisabeth viel Kraft und Anstren¬ 
gung erforderte. Lisa war mit vier Mo¬ 
naten Einzelhaft, knapp zweijähriger 
Gefängnishaft und zwangsvollstreck - 
ter Ehescheidung dafür bestraft wor¬ 
den, dass Ludwig für die Nazis uner¬ 
reichbar blieb. Diese aktenkundige 
einseitige Scheidung wurde in der Bun¬ 
desrepublik für rechtens befunden, Li¬ 
sas vormalig 13-jährige Wartezeit igno¬ 
riert, dem gemeinsamen Aufhebungs¬ 
antrag nicht stattgegeben. Durch die 
überlebensnotwendige Neuverheira¬ 
tung gingen schließlich 30 Jahre lang 
existenzielle Unterhaltsanerkennun¬ 
gen verloren, zumal aus Sicht der Be¬ 
hörden auch die illegalen Jahre im akti¬ 
ven antifaschistischen Widerstand und 
die Tätigkeit nach dem KPD-Verbot 
von 1956 bestraft gehörten. 

Unmittelbar nach der ZDF-Sen- 
dung 1979 trafen bei den Dokumen- 
tarfilmern weiterzuleitende solidari¬ 
sche Geldspenden für das Ehepaar 
Stillger ein. Dem anwachsenden öf¬ 
fentlichen Druck schloss sich schließ¬ 
lich auch ein regional-behördlicher 
auf das Remscheider Bürgermeister¬ 
amt an. So kam es, dass alle bisherigen 
Hindernisse plötzlich aus dem Weg ge¬ 
räumt wurden. Allerdings blieben Lud¬ 
wig Stillger nur noch zwei Lebensjahre, 
um die erkämpfte VVN-Rente auch zu 
genießen. 

Karl Siebig berichtete jetzt von 
Drangsalierungen durch die spani¬ 
sche Polizei bei vorbereitenden Film¬ 
drehs während der machtvollen ers¬ 
ten Maikundgebungen nach Francos 
Tod 1977 in Barcelona. Während einer 
der Kameramänner festgehalten und 
das Material beschlagnahmt wurde, 
versuchte Siebig mit der zweiten Ka¬ 
mera und dem Stativ zu entkommen. 
Bei der Flucht über den dicht gefüll¬ 
ten Marktplatz wurde ihm die hinder¬ 
liche Gerätschaft von zunächst ano¬ 
nymen Genossen abgenommen und 
versteckt. Er entkam, und mit einer 
gezielten Rück-Übergabe „aus dem 
Off“ war zumindest diese Aufzeich¬ 
nung gerettet. 

Hilmar Franz 


Europa: Bald ein Jahrzehnt im Krisenmodus 

Das Juni-Heft der Zeitschrift Z - Zeitschrift marxistische Erneuerung erscheint in diesen Tagen (aus dem Editorial) 


Zwei Hauptthemen bestimmen die 
Schwerpunkte des Heftes. Außerdem 
wird die Debatte zum Thema „Kapita¬ 
lismus und Migration“ fortgesetzt (sie¬ 
he auch die März-Ausgabe), gibt es 
Beiträge zur Geschichte (XX. Partei¬ 
tag der KPdSU bzw. 60. Jahrestag des 
KPD-Verbots), zur marxistischen Ge¬ 
sellschaftstheorie u.a. Ein neues Unter¬ 
suchungsverfahren („Streikmonitor“) 
wird vorgestellt, mit dem in Ergänzung 
zur bestehenden Berichterstattung ver¬ 
schiedener Institutionen systematisch 
Informationen über Streiks in der Bun¬ 
desrepublik gesammelt werden sollen. 
Eine halbjährliche Berichterstattung 
ist geplant. 

„Krisenreaktionen in Europa“ be¬ 
handelt der 1. Hauptschwerpunkt des 
Juni-Heftes. Der zweite nicht minder 
wichtige beschäftigt sich mit „Weltwirt¬ 
schaft und Finanzmarktkapitalismus“. 

Im Editorial heißt es zum 1. Schwer¬ 
punktthema: „Europa existiert seit bald 
einem Jahrzehnt im Krisenmodus. Alle 
europäischen Gesellschaften sind ge¬ 
prägt durch neoliberale Deregulierung, 
Konkurrenzaktivierung, wachsende 
Sektoren von Armut und Prekarität. 
Die gesellschaftliche Polarisierung ist 
mit Entwertungserfahrungen und Ab¬ 
stiegsängsten bis weit in die Mittel¬ 
schichten verbunden. Dies ist das so¬ 
ziale und psychologische Milieu einer 
Rechts ent wicklung unter Krisendruck, 
die wir gegenwärtig in Europa erleben. 
Flucht und Migration nach Europa sind 
in den letzten anderthalb Jahren als zu¬ 
sätzlicher Katalysator dieser Rechts¬ 
entwicklung genutzt worden. Die Er¬ 
gebnisse der Landtagswahlen vom 
März d. J. oder der jüngsten Präsident¬ 


schafts-Wahlen in Österreich sind nur 
Schlaglichter in diesem Prozess. Dem¬ 
gegenüber hat die Linke Rückschläge 
zu konstatieren. (...) 

Walter Baier gibt einen Überblick 
über die „Radikale Rechte in Euro¬ 
pa“. Er unterscheidet zwischen rechts¬ 
extremen Parteien, die sich explizit in 
eine nazistische Tradition stellen, und 
Rechtsradikalen bzw. Rechtspopulis¬ 
ten, die sich davon abgrenzen. Den 
Aufstieg der in verschiedenen Frakti¬ 
onen des EU-Parlaments organisier¬ 
ten Kräfte zeigt er als europäisches 
Phänomen. Die Behauptung, insbe¬ 
sondere die Arbeiter wählten rechts, 
weist Baier zurück, vielmehr gewin¬ 
ne die radikale Rechte Zuspruch aus 
verschiedenen Klassen und Schichten. 
„Die Ursachen für den Aufstieg der 
rechtsradikalen Parteien (...) schlie¬ 
ßen zahlreiche politische und kulturelle 
Faktoren ein: Neben Krise, Prekarität 
und Abstiegsangst der Mittelschichten 
sind es der Verfall der Sozialdemokra¬ 
tie, der, wenn er auf der Linken nicht 
durch eine glaubwürdige radikale Al¬ 
ternative kompensiert wird, die Enttäu¬ 
schung über das politische System nur 
allzu leicht auf die Mühlen der radika¬ 
len Rechten leitet.“ (S. 17) Gerd Wiegel 
analysiert Aufstieg und Ziele der AfD. 
In einem ersten geleakten Programm¬ 
entwurf hatte sich die Partei als ein 
„Haufen herzloser Konservativer und 
völkischer Marktradikaler“ entpuppt, 
der „programmatisch offenbar deutlich 
neben ihrer frisch bejubelten Wähler¬ 
klientel“ lag. Die nun beschlossene Fas¬ 
sung „spiegelt die politischen Vorstel¬ 
lungen einer konservativ-reaktionären, 
nationalistischen und rechtspopulisti¬ 


schen Partei“ wider. Diese sei bei den 
zurückliegenden drei Landtagswah¬ 
len besonders unter Arbeitern erfolg¬ 
reich gewesen. „Offensichtlich ist es 
der AfD gelungen, soziale Ängste und 
Sorgen mit dem Thema Geflüchtete zu 
verbinden und die Angst vor einer po¬ 
tenziellen Konkurrenz, um die knapp 
gehaltenen öffentlichen Ressourcen für 
sich nutzbar zu machen.“ (S. 23) 

Der Wahlsieg von Syriza im Januar 
2015 hatte bei vielen Linken, insbeson¬ 
dere auch beim politischen Zusammen¬ 
schluss der Europäischen Linken (EL), 
die Hoffnung erzeugt, es werde nun in 
einer Art Dominoeffekt auch in ande¬ 
ren europäischen Ländern zu einer Ver¬ 
schiebung der Kräfteverhältnisse nach 
links und damit zu einer Aufweichung 
der Austeritätspolitik kommen. Klaus 
Dräger setzt dieser Erwartung eine 
nüchterne Analyse der Kräfteverhält¬ 
nisse in der EU und vor allem in Grie¬ 
chenland, Portugal, Irland und Spanien 
entgegen. Seine Zwischenbilanz: Es ist 
eine starke Fragmentierung des politi¬ 
schen Spektrums zu verzeichnen, in et¬ 
lichen Ländern ist die Sozialdemokra¬ 
tie weiter auf dem absteigenden Ast, 
verbliebene Mitte-Links-Regierungen 
(Italien, Frankreich) sind auf Austerität 
und neoliberale Strukturreformen ge¬ 
polt, rechtspopulistische Parteien, die 
sich als „antisystemische“ Kräfte pro¬ 
filieren, sind im Aufschwung. Formati¬ 
onen der radikalen Linken in Spanien 
und Portugal sind zwar erstarkt, aber 
bei weitem nicht in dem Maß, dass sie 
eine politische Linkswende durchset¬ 
zen könnten. Die Linke wird in weiten 
Bereichen als Teil des Establishments 
wahrgenommen. Dräger unterstreicht: 


Eine ohne Tabus geführte Debatte un¬ 
ter Linken über diese Probleme ist bit¬ 
ter nötig. Sebastian Chwala untersucht 
die „Nuit Debout“-Bewegung in Frank¬ 
reich vor dem Hintergrund des Auf¬ 
stiegs des Front National und der Krise 
des Parti Socialiste. Einerseits konsta¬ 
tiert er das stärker werden einer linken 
politischen Opposition. Andererseits 
betont er, dass dieser linksoppositionel¬ 
le Aufbruch bislang keinen parteipoli¬ 
tischen Ausdruck findet. Der Blick in 
eine andere Himmelsrichtung zeigt, in 
welchem Ausmaß im postsowjetischen 
Russland Putins rechte und religiös fun¬ 
dierte Tendenzen Konjunktur haben. Im 
Gespräch mit Gudrun Havemann ana¬ 
lysiert Alexander Charlamenko die der¬ 
zeitige ideologische Bedeutung der Re¬ 
ligion in Russland. Charlamenko zeich¬ 
net nach, wie insbesondere der Kult um 
den Fürsten Wladimir an konterrevolu¬ 
tionäre russische Traditionen anknüpft 
und betont, dass diese Zuwendung zur 
Religion nicht als Ausweis der Stärke 
des gegenwärtigen russischen Regimes 
interpretiert werden kann.“ 

Drei Beiträge beziehen sich auf 
das Thema „Weltwirtschaft und Fi¬ 
nanzmarktkapitalismus“: „Die Folgen 
der Finanzmarkt-und Wirtschaftskrise 
von 2008 prägen noch immer die glo¬ 
bale wirtschaftspolitische Agenda. Vor 
dem Hintergrund der internationalen 
Wirtschaftslage im Frühjahr 2016 ver¬ 
tritt Jörg Goldberg die These, dass der 
klassische Konjunkturzyklus in den 
entwickelten kapitalistischen Ländern 
gestört sei. Hauptmerkmal ist die an¬ 
haltende Investitionsschwäche und die 
damit verbundene Aufblähung der Fi¬ 
nanzmärkte. 


Die derzeit herrschende Niedrig¬ 
zinsphase ist einerseits eine Folge die¬ 
ser Aufblähung, wirkt aber anderer¬ 
seits verstärkend auf diese zurück. Der 
wirtschaftliche Aufstieg der Schwel¬ 
lenländer und deren Emanzipation 
von der westlichen Dominanz haben 
neue, globale Akteure auf den Plan ge¬ 
rufen. Dieter Boris schildert die He¬ 
rausbildung der BRICS-Gruppe und 
deren Institutionalisierung. Obwohl ei¬ 
nige Mitgliedsländer derzeit mit wirt¬ 
schaftlichen und politischen Krisen zu 
kämpfen haben, habe die Gruppe sich 
stabilisiert und beeinflusse die globa¬ 
len Kräfteverhältnisse. Allerdings ist 
derzeit noch nicht absehbar, ob die¬ 
ser Einfluss zur Entwicklung einer ge¬ 
rechteren Weltwirtschaftsordnung bei¬ 
tragen wird. Mohssen Massarrat setzt 
sich in Abgrenzung zu Hilferdings Ver¬ 
ständnis des Finanzkapitals mit dem 
Begriff des Finanzmarktkapitalismus 
(FMK) auseinander, den er als eine 
spezifische historische Kapitalforma¬ 
tion schildert, in der Kapitalakkumu¬ 
lation durch Umverteilung im Vor¬ 
dergrund steht. Der FMK blockiere 
Reformen im Kapitalismus und damit 
auch postkapitalistische Perspektiven. 
Daher sollten antikapitalistische Be¬ 
wegungen den Kampf gegen die den 
FMK tragenden Teile des Kapitals in 
den Vordergrund ihrer Anstrengungen 
stellen und gesellschaftliche Allianzen 
bilden, die auch den Mittelstand ein¬ 
beziehen.“ 

Das im September erscheinende Heft 
Nr. 107 hat als Schwerpunktthema die 
aktuelle Debatte um „Transformation 
des Kapitalismus“. 
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Zocker-Thriller 

Jodie Fosters „Money Monster“ verspricht Spannung, nicht unbedingt Erkenntnis 



W enn man ja nicht wüsste, wie 
so etwas ausgeht; hier kommt 
ein Setting, das man sich für 
mindestens 90 Prozent der gängigen 
LanzWillPlas-Shows dringend wün¬ 
schen würde. Einer der regelmäßig ver¬ 
arschten Underdogs stürmt das Studio, 
kidnappt den Moderator, hängt ihm 
mit vorgehaltener Waffe eine Spreng¬ 
stoffweste um und konfrontiert ihn mit 
dem Stuss, den er in der letzten Zeit 
so abgesondert hat. Keine Ausflüchte, 
keine Sprechblasen, harte Fakten, sonst 
geht die Ladung hoch. 

So in etwa in Alicia Christian (Jo¬ 
die) Fosters neuem Thriller „Money 
Monster“. Den medial aufgeblasenen 
Dampf Schwätzer Lee Gates gibt ein 
wie immer augenzwinkernd-brillan- 
ter George Clooney, die nüchterne, 
konzentriert-souveräne Regisseurin 
Patty Fenn hinter den Kulissen wird 
von einer bemerkenswert unaufge- 
donnert-sympathischen Julia Ro¬ 
berts bewerkstelligt. Innerhalb des 
ganzen Kidnapping-Tohuwabohus 
entwickelt sich eine Art Kammer¬ 
spiel dieser beiden über Mikro und 
Ohrhörer verbundenen, ja verket¬ 
teten Hauptcharaktere. Sie sind die 
eigentlichen Akteure, die die Ge¬ 
schichte gestalten. Und es ist die Re¬ 
gisseurin, deren Fähigkeit, fokussiert 
und entscheidungssicher die Ner¬ 
ven zu behalten, letztlich auch diese 
„Binnen-Beziehung“ dominiert. Sie 
lässt Gates mehr und mehr als das er¬ 
scheinen, was er wirklich ist, ein ziem¬ 
lich hilfloser Sprücheklopfer, der nur 
dank ihrer „Fernsteuerung“ mit der 
sich nun entwickelnden Extremsitu¬ 
ation einigermaßen fertig zu werden 
in der Lage ist. Was allerdings ihre 
fast ein wenig mütterlich-sorgende 
Zuneigung zu diesem Enfant terrib- 
le nicht in Frage stellt. Die Überzeu¬ 
gungskraft, die der Film trotz einiger 


recht konstruiert wirkender 
Wendungen erhalten kann, 
hat er weitgehend dem her¬ 
vorragenden Gespann Ro- 
berts/Clooney zu verdanken. 

Der gutgläubige Kyle Bud- 
well (Jack O’Connell), eine 
US-Version von Otto Normal¬ 
verbraucher, hatte die Sprech¬ 
blasen des „Money-Monster“- 
Gurus Gates ebenso für bare 
Münze genommen wie tausen¬ 
de T-Aktionäre die Märchen 
von Manfred Krug. Wie viele 
von ihnen hatte auch Budwell 
sein ganzes Vermögen, 60 000 
Dollar, in ein von Gates emp¬ 
fohlenes Investment gesteckt. 

Und alles verloren. 60 000, das 
scheint Gates nicht gerade ex¬ 
orbitant viel und er hofft, mit 
einem beherzten Griff zum 
Scheckbuch aus seiner mie¬ 
sen Lage und vor allem aus 
seiner Sprengstoffweste he¬ 
raus zu kommen. Aber nicht 
mit Kyle Budwell. Er sei nicht 
der einzige, der verloren hat. 

Es gehe um einen Verlust von 800 Mil¬ 
lionen. Budwell will wissen, was genau 
da gelaufen ist. 

Seit Budwell das Studio geentert 
hat, tickt die Uhr. Das New York Po¬ 
lice Department rückt mit dem ganz 
großen Besteck an, um das Problem im 
bewährten Null-Toleranz-Modus zu er¬ 
ledigen. Nur ein toter Kidnapper ist ein 
guter Kidnapper. Die Frage ist eigent¬ 
lich nur noch, wer alles sterben muss. 
Und Lee Gates steht ganz oben auf der 
Liste. Die Polizei-Sniper verfolgen den 
etwas exzentrischen Plan, Gates den 
Auslöse-Mechanismus vom Körper zu 
schießen. Als Fenn/Gates davon Wind 
bekommen ist klar, aus dieser Schei¬ 
ße kommt man nur gemeinsam heraus 
oder gar nicht. 


Sukzessive werden zuerst Fenn, 
dann auch Gates in die Aufklärungs¬ 
wut Budwells hineingezogen. Wenn sie 
überleben wollen, brauchen sie plau¬ 
sible Antworten. Nur, plausible Ant¬ 
worten sind rar. Auch wenn manch¬ 
mal etwas gewollt wirkend, demon¬ 
tiert Foster hier ziemlich gründlich die 
Allwissenheits-Aura der oberfläch¬ 
lich papageienhaften Dax- und Dow- 
Jones-Kaffeesatzleser. Niemand weiß 
etwas Konkretes. Alle kauen ergeben 
die vordergründige Erklärung „Com¬ 
puter-Glitch“ (Panne, Störung) wider. 
Der Algorithmus. Den versteht natür¬ 
lich niemand und daher fragt auch nie¬ 
mand nach. 

Als nun doch klar wird, dass es so 
nicht gewesen sein kann, beginnt eine 


fieberhafte Suche nach der möglichen 
Ursache und dem möglichen Verursa¬ 
cher. Gleichzeitig sind die Scharfschüt¬ 
zen der Polizei dabei, die Spielräume 
systematisch zu verengen. Die Suche 
nach dem Schuldigen wird zu einem 
Spiel um Leben und Tod. 

Fosters rasanter Film hat Stärken 
und Schwächen. Unzweifelhaft ist da 
ein spannender Plot und eine weitge¬ 
hend gelungene Inszenierung, die den 
Zuschauer in das Geschehen mit sei¬ 
nen immer wieder überraschenden 
Wendungen hineinzieht. Und seine 
Sympathien liegen bei dem Betroge¬ 
nen, bei Kyle Budwell (und der star¬ 
ken Patty Fenn). Aber gleichzeitig liegt 
in dieser Thriller-Konstruktion fast un¬ 
vermeidlich eine Personalisierung des 


Problems. Um einen solchen 
Ansatz plausibel spannend zu 
halten, muss es fast notwendig 
einen Bösewicht geben. Und 
es gibt ihn auch. Die Jagd auf 
ihn ist das treibende Moment 
des Films. Hier liegt seine er¬ 
zählerische Stärke sowie seine 
inhaltliche Schwäche, denn in 
der Realität ist nicht die Aus¬ 
nahme, der individuelle Be¬ 
trug, das Problem, sondern es 
ist die Regel. Der Crash und 
die große Enteignung pas¬ 
sieren, auch wenn sich alle 
hübsch an die bürgerlichen 
Regeln halten. Ja, gerade 
dann. Der Crash ist integra¬ 
ler Bestandteil der kapitalis¬ 
tischen Ordnung, erst recht in 
ihrem aktuellen, finanzmarkt¬ 
getriebenen Boom-Bust-Mo- 
dus. Und die große Enteig¬ 
nung ist sein Ziel. Um immer 
mehr Milliardäre produzieren 
zu können, müssen Menschen 
wie Kyle Budwell enteignet 
werden. Genau darum geht es. 

Analyse ist nun nicht gerade die 
Stärke dieses Films. Foster bleibt doch 
sehr dem Action-Modus verpflichtet. 
Damit fällt sie analytisch deutlich hin¬ 
ter Filme wie „Margin Call“ oder „The 
Big Short“, ja selbst noch hinter Oliver 
Stones „Wall Street 2“ zurück. Die Ya¬ 
le-Absolventin möchte es mit Gesell¬ 
schaftskritik ganz offensichtlich nicht 
übertreiben. Ein Schurke vielleicht, 
aber das System selbst? So ist es letzt¬ 
lich die alte, sehr amerikanische, aber 
eigentlich sehr christliche Geschichte 
vom Bösewicht, der zur Strecke ge¬ 
bracht werden muss, damit das Gute 
wieder siegen kann. Nun, zumindest 
das Happy End ist ein sehr partielles. 
Sonst wäre es wohl auch zu peinlich ge¬ 
worden. Klaus Wagener 


Ein Mann mit vielen Gesichtern 

Erster Versuch einer biographischen Annäherung an den Mitautor der „Thälmann“- Filme, Michael Tschesno-Hell (1902-1980). 


„Der war für mich ein alter Bolsche¬ 
wik. Der wirkte so, der sprach auch so 
...“ erinnert sich Erhard Scherner an 
den Drehbuchautor Michael Tschesno- 
Hell, dem er in den 50er Jahren begeg¬ 
nete. 

Der Literaturwissenschaftler Hans 
Mayer, der mit ihm in der Schweizer 
Emigration die Zeitschrift „Über die 
Grenzen“ herausgegeben hatte, mein¬ 
te, „Mischa“ sei „ein Schwieriger“ ge¬ 
wesen. Zugleich habe er Charme aus¬ 
gestrahlt - „in der Wortbedeutung von 
,Verzauberung 4 . Erstaunlich viele Re¬ 
gister: zärtliche und drohende ... “ 

Erwin Strittmatter notierte, Tsches¬ 
no-Hell habe stets viele Ideen, benut¬ 
ze für deren Umsetzung andere, werde 
unfreundlich und aggressiv, wenn man 
ihm widerspreche, höre nicht zu, sei un¬ 
geduldig und ungerecht: „Ein Mensch 
also, der schwer zu ertragen ist. Ein 
Mensch, der deshalb keine Freunde 
hat.“ 

„Unglaublich charmant, in jeder 
Beziehung anspruchsvoll, ein Wahr¬ 
heitsfanatiker, umfassend gebildet. Er 
liebte seine Tochter abgöttisch, und er 
war stets streitsüchtig.“ So fasst es die 
Schauspielerin Irma Münch zusam¬ 
men. 

Michael Tschesno, der später unter 
dem Pseudonym „Hell“ bzw. „Swetly“ 
publizierte, war in Wilna (heute Vilni¬ 
us/Litauen) in einer jüdischen Familie 
als Sohn eines Kaufmanns zur Welt ge¬ 
kommen. 

Über seine Kindheit und Jugend ist 
praktisch nichts bekannt. In den 20er 
Jahren studierte er in Jena und Leipzig 
Jura und Ökonomie, trat in die KPD 
ein und schrieb nebenbei für die kom¬ 
munistische Presse. 

Seit 1930 in Berlin, wurde er zu¬ 
nächst Redakteur der KPD-Zeitung 
„Welt am Abend“ und dann Presse¬ 
chef in der Filmabteilung der sowjeti¬ 


schen Handelsvertretung in Berlin, be¬ 
vor er als Lektor und Übersetzer aus 
dem Russischen, seiner Muttersprache, 
u.a. für den Malik-Verlag, arbeitete. 
1932/33 betrieb er ein „Feuilletonbü¬ 
ro“ für denVertrieb sowjetischer Pres¬ 
sebeiträge. 

In dieser Zeit soll er auch vom so- 
wj etischen Militär-Nachrichtendienst 
GRU angeworben worden sein. 1933 
floh er nach einem halben Jahr illegaler 
Arbeit nach Paris, wo er die KP-Grup- 
pe der deutschen Schriftsteller leitete 
und für die „Rote Hilfe“ als Agitprop¬ 
leiter fungierte - so organisierte er u.a. 
die Kampagne für die Befreiung von 
Etkar Andre. 

Nach Kriegsbeginn interniert, floh 
er 1942 mit seiner Frau und der 1938 
geborenen kleinen Tochter in die 
Schweiz, betätigte sich dort für die 
KPD-Abschnittsleitung und gab mit 
Hans Mayer und Stephan Hermlin 
die bereits erwähnte Zeitschrift he¬ 
raus. 

Nach seiner Rückkehr nach 
Deutschland gehörte Tschesno-Hell 
1947 zu den Mitbegründern des Ver¬ 
lags Volk und Welt in Berlin, den er bis 
1950 leitete und für den er viele Auto¬ 
ren beschaffte. 

Anschließend trat er vorwiegend 
als Szenarist für die DEFA und das 
Fernsehen der DDR in Erscheinung. 

Daneben hatte er hohe Funktionen 
inne und erhielt viele Auszeichnungen. 
Er war Mitglied der Bezirksleitung der 
SED in Berlin und im Vorstand des 
DSV, einige Jahre Vizepräsident des 
Verbandes der Film- und Fernsehschaf¬ 
fenden und seit 1969 Mitglied der Aka¬ 
demie der Künste. 

Dreimal erhielt er den National¬ 
preis der DDR, darunter für seine Mit¬ 
arbeit an den „Thälmann“- Filmen. 

Zudem war er wohl der höchstbe¬ 
zahlte Autor der DEFA überhaupt - 


allein für den ersten Teil seiner Lieb¬ 
knecht-Biographie („Solange Leben 
in mir ist“, 1965) kassierte er mehr als 
200 000 Mark. 

In seinen Filmen, auf die der Autor 
des vorliegenden Bandes ausführlich 
eingeht, befasste er sich vorwiegend 
mit der deutschen Geschichte bis 1945. 
„Der Maler mit dem Stern“ (1969) war 
dem von den Nazis in Dresden hinge- 
richteten Künstler Alfred Frank ge¬ 
widmet. In der Bundesrepublik spielt 
die Satire „Der Hauptmann von Köln“ 
(1956) mit Rolf Ludwig in der Haupt¬ 
rolle. 

Tschesno-Hell war dreimal verhei¬ 
ratet, darunter mit der DDR-Kinder- 
buchautorin Ingeborg Meyer- Rey, und 
er hatte eine kurze, heftige Affäre mit 
der Schauspielerin Inge Keller. Zehn 
Jahre lang lieferte er dem MfS Berich¬ 
te über Kollegen, darunter ziemlich ne¬ 
gative über Stefan Heym und seinen 
ehemaligen Freund Hermlin. In den 
letzten Jahren wurde es zunehmend 
einsam um ihn. Seine Unverträglich¬ 
keit stieß viele ab, und sein schlichtes 
revolutionäres Pathos erschien altmo¬ 
disch. 

Der im „Westen“ aufgewachsene 
Schriftsteller und promovierte Sozio¬ 
loge Ralph Hammerthaler hat es un¬ 
ternommen, sich diesem bewegten Le¬ 
ben eines umstrittenen Kommunisten 
essayistisch zu nähern, ohne sich dabei 
von den vorhandenen Schwierigkeiten 
und offenen Fragen einschüchtern zu 
lassen. Er stützt sich vor allem auf den 
Nachlass im Bundesarchiv und in der 
Akademie der Künste, in dem aller¬ 
dings nur wenig Privates zu finden ist. 
Hinweise auf die Geheimdienstaktivi¬ 
täten gaben Akten des Bundesarchivs 
Bern und der BStU. Außerdem hat der 
Autor Interviews mit Zeitzeugen wie 
Wolfgang Kohlhaase, Erhard Scherner, 
Irma Münch und Horst Schulze sowie 


auch mit der Tochter Andree Tsches¬ 
no geführt. 

Hammerthaler umspielt seinen 
faszinierenden Protagonisten lieber 
nonchalant und zuweilen spöttisch 
mit Deutungen und Fragezeichen, als 
ihn „festzunageln“. In seiner informa¬ 
tiven, spannenden und gut lesbaren 
Abhandlung stellt er Widersprüche 
in den Raum, lässt sie effektvoll schil¬ 
lern und hält sich mit Urteilen zurück, 
obwohl sie nicht selten nahezuliegen 


scheinen. Damit weckt er Interesse, ja 
Neugier - und den Wunsch, dass ei¬ 
nes Tages doch noch eine umfassende 
Biographie erscheinen möge, in der 
Tschesno-Hell auch selbst ausführlich 
zu Wort kommt. Cristina Fischer 

Ralph Hammerthaler: Der Bolsche¬ 
wist. Michael Tschesno-Hell und seine 
DEFA-Filme. (Schriftenreihe der DEFA- 
Stiftung) Bertz & Fischer Verlag, Berlin 
2016. Br., 176 S., 32 Fotos, 12,90 Euro. 


Alfredo Bauer 

(1924-2016) 

Vor wenigen Tagen erreichte uns die traurige Nachricht, dass unser langjähri¬ 
ger Freund, Genosse und Autor Alfredo Bauer bereits am 21. Mai im Alter von 91 
Jahren in Buenos Aires gestorben ist. Seine Asche wurde auf eigenen Wunsch 
im Rio de la Plata verstreut. 

In Lateinamerika war Alfredo Bauer als engagierter argentinischer Autor und 
Übersetzer u.a. der Werke von Heinrich Heine, Bert Brecht, Jura Soyfer ge¬ 
schätzt. In seinem Geburtsland Österreich wurde er lange Zeit ignoriert. Erst 
mit beinahe achtzig Jahren wurde er mit dem Theodor-Kramer-Preis ausge¬ 
zeichnet. 

Alfredo wurde 1924 in Wien geboren und musste 1938 im Alter von 15 Jahren 
wegen seiner jüdischen Herkunft mit seinen Eltern vor den Faschisten fliehen. 
In seiner neuen argentinischen Heimatstadt Buenos Aires beendet er die Schu¬ 
le, studierte Medizin und arbeitete bis zum 70. Geburtstag als praktizierender 
Frauenarzt. Jahrelang auch ehrenamtlich und unbezahlt an einem Kranken¬ 
haus. Er war stolz darauf, 6 000 kleinen Argentinierinnen beim Weg in die Welt 
geholfen zu haben, in eine Welt, die der große Menschenfreund und Kommu¬ 
nist Alfredo Bauer Zeit seines Lebens auch durch sein politisch-literarisches 
Engagement menschenfreundlicher machen wollte. Er kämpfte in und mit 
seiner argentinischen KP, veröffentlichte journalistische Arbeiten -auch für die 
bundesdeutsche Lateinamerika-Solidaritätsbewegung, Erzählungen, Essays, 
Romane und sexualpädagogische Sachbücher, teilweise unter Pseudonym. 
Als wichtigstes nichtliterarisches Werk gilt seinei97i erschienene marxistische 
Historia critica de los judios (Kritische Geschichte der Juden, Essen 2007/2013), 
deren deutsche Fassung Alfredo Bauer dem Neue Impulse Verlag anvertraut 
hat, worauf wir stolz sind. 

Wirtrauern um einen großen Arzt, Autor und Kämpfer, auf dessen menschliche 
Wärme wir in den verbliebenen Kämpfen nun verzichten müssen. 

Lothar Geisler, Neue Impulse Verlag 
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Das Einfache, das schwer zu machen ist 

Fotografien von Horst Sturm - Ein Bildband zur Ausstellung „Menschen, ich hatte euch lieb“ 



„Es gibt in der Geschichte der Male¬ 
rei und der Fotografie Werke, die derart 
im Gedächtnis bleiben, dass ihre Urhe¬ 
ber dahinter zurücktreten - bis dahin, 
dass sie unbekannt bleiben. Mir war 
der Name Horst Sturm nicht geläufig, 
als ich längst Fotografien von ihm kann¬ 
te, die so berühmt wurden wie Aufnah¬ 
men seiner großen Vorbilder Cartier- 
Bresson oder Robert Capa. Ich denke 
an das Bild mit Helene Weigel und Ber¬ 
tolt Brecht auf dem Wagen des Berliner 
Ensembles zum 1. Mai 1954 (S. 37), an 
die Aufnahme mit Thomas Mann und 
Johannes R. Becher 1955 in Weimar 
(S. 38), das Bild von der Rückführung 
der Sixtinischen Madonna nach Dres¬ 
den (S. 22), von Che Guevara bei sei¬ 
nem Besuch in der DDR im Oktober 
1960 (S. 58), vom 80. Geburtstag Ar¬ 
nold Zweigs am 10. November 1967 


(S. 39), Willi Stoph beim Empfang Wil¬ 
ly Brandts in Erfurt am 19. März 1970, 
das Bild einer jungen Frau, die sich den 
Mund mit einem Stoffstreifen, auf dem 
Berufsverbot, steht, zugebunden hat - 
eine Demonstration in Düsseldorf 1975 
(S. 85). Diese Bilder sind Teil des kol¬ 
lektiven Gedächtnisses vor allem von 
Menschen, die in der DDR gelebt ha¬ 
ben, einige sind weit darüber hinaus 
Dokumente von entscheidenden Stati¬ 
onen der Geschichte nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Er selbst sprach davon, man¬ 
che seiner Bilder zeigten „Eckpunkte 
der Geschichte“. Ihnen zur Seite stehen 
Bilder Horst Sturms, die aus verschie¬ 
denen Gründen nicht so bekannt wur¬ 
den wie die genannten, aber noch heute 
den Betrachter packen: Sein Bild von 
der Frauenkirche in Dresden 1950 - 
welch 4 eindrückliche Mahnung gegen 


Krieg im Vergleich mit dem, was sich 
heute an dieser Stelle abspielt. Oder 
das Foto von der Verhaftung Robert 
Havemanns in Westberlin, als er dort 
für den Stockholmer Appell zur Äch¬ 
tung der Atomwaffen warb (S. 43). Die 
Aufnahme brachte dem Fotografen 
ebenfalls eine Festnahme ein und seine 
Schilderung, wie er das Bild rettete, weil 
er noch in der grünen Minna den Film 
in seine Brotbüchse praktizierte und so 
vor der Konfiskation rettete, finde ich 
immer noch symbolisch für Vieles im 
Werk Horst Sturms.... 

Viele seiner Fotografien waren auch 
im Westen nicht zu unterdrücken, die 
meisten aber wurden unterdrückt. Be¬ 
seitigt werden konnten sie nicht und 
sie sind, wie gesagt im kollektiven Ge¬ 
dächtnis von Zeitungslesern der DDR 
erhalten. Insofern teilte er das Schick¬ 
sal dieses ostdeutschen Staates. West¬ 
wärts versuchte man hartnäckig, ihn 
zu ignorieren, so ganz war das aber 
nicht möglich, wie - bleiben wir bei ei¬ 
nem Bild von Horst Sturm - die Auf¬ 
nahme von der Konferenz für Sicher¬ 
heit und Zusammenarbeit in Europa 
1975 in Helsinki belegt, auf der Erich 
Honecker zwischen Gerald Ford und 
Helmut Schmidt zu sehen ist - auch so 
ein „Eckpunkt der Geschichte“-Bild 
(S. 83).... 

Aber die Übereinstimmung in der 
Wahrnehmung ging noch weiter, genau¬ 
er, sie hatte einen klaren Hintergrund. 
Um zu illustrieren, was ich meine, zitie¬ 
re ich aus einem späten Gespräch mit 
Horst Sturm, in dem er sagte: „Die heu¬ 
tige Welt, in der wir uns bewegen mit 
Fernsehen und Werbung, vermittelt an¬ 
dere Bilder. Was da alles rumgehampelt 
wird, da schalte ich ab ... Es gibt nur 
noch ganz wenige Sendungen und Sen¬ 
der, wo ich mir was anhöre und ansehe. 
Ich brauche das alles nicht. Wenn ich 
das abschalte, empfinde ich, die Ruhe 
ist viel angenehmer. Und wenn ich heu¬ 
te höre, wenn ein Kommentator im Zu¬ 
sammenhang mit Afghanistan sagt: un¬ 
sere deutschen Soldaten müssen jetzt 
auch auf die Schlachtfelder. 

Also wenn ich nur das Wort 
Schlachtfeld höre, wird mir als jemand, 
der den Krieg kennengelernt hat, aus¬ 
gesprochen schlecht. Das ist doch ei¬ 
gentlich ein Schlachthaus, wo man Tie¬ 
re abschlachtet. Dass Menschen auf ein 
Schlachtfeld gehen sollen, begreife ich 
in der heutigen Zeit nicht mehr.“ 


Kein Rumhampeln, keine Schlacht¬ 
felder mehr. Das eine, das Ab- und Weg¬ 
lenken vom andern, war nicht seine Sa¬ 
che. Ruhige Besinnung und einfache 
Menschlichkeit, das hatte wenig Chan¬ 
cen in großen Teilen der Welt schon da¬ 
mals. Heute noch weniger. Horst Sturms 
Bilder sind Erinnerungen aus vergange¬ 
nen Zeiten, als dem Krieg noch ganze 
Staatenbünde entgegenstanden. 

Die Haltung allerdings, aus der her¬ 
aus er seine Fotografien gestaltet hat, ist 
aktueller denn je. Daher großer Dank 
an alle, die die Idee zu dieser Ausstel¬ 
lung hatten und sie ermöglichten, was 
nicht einfach war, und vor allem an 
Horst Sturms Schülerin Gabriele Senft“. 

Mit diesen Sätzen eröffnete der 
Chefredakteur der Tageszeitung junge 
Welt , Arnold Schölzel, die Ausstellung 
mit Fotografien von Horst Sturm in der 
junge Welt- Ladengalerie. 

Horst Sturms Bilder befinden sich 
mittlerweile größtenteils im Bundesar¬ 
chiv. Gabriele Senft hat dort eine be¬ 
merkenswerte Ausstellung mit über 
80 Bildern zusammengeteilt. Der Ka¬ 
talog mit einem Vorwort von Arnold 
Schölzel und Gabriele Senfts eigenen 
Erinnerungen ist von Wiljo Heinen toll 
gestaltet und wird die Ausstellung lange 
überdauern. 


Die Ausstellung in der junge 
l/l/e/t-Ladengalerie ist noch bis 
zum 16. Juni geöffnet.Torstraße 
6,10119 Berlin (Nähe Rosa- 
Luxemburg-Platz). Öffnungszei¬ 
ten: Montag-Donnerstag 11-18 
Uhr, Freitag 10-14 Uhr 


Bas einfache 



Das Einfache. 

Fotografien von Horst Sturm 

112 Seiten, Klappenbroschur, 83 
s/w Fotos auf 130g Bilderdruck¬ 
papier 

Verlag Wiljo Heinen, 14,50 Euro 
http://www.gutes-lesen.de 



Kuba weltweit im Fokus 


Die neue Ausgabe von Cuba Libre, 
der Zeitschrift der Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD-Kuba ist erschienen. 

Es gibt ein Gespräch mit Alpi- 
dio Alonso Grau zum Parteitag der 
PCC, Carolus Wimmer schreibt über 
die Gefahren für die Fortschritte in 
Lateinamerika, der Fotograf Roberto 
Chile wird als Chronist der Revoluti¬ 
on vorgestellt.Heinz Langer schreibt 
über Kubas Bilanz zum VII. Parteitag 
der PCC und „Cuba Libre“, ein Film 
von Jorge Luis Sänchez wird bespro¬ 
chen. 

Wir dokumentieren die Rubrik 
„Medienspiegel“ mit einer Betrach¬ 
tung von Volker Hermsdorf: 

Cuba Libre will in dieser Rubrik 
aufzeigen, was die Konzernmedi¬ 
en verschweigen, Falschmeldungen 
enthüllen und Manipulationen auf¬ 
decken 

Im Herbst letzten Jahres luden 
die „Akademie der Deutschen Wel¬ 
le 44 (DW) und die Panther-Stiftung 
der „tageszeitung“ (taz) jeweils eine 
Gruppe kubanischer Journalisten zu 
Seminaren nach Berlin ein. Ziel ihrer 
Veranstaltung, so die DW-Akademie, 
sei Hilfe bei der Entwicklung „freier, 
transparenter Mediensysteme, jour¬ 
nalistischer Qualität und Medien¬ 
kompetenz 44 . Wo? Natürlich in Kuba, 
wo denn sonst? Die DW lud dazu 
unter anderem Referenten des von 
den US-Diensten NED und USAID 
finanzierten und in Madrid produ¬ 


zierten Contra-Portals „Diario de 
Cuba“ ein. Damit war die Frage, wer 
was von wem lernen sollte, geklärt. 
Die „taz“ schickte ihre Gäste erst 
einmal zum Panther-Stiftung-Ko- 
operationspartner „Reporter ohne 
Grenzen“ (ROG). Das ist eine Or¬ 
ganisation, die bisher nicht nur vom 
NED sondern auch schon mal von 
exilkubanischen Terrorgruppen in 
Miami „Spenden“ annahm. ROG- 
Mitbegründer Robert Menard, der 
die Organisation von 1985 bis 2008 
prägte und als Generalsekretär lei¬ 
tete, wurde 2014 mit Unterstützung 
der rechtsextremen „Front National“ 
zum Bürgermeister der südfranzösi¬ 
schen Stadt Beziers gewählt. Soweit 
zum illustren Umfeld, in dem kuba¬ 
nische Journalisten lernen sollen, wie 
Pressefreiheit geht. In der Theorie 
hat der Versuch einige der Besucher 
offenbar beeindruckt, wie Berichte 
nach deren Rückkehr vermuten las¬ 
sen. 

Wären die jungen Kolleginnen 
und Kollegen von der sozialistischen 
Karibikinsel im Januar 2016 nach 
Berlin gereist, hätten sie nicht nur in 
der Theorie, sondern auch in der Pra¬ 
xis lernen können, was Pressefreiheit 
ist. Am Beispiel ihres Heimatlandes 
hätten sie praktisch erleben können, 
worüber Medien in der BRD infor¬ 
mieren und worüber nicht, was Le¬ 
ser, Zuschauer und Zuhörer erfahren 
und was ihnen von den „freien Me¬ 


dien“ vorenthalten wird. Dazu zwei 
Beispiele. 

Keine Zeile über Gerardo 

Am 9. Januar 2016 trat auf der Ro- 
sa-Luxemburg-Konferenz in Berlin 
ein Mann auf, der für seine politische 
Überzeugung und sein Engagement 
gegen den Terror 16 Jahre lang in US- 
Gefängnissen festgehalten worden war. 
Für seine Freilassung hatten sich in den 
letzten Jahren weltweit zigtausende 
Menschen, darunter Präsidenten und 
Nobelpreisträger, eingesetzt. Gerardo 
Hernändez, der den Titel „Held der 
Republik Kuba“ trägt, wurde in den 
Folgetagen in Berlin und Bonn von ver¬ 
schiedenen Organisationen sowie von 
der Fraktion der LINKEN im Deut¬ 
schen Bundestag eingeladen. 

Aus der BRD war Hernändez dann 
weiter nach Gran Canaria und Madrid 
gereist. Im konservativ regierten Spa¬ 
nien informierten etliche Zeitungen, 
Radio- und Fernsehsender über sei¬ 
nen Besuch und den Fall der „Cuban 
Five“. Die Kuba eher ablehnend ge¬ 
genüberstehende größte Tageszeitung 
„El Pafs“ veröffentlichte ein längeres 
Interview mit ihm und sogar das ul¬ 
trarechte, Franquisten-Blatt „ABC“ 
berichtete ausführlich. Den Medien 
der BRD (mit Ausnahme von „junger 
Welt“ und „UZ“) war der Besuch des 
ehemaligen politischen Gefangenen 
dagegen keine Zeile wert. Für die zur 
Nachhilfe in Sachen Pressefreiheit von 


DW und taz eingeflogenen Kollegen 
aus Kuba wäre das sicher ein prakti¬ 
sches Beispiel mit hohem Lerneffekt 
gewesen. 

Nobody in den Schlagzeilen 

Während der in vielen Ländern wie 
ein Staatsgast empfangene und in sei¬ 
ner Heimat Kuba als „Held“ gefeier¬ 
te Gerardo zwar von den BRD-Medi- 
en ignoriert wurde, tauchte das Land 
dann zwei Wochen später aber doch 
noch in den Schlagzeilen auf. Die 
Agentur „dpa“ meldete am 26. Januar 
einen Skandal: „Deutscher Journalist 
bei Dissidentenprotest auf Kuba fest¬ 
genommen.“ Einzige Quelle: Die Aus¬ 
sage des angeblich Betroffenen selbst. 
Benedikt Vallendar, ein sich als „freier 
Reporter“ ausgebender Unbekannter, 
der gelegentlich - ohne dort als Jour¬ 
nalist akkreditiert zu sein - aus Kuba 
über Aktionen von Systemgegnern be¬ 
richtet, hatte die Meldung mit Hilfe sei¬ 
ner Kontaktleute in Umlauf gebracht. 
In der BRD wurde sie von der rechts¬ 
lastigen „Internationalen Gesellschaft 
für Menschenrechte“ (IGFM) und der 
vom ultrakonservativen Orden „Legi¬ 
onäre Christi“ unterstützten Agentur 
„Zenit“ weiter gestreut. Allein die Be¬ 
hauptung der Betroffenen und deren 
Helfer reichten „dpa“, „WDR“ und 
„Deutschlandradio Kultur“. Ein Fak¬ 
tencheck fand nicht mehr statt. Wenn 
„angesehene Medien“ Aussagen unge¬ 
prüft reproduzieren, erfahren diese ihre 


Aufwertung zu „seriösen Meldungen 44 . 
So, liebe kubanische Kollegen, funkti¬ 
oniert Pressefreiheit. 



Cuba Libre ist über die Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba 
zu beziehen und kostet als 
Einzelheft 3,50 Euro 

Freundschaftsgesellschaft BRD- 

Kuba e.V., Maybachstraße 159, 

50670 Köln 

Tel. 0221/2405120 

info@fgbrdkuba.de 

www.fgbrdkuba.de 
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Der Mega-Deal 

Bayer will Monsanto schlucken 





Protest in Düsseldorf gegen Profit mit Pflanzengiften 


W ir sind seit Langem von Mon¬ 
santo beeindruckt und teilen 
die Überzeugung, dass durch 
ein integriertes Geschäft erheblicher 
Wert für die Aktionäre beider Unter¬ 
nehmen entstehen würde“ mit diesen 
Worten begründete Bayer-Chef Wer¬ 
ner Baumann die Übernahme-Pläne. 
62 Milliarden Dollar bietet der Le¬ 
verkusener Multi aktuell für den US- 
Konzern. 

Eine Akquisition dieser Dimension 
hat ein bundesdeutsches Unternehmen 
bisher noch nie bewerkstelligt - und in 
diesem Jahr weltweit noch keine an¬ 
dere Firma. Gelänge der Coup, würde 
der mit Abstand größte Agro-Mogul 
der Erde entstehen. Einen „bedeu¬ 
tend größeren Fußabdruck auf dem 
Globus“ würden die zusammengeleg¬ 
ten Geschäfte der beiden Firmen hin¬ 
terlassen, frohlockt der Leverkusener 
Multi. In seinen Werbe-Broschüren 
zum Übernahme-Plan errechnet er auf 
Basis der 2015er Zahlen stolz einen ge¬ 
meinsamen Umsatz von 23,1 Milliar¬ 
den Dollar. Damit kann niemand aus 
der Branche mithalten. Die frisch ver¬ 
mählten Paare Syngenta/ChemChina 
und Dupont/Dow folgen mit weitem 
Abstand (14,8 bzw. 14,6 Milliarden), 
und auf Rang vier landet abgeschlagen 
BASF mit 5,8 Milliarden. 

Bei den Pestiziden kommen Bay¬ 
er und Monsanto zusammen auf ei¬ 
nen Marktanteil von rund 25 Prozent, 
beim Saatgut für gentechnisch verän¬ 
derte und konventionelle Ackerfrüchte 
auf einen von rund 30 Prozent. Allein 
die Gen-Pflanzen betrachtet, erreichen 
die beiden Konzerne vereint mit weit 
über 90 Prozent sogar eine klar domi¬ 
nierende Position. Entsprechend be¬ 
sorgt reagierte die Coordination ge¬ 
gen BAYER-Gefahren. „Wir schlagen 
Alarm: ,Wer das Saatgut kontrolliert, 
beherrscht die Welt’, hat Henry Kissin- 
ger einmal gesagt. Durch die Übernah¬ 
me droht ein weltweites Lebensmittel- 
Monopol. Die Welternährung gerät in 
ernste Gefahr“, so Axel Köhler-Schnura 
vom Vorstand der CBG. 

Und das umso mehr, als sich da 
wirklich The Bad & The Ugly vermäh¬ 
len würden. Was dem US-Unterneh- 
men sein Glyphosat, das ist dem Le¬ 
verkusener Multi sein Glufosinat, was 
dem US-amerikanischen Agro-Riesen 
seine Gen-Pflanzen der Produktreihe 
„Round up“, das sind seinem deutschen 
Pendant die Liberty-Link-Ackerfrüch¬ 
te. Gesundheitsschädliche Chemikali¬ 
en wie Polychlorierte Biphenyle (PCB) 
und vietnamkriegstaugliche Agroche- 
mikalien produzierten beide. Und Bay¬ 
er war im Gegensatz zu Monsanto so¬ 
gar schon 1914-1918 und 1939-1945 
Kriegsteilnehmer. Trotzdem tischen 
viele Zeitungen bei ihrer Berichterstat¬ 
tung über den geplanten Deal die Mär 
vom Umweltengel aus Leverkusen auf, 
der sich auf einen Pakt mit dem Teufel 
einlassen will. 

Das aktuell auf 55 Milliarden Euro 
bezifferte Gebot des deutschen Glo¬ 
bal Players, „der sich in den vergange¬ 
nen Jahren viel Mühe gegeben hat, als 
sauberes Unternehmen dazustehen“ 
(Rheinische Post), markiert den vorerst 
letzten Zug in einem makabren Mo¬ 
nopoly-Spiel um eines der wichtigsten 
Güter der Menschheit: der Nahrung. 
Eröffnet hatte es Monsanto selber, mit 
dem Begehr, Syngenta zu überneh¬ 
men. Die Schweizer aber bevorzugten 
ChemChina als neuen Partner, und 
plötzlich mochten auch Dupont und 
Dow nicht mehr auf eigenen Füßen ste¬ 
hen - sie fusionierten. Mit dieser Ent¬ 
wicklung beschleunigte sich der Kon¬ 
zentrationsprozess im Agro-Business 
noch einmal, der vor rund 20 Jahren be¬ 
gann. Im Saatgut-Bereich etwa hatten 
sich 1985 noch keine oligopolartigen 
Strukturen herausgebildet. Die zehn 
größten Anbieter kamen bloß auf ei¬ 
nen Marktanteil von ca. 12,5 Prozent. 
2011 sah das jedoch schon ganz anders 
aus, da teilte die damalige Top 10 be¬ 
reits 75,3 Prozent des Geschäfts unter 
sich auf. Einen wesentlichen Antrieb 
für die neue Übersichtlichkeit stellte 


dabei die Gentechnik dar. Sie verlang¬ 
te nämlich nach einer vertikalen In¬ 
tegration. „Ein neues Gen ist nutzlos 
ohne einen hochwertigen Grundstock 
von Saatgut, in das es eingebaut wer¬ 
den kann, und eine Infrastruktur, die 
solches bereitstellt“, wie es ein Finanz- 
Analyst einmal formulierte. 

Käme Bayer bei Monsanto zum 
Zuge, so erlangte der Leverkusener 
Multi nicht nur die Hoheit über die 
Esstische. Der Deal hätte noch weite¬ 
re negative Folgen. Die Landwirte etwa 
müssten sich auf höhere Betriebskos¬ 
ten einstellen, denn diese steigen ver¬ 
lässlich in Korrelation zum Monopoli¬ 
sierungsgrad der Branche. Allein die 
Preise für Mais- und Baumwoll-Saatgut 
haben sich in den vergangenen 20 Jah¬ 
ren nach Angaben des US-Landwirt- 
schaftsministeriums vervierfacht. 

Überdies hätten die Landwirte 
noch weniger Auswahl. Die oligopol¬ 
artigen Strukturen haben jetzt schon ei¬ 
nen riesigen Innovationsstau mit sich 
gebracht. An eine Landwirtschaft ohne 
Gifte verschwenden die Konzerne kei¬ 
nen Gedanken, sie schaffen es noch 
nicht einmal, Ersatz für ihre Uralt-Mit¬ 
tel zu finden. BAYERs Glufosinat oder 
Monsantos Glyphosat haben schon 
über 40 Jahre auf dem Buckel. Des¬ 
halb trotzen immer mehr Unkräuter 
diesen Substanzen, und den Farmern 
bleibt nichts anderes übrig, als die Gift- 
Dosis zu erhöhen. Und der Leverku¬ 


sener Multi leugnet diesen Tatbestand 
keineswegs. „Seit über 25 Jahren hat 
die weltweite Pflanzenschutz-Industrie 
kein wirtschaftlich bedeutendes Herbi¬ 
zid mit neuem Wirkmechanismus mehr 
für Flächenkulturen entwickelt und auf 
den Markt gebracht - unter anderem 
eine Folge der Konsolidierung der In¬ 
dustrie, die mit einer deutlichen Re¬ 
duktion der Forschungsaufwendungen 
für neue Herbizide einherging“, so der 
Bayer-Forscher Dr. Hermann Stübler. 

Die bei Transaktionen dieser Art 
immer gerne beschworenen „Syner¬ 
gie-Effekte“ schließlich lassen ebenfalls 
Böses ahnen. Der bundesdeutsche Ag- 
ro-Riese konnte sie sogar schon genau 
beziffern: mit 1,5 Milliarden Dollar zu¬ 
sätzlicher Einnahmen nach drei Jahren 
Baysanto rechnet er. Dazu dürfte die 
Arbeitsplatz-Vernichtung durch Besei¬ 
tigung von Doppel-Strukturen einiges 
beitragen. Einen Job-Abbau - sei es 
zur Reduzierung der durch den Deal 
anfallenden Schulden oder im Zuge 
der Zusammenführung der Unterneh¬ 
men - hat der Global Player ausdrück¬ 
lich nur hierzulande ausgeschlossen. 
„Rationalisierungsmaßnahmen zur Fi¬ 
nanzierung der Akquisition werden in 
Deutschland nicht stattfinden“, heißt 
es in einer mit dem Gesamtbetriebsrat 


geschlossenen Vereinbarung. Über die 
Grenzen schauen die Gewerkschaftler 
also offenbar nicht - ein Tief der inter¬ 
nationalen Solidarität. 

Die Standort-Städte müssen sich 
ebenfalls auf so einiges gefasst ma¬ 
chen. Ihnen ist die letzte Einkaufstour 
des Multis noch in denkbar schlechter 
Erinnerung. Unmittelbar nach dem 
Kauf der Merck-Sparte mit den nicht 
rezeptpflichtigen Arzneien hatte der 
Konzern nämlich verkündet: „BAY¬ 
ER rechnet ab dem ersten Jahr nach 
dem Vollzug mit signifikanten Steuer- 
Einsparungen.“ Und prompt hat er die 
Akquisition dann auch von der Steuer 
abgesetzt und damit vor allem seinen 
Stammsitz Leverkusen noch tiefer in 
die Verschuldung getrieben. 

Den Grünen der Stadt schwant des¬ 
halb wieder Schlimmes. „Die Über¬ 
nahme von Monsanto ist teuer. Dies 
dürfte zur Folge haben, dass die Ge¬ 
werbesteuer-Einnahmen der Stadt 
Leverkusen weiter sinken“, erklärte 
die Partei. Auch der grüne Fraktions¬ 
vorsitzende Anton Hofreiter kritisiert 
das Vorhaben des Unternehmens: „Die 
BAYER-Bosse folgen reiner Gewinn- 
Maximierung. Der geplante Deal 
würde die Welt nicht besser machen, 
sondern schlechter.“ Die SPD-Bun- 


destagsabgeordnete Elvira Drobinski- 
Weiß bewertete das BAYER-Ansin¬ 
nen unterdessen als „sehr problema¬ 
tisch“, weil die Gentechnik damit in der 
Bundesrepublik zu einem Wirtschafts¬ 
faktor aufstiege und ergo mit mehr 
Macht auf die Äcker drängen würde. 
Die „Arbeitsgemeinschaft für bäuer¬ 
liche Landwirtschaft“ (AbL) spricht 
sich ebenfalls gegen Baysanto aus. 
„Durch die Fusion würde der Saatgut- 
und Pestizidmarkt noch weiter mono¬ 
polisiert“, erklärte der Verband. Die 
US-amerikanische „National Farmers 
Union“ teilt die Befürchtungen. „Das 
wird todsicher zu weniger Wettbewerb 
führen, und als direktes Resultat davon 
werden die Farmer höhere Preise zah¬ 
len, als sie es sonst müssten“, so NFU- 
Präsident Roger Johnson. 

Ein Mitglied der Coordination ge¬ 
gen Bayer-Gefahren (CBG) schrieb in 
der Sache deshalb einen Brief an das 
Bundeskartellamt. „Wir versichern Ih¬ 
nen, dass wir bei unseren Fusionsprü¬ 
fungen sehr gewissenhaft die Märkte 
betrachten und dies auch künftig so 
handhaben werden, um den Wettbe¬ 
werb zu schützen“, antwortete die Be¬ 
hörde. Auch die EU-Wettbewerbskom¬ 
mission, bei welcher der Fall wegen 
seiner großen Tragweite wohl landen 


wird, erhielt ein Schreiben. Die Coordi¬ 
nation verlässt sich allerdings nicht auf 
die Reaktionen der politischen Institu¬ 
tionen. Sie organisiert gemeinsam mit 
Partnern wie Sum Of Us und Campact 
einen breiten Widerstand gegen die 
Übernahme. 

Das zynische Monopoly-Spiel um 
die Welternährung und ähnliche Ent¬ 
wicklungen in anderen Wirtschaftsbe¬ 
reichen dokumentieren für sie einmal 
mehr die Dringlichkeit, die Multis un¬ 
ter gesellschaftliche Kontrolle zu stel¬ 
len. Waren es laut einer Studie der ETH 
Zürich 2011 noch 147 Konzerne, die den 
gesamten Weltmarkt beherrschten, so 
dürfte ihre Zahl bis heute noch einmal 
deutlich gesunken sein. Allein 2015 be¬ 
lief sich der Wert der Fusionen auf rund 
fünf Billionen Dollar. Und 2016 könn¬ 
te diese Summe dank Baysanto noch 
übertreffen. Die Welt steuert also - mit 
freundlicher Unterstützung von Frei- 
handelsabkomen wie TTIP, die staatli¬ 
che Rechte auf Unternehmen übertra¬ 
gen - auf eine Diktatur der Konzerne 
zu, hinter denen wiederum eine Gruppe 
weniger Ultra-Reicher steht. 

Damit ist es höchste Zeit, die Ei¬ 
gentumsfrage zu stellen und in den so¬ 
zialen Bewegungen verstärkt über die 
Alternativen und deren Umsetzungs¬ 
möglichkeiten zu diskutieren. Die CBG 
fordert: 

★ Die Fusion der beiden Konzerne 
muss gestoppt werden! 

★ Die Konzerne vergesellschaften und 
unter demokratische Kontrolle stellen 
(wie es etwa die Landesverfassung von 
NRW vorsieht)! 

★ Das Profitprinzip muss fallen und ei¬ 
nem Solidarprinzip weichen! 

Nicht zuletzt wegen des zu erwar¬ 
tenden Gegenwinds bezeichnet die 
FAZ den Bayer-Plan als „eine heikle 
Mission“. „Wenn sich heute schon das 
überwiegende Gros der Hauptver¬ 
sammlungsredner zu Themen äußert, 
die nicht viel mit Bilanzen zu tun ha¬ 
ben, möchte man sich die Diskussions¬ 
inhalte künftiger Bayer-Aktionärstref¬ 
fen lieber nicht ausmalen“, schreibt die 
Zeitung. Ängstlich schaut sie darauf, 
was sich da gegen den Leverkusener 
Multi zusammenbraut und wirft ihm 
vor, „diese von breiten Bevölkerungs¬ 
schichten getragene gesellschaftliche 
Stimmung gegen aggressive Agroche¬ 
mie-Konzerne und ihre Patente“ zu ig¬ 
norieren und „nur noch auf Zahlen“ zu 
schauen 

Jan Pehrke,„Coordination gegen BAYER-Gefahren“. 
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wir trauern um unseren Genossen 

Hubert Kuschnik 

13. März 1924-17. Mai 2016 

Unser Hubert, großartiger Genosse und kämpferischer Journa¬ 
list, hat die Feder aus der Hand gelegt. Rollator und Schrittma¬ 
cher machten ihn - so gut es ging - bis zuletzt äußerlich mobil. 
Die innere Beweglichkeit bekam dieser agile Genosse von Marx, 
Engels, Lenin und den Erfahrungen seines eigenen Lebens an 
der Seite der Arbeiterklasse. Es war ein Genuss, ihn - dialektisch 
geschult - klassenmäßig für die Partei streiten zu sehen, ihn 
parteilich streitend für die Klasse zu erleben. 

Hubert stammte aus einer kommunistischen Familie. Geboren 
wurde er in Oppeln, dem heutigen Opole. Als er 18 Jahre alt 
war, musste er sein schlesisches Webertuch gegen das „Feld¬ 
grau" der Nazi-Wehrmacht eintauschen. Den untergehenden 
Faschismus zu verteidigen, war ihm von 1942 bis 1945 befohlen 
worden. 

Nach dem Krieg verschlug es Hubert an die Elbe.Sein Lieblings¬ 
fluss - neben der Moskwa. Bei dem Kaufhausmagnaten Karg 
bekleidete er schnell eine Vertrauensstelle.ln der Hansestadt 
lernte er aber auch die großen Widersprüche des Handelskapi¬ 
tals kennen. Im Hafen arbeitete er als Stauer. Der Kaufhauskon¬ 
zern, der ihn verpflichtete, konnte ihn ausbeuten - aber nicht 
korrumpieren. Hubert trat 1950 in die KPD ein. 

Schon in den schwärzesten Adenauer-Zeiten wirkte Hubert als 
kommunistischer Journalist - bis zum KPD-Verbot für die „Ham¬ 
burger Volkszeitung", in den Jahren der Illegalität von 1960 bis 
1968 als Chefredakteur des „Blinkfuer". Noch 1967 wurde er 
vor dem Landgericht Hamburg angeklagt wegen Werbung für 
die von Adenauer 1956 verbotene KPD. Hubert und Genossen 
wurden freigesprochen. 

Nach der Konstituierung der DKP war Hubert einer der Mitgrün¬ 
der der UZ, von 1970 bis 1981 ihr Korrespondent in Moskau. Von 
1984 bis 1990 war er Korrespondent des „Messemagazins", ln 
Moskau lernte er seine Frau Natascha kennen und lieben. 1978 
wurde die Tochter Katja geboren. Die Wohnung wurde für eine 
Vielzahl von DKP-Genossen, die Moskau besuchten oder dort 
studierten, zu einer in jeder Hinsicht ersten, hilfreichen Adres¬ 
se. Bis zuletzt galt dem inzwischen unter die Räuber gefallenen 
Land des Roten Oktober und seinen Menschen Huberts große 
Liebe und vorrangiges Interesse. 

Huberts Interesse galt ebenso den „großen Themen" wie Krieg 
und Frieden und soziale Gerechtigkeit. Aktiv war er auch für den 
„Teekessel". Jahrelang hat er sich in Gerresheim mit für eine 
rollstuhlgerechte Verbindung zwischen Nymphenburg- und 
Torfbruchstraße eingesetzt, ln diesen Tagen wurde im Rathaus 
beschlossen, dass die Verbindung gebaut wird! 

Hubert war stets präsent, auch am Infostand und anderswo. Er 
hat aktiv am Parteileben teilgenommen - immer kenntnisreich, 
gegenüber den Freunden freundlich, manchmal auch ungedul¬ 
dig, voll produktiven Zorns auf den Klassenfeind. 

Lieber Hubert, wir danken dir für deinen unermüdlichen Einsatz 
für unsere Sache, als Journalist, in den vielen Jahren in der In¬ 
ternationalen Kommission beim Parteivorstand, im Düsseldor¬ 
fer Seniorenarbeitskreis und im Kreisvorstand, in der Gruppe 
Gerresheim. 

Unser tief empfundenes Beileid gilt seiner Frau Natascha, die 
ihm jahrelang eine großartige Stütze war, und seiner Familie. 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung ist am 
Donnerstag, 30. Juni, 11.30 Uhr, auf dem Stoffeier Friedhof in 
Düsseldorf, Bittweg 60. Statt Blumen bitten wir um eine Spende: 
DKP-Parteivorstand, Konto: DE63 4306 0967 4002 4875 01 
Verwendungszweck: Hubert Kuschnik / UZ Spende 

DKP-Parteivorstand, internationale Kommission des 
Parteivorstandes, Redaktion unsere zeit, DKP-Bezirk 
Rheinland-Westfalen, DKP-Kreis Düsseldorf, 
DKP-Gruppe Gerresheim 
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I UZ-Pressefest 



Letzter Aufruf Kunstmarkt 



n 

ln der Eislaufhalle wird es auf dem UZ-Pres- 
sefest vom 1.-3. Juli im Rund um den Bü¬ 
chermarkt erneut einen Markt für linke Kunst 



geben. Malerei, Grafik, Fotografie, Plastik, Ka¬ 
rikatur erleben und/oder kaufen und/oder mit I 
den Künstlerinnen und Künstlern ins Gespräch 1 
kommen. Samstags gibt es eine Versteigerung, 







bei der 50 Prozent des Erlöses der internatio¬ 


nalen Solidarität zu Gute kommt. 



An dieser Stelle ein Aufruf an Künstlerinnen I 
und Künstler, die sich unserer Partei verbun¬ 



den fühlen. Meldet Euch, stellt aus, zeigt Eure 
Arbeiten auf dem UZ-Pressefest in Dortmund. 

J 

Kontakt über Toni Köhler-Terz 

Telefon 036702 351016 



E-Mail: terzart@gmx.de 
oder Joachim Gesericke 



E.Mail: rerick@gmx.de 


BH 

- -----— 
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Veranstaltungen 


Mai bis 

s* 

Marx Engels 
Stiftung 

Juli 2016 


SA | 4. Juni | Berlin 


Aktualität der Leninschen 
Imperialismustheorie 

Mit: Prof, Dr. Gretchen Binus, Dr* Vladimiro Gracche, 
Dr, Wladislaw Hede rer, Volker KU !ow p Dr. Arnold 
Schölzel ORT: Ladengalerie der jungen Welt, Torstr. 6 


SA | 11. Juni | 11-18 Uhr | Essen 


Antworten auf die Migration 

Mil: Wolfgang Abel-Reineeke, Pa tri k Kobel e, Klaus 
Stein, Lukas Zeise Sebastian Woldorf, ORT: OKP-Haus, 
Hoffnungstr. 18 


SA | 18. Juni | 11-16 Uhr | Berlin 


Industrie 4*0 - Die neue Herausforderung 

Mit: Dr. Werner Seppmann (Die Digitalisierung des Sozia¬ 
len), Ralf Krämer (Die Roboter kommen, die Arbeit 
geht?}, Peter Brödner, (Industrie 4.0 u. Big Data) 

ORT: M-E-Z, Spielhagenstr. 13 


SA/SO | 2J 3. Juli | Dortmund-Wischlingen 


MASCH-Programm der Marx-Engels- 
Stiftung beim UZ-Pressefest 

Ca. 6 Vorträge zu unterschiedlichen Themen 


SA | 16. Juli | 10-18 Uhr | Stuttgart 


Der Spanische Krieg 1936-39. 

Mit: Peter Durrbeck, Georg Polikeit* Hans E, Schmitt-Ler- 
mann u.a + , ORT; Waldheim Sillenbuch Gorch-Fock-Str. 26 

Website: www.marx-engels-stif tung.de 


Knallrot unterschreiben! 

Die DKP Mecklenburg-Vorpommern kandidiert zu der 
Landtagswahl 2016. 



Jetzt Unterstützungsunterschrift leisten! 
Druckvorlage herunterladen oder bestellen 
und ausgefüllt zurückschicken. 

DKP Mecklenburg-Vorpommern / www. 
dkp-mv.de / info@ dkp-mv.de / DKP MV, 
Sarnowstraße 31,18435 Stralsund 



erfolgreichsteuern 


Unternehmen 


www.stb-Ttiannherz.de 


< > 

Toskana, nah am Meer 

www.fcKfcfeAt-faithyLd* I Ö03G.ÖSGÖ.&U7S 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille: 
große belle Zimmer 
viele gute 6 lieber. 

Hau* oder Hauicben: 
Kinderparadies, 

im urArf 


f -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_> 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



s -\ 


Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Ausbildungsplatz frei 

Im CommPress Verlag dreht sich alles um die UZ, die Zeitung 
der DKP. ln unserem kleinen Kollektiv geht es um die Gewin¬ 
nung neuer und um die Betreuung vorhandener Abonnenten 
und Anzeigenkunden, um die Organisation der UZ-Verbreitung 
bei Aktionen und Demos, die Pflege von Adressdaten, Marke¬ 
tingaktivitäten, die Erstellung von Werbematerial, die Steue¬ 
rung von Druck und Versand der Zeitung und vieles mehr. 

Mit unserer Arbeit helfen wir, die UZ (Print & Online) als wich¬ 
tigstes Instrument der DKP-Öffentlichkeitsarbeit zu sichern. 
Wir arbeiten dabei in enger Kooperation mit anderen linken 
Medien und den Gliederungen der DKP. 

Wir suchen zum 1. September 2016 eine/n 
engagierte/n Auszubildende/n zur/m 
Medienkauffrau/mann - Digital und Print 

Du solltest Interesse an Medien und Politik, Organisationsta¬ 
lent, Argumentationsstärke und die Bereitschaft zum exakten 
und selbstständigen Arbeiten mitbringen. Wir erwarten eine 
sichere Anwendung von MS Office. Die Ausbildung ist auch im 
Rahmen einer Umschulung denkbar. Arbeitszeiten und Ausbil¬ 
dungsvergütung orientieren sich am Tarifvertrag, der Ausbil¬ 
dungsort befindet sich in Essen. Wir sollten uns zunächst im 
Rahmen eines Praktikums gegenseitig kennenlernen. 

Ansprechpartner für weitere Auskünfte und Bewerbungen 
(Lebenslauf mit Foto, Zeugnisse): CommPress Verlag GmbH, 
Klaus Leger, verlag@unsere-zeit.de 


Frisch gepresst 
zum Pressefest! 



Kaffeebecher „uz-Pressefest 2016" 
weiße Tasse / 6-farbiger Aufdruck 



Kaffeebecher „Bertolt Brecht" 
Rote Tasse / Schwarzer Aufdruck 


Einzelpreise: 7,50 Euro + Porto 

6 er Karton: 39,50 Euro plus Porto 
(Kann auch mit beiden Motiven befüllt werden) 

BESTELLUNGEN AN: 

www.uz-shop.de E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Telefon: 0201 17788923 Fax: 0201 17788928 


Hiermit bestelle ich EU Tasse/n „Pressefest" b 
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Anzeigen / Aktionen / Termine / Impressum 


Anzeige 


Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 


DAS EINFACHE 

Fotografien von 

Horst Sturm 

Begleitband zur Ausstellung 
»Menschen, ich hatte euch lieb« 


Das einfache 



Unser Internet-Laden: 


112 Seiten, klappenbroschur, 
83 s/w Fotos 

14,50 € 

ISBN QTÖ-S-QSSM-QOT-Q 


www.gutes-lesen.de 



Wohnen statt Drohnen 


DKP: Von Stuttgart muss Frieden ausgehen 



tFRICQM und EUCOM 
zu Sozialwohnungen 
f^umwandeln! 


In Vaihingen knüpfte die DKP an John 
Lennon und Yoko Ono an und führte 
eine Aktion gemeinsam mit „Leerstands¬ 
melder“ und „Vaihingen ökologisch so¬ 
zial“ durch (siehe Bild). Die „Stuttgar¬ 
ter Zeitung“ berichtete, fand allerdings 
den Slogan „Wohnen statt Drohnen“ et¬ 
was gewagt. Den Zusammenhang zwi¬ 
schen fehlenden Wohnungen, Krieg und 
Flucht erklärte Manfred Jansen von der 
DKP gerne. „Das Problem sind nicht die 
Flüchtlinge“, wird er zitiert. 

In Cannstatt wurde vor der Theodor- 
Heuss-Kaserne protestiert. Die Forde¬ 
rung: Sozialwohnungen statt Kasernen. 
Mitten in einem Cannstatter Wohnge¬ 
biet befindet sich ein riesiges Kaser¬ 
nengelände (über 46 000 qm) mit dem 
Landeskommando der Bundeswehr und 


Teilen des MAD, der z.B. SIM-Karten- 
nummern für US-Killerdrohnen liefert. 
Hier könnten 400-500 bezahlbare Woh¬ 
nungen gebaut werden, die dringend ge¬ 
braucht werden. In Stuttgart sind allein 
4000 Wohnungssuchende in der Notfall¬ 
kartei. 

Ebenfalls in Cannstatt in der Markt¬ 
straße war der Ernst-Busch-Chor aus 
Berlin im Rahmen des Stuttgarter Chor¬ 
festes zu Gast. Musikalische Unterstüt¬ 
zung für die Kundgebung „Sozialwoh¬ 
nungen statt Kasernen“. 

Das Aktionswochenende ist Bestand¬ 
teil der bezirksweiten DKP-Kampagne 
„Fluchtursachen bekämpfen! Kriege aus 
Baden-Württemberg stoppen!“ 

Weitere Infos auf: fiuchtverursacher. 
blogsport.de 


Fraktion 

vor Ort: 


1.-3. Juli, UZ-Pressefest, Dortmund 

mit den Bundestagsabgeordneten 

Matthias W. Birkwald, Sevim Dagdelen, 
Inge Höger, Andrej Hunko, Ulla Jelpke, 
Kathrin Vogler, Hubertus Zdebel 

sowie Gästen aus sozialen Bewegungen. 

Weitere Informationen unter 
linksfraktion.de/termine 



Termine@unsere-zeit.de 


Duisburg: „Industrie 4.0 - Digitale Arbeit 
und Imperialismus“, Veranstaldung des 
Freidenkerverbandes NRW im Rahmen 
der Veranstaltungsreihe „Marx in Marx¬ 
loh“ . Jugend- und Kulturverein, Kaiser- 
Wilhelm-Straße 284,11.00 Uhr bis 13.00 
Uhr_ 

Hamburg: „Dauerausstellung zur Zwangs¬ 
arbeit in Hamburg 1939-1945“, Führung 
durch die Dauerausstellung in den letzten 
erhaltenen, ehemaligen Zwangsarbeiter¬ 
baracken Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns 
mit Filmvorführung. Veranstalter: Willi- 
Bredel-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt 
e.V. Hamburg Fuhlsbüttel, Wilhelm-Raabe- 
Weg 23, nahe S-Bahn Flughafen, 14.00 
Uhr bis 17.00 Uhr. 


Dl ★ 7. JUNI 


München: „Pakte mit dem Teufel - der 
sogenannte Hitler-Stalin-Pakt.“ Veranstal¬ 
tung der DKP mit Ludwig Elm. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


Ml ★ 8. JUNI 


Stuttgart: Josef Kraft stellt als Mitautor 
das Buch: „Aufstand des Abendlandes, 
AfD, Pegida und Co.: Vom Salon auf die 
Straße“ vor. Clara-Zetkin-Haus, Gorch- 
Fock-Straße 26,19.30 Uhr._ 

Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP LinksTreff Georg Fröba, Landgraf- 
Philipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 


DO ★ 9. JUNI 


Essen: „Religiöse Diversität und Freiheit 
im revolutionären Kuba“, Diskussionsver¬ 
anstaltung mit Sonia Garcia, Mitarbeiterin 
in der Abteilung für Religionsangelegen¬ 
heiten im ZK der KP Kubas. Haus der DKP, 
Hoffnungstraße 18,19.00 Uhr._ 

Flensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP Kulturcafe „Tableau“, Kurze Straße 
1,18.00 Uhr._ 

Nürnberg: Gruppenabend der DKP zu ih¬ 
rer Stadtteilpolitik. Rotes Zentrum, Reich¬ 
straße 8,19.00 Uhr. 


FR ★10. JUNI 


Schweinfurt: „Strategien gegen Rassis¬ 
mus und Neonazismus“, Gruppenabend 
der DKP DFG-VK Büro, Gabelsbergerstra¬ 
ße 1,19.00 Uhr. 


SA^n.JUNI 


Nürnberg: Infostand der DKP beim Anti¬ 
rassistischen Straßenfest, Aufseßplatz, ab 
14.00 Uhr. 


DO ★ 16. JUNI 


Nürnberg: „Warum war die Gründung der 
DKP umstritten?“ Gruppenabend der DKP 
Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder 
UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 


unsere zeit - Jetzt 4 Wochen gratis probelesen 



IsX Ich möchte die UZ 4 Wochen 

kostenlos und unverbindlich testen. 
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Das Abo endet automatisch. Der Verlag darf mich nach meiner 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


„Die Düsseldorfer Polizei hat wirklich sehr humorvolle 
Texte für unser Stück geliefert“ 

Gespräch mit Frank Laubenburg und Jasper Prigge über das Theaterstück „Mein Einsatzleiter“ 




Frank Laubenburg (auf dem Foto links) lebt in Düsseldorf und ist Sprecher der Landesarbeitsgemeinschaft „Oueer“ der 
Linkspartei NRW. Die Idee für das Theaterstück „Mein Einsatzleiter“ geht aufseine Erfahrungen als Anmelder von antifa¬ 
schistischen Protesten gegen die Aufmärsche von Rassisten und Neonazis in Düsseldorf zurück. Jasper Prigge (auf dem 
Foto rechts) ist Mitglied im Ensemble „Die Einsatzleiter“ und Rechtsanwalt in Essen. 


UZ: Sie sind in den letzten Wochen und 
Monaten mehrfach mit dem Theaterstück 
„Mein Einsatzleiter “ in verschiedenen 
bundesdeutschen Städten aufgetreten. 
Was hat es mit diesem Stück auf sich? 

Jasper Prigge: Wir waren das ganze 
Jahr 2015 mit rassistischen Protesten 
von „Dügida“ in Düsseldorf konfron¬ 
tiert. Bei den Kooperationsgesprächen 
mit der Polizei und bei Absprachen mit 
den zuständigen Beamten vor Ort gab 
es nicht nur kuriose und absurde Dia¬ 
loge. Die Polizei hat auch immer wieder 
rechtswidrige Forderungen gestellt und 
die Anmelderinnen und Anmelder der 
Gegenproteste mit Ermittlungsverfah¬ 
ren überzogen. Frank Laubenburg, einer 
der Anmelder, hat dann irgendwann an¬ 
gefangen, die absurdesten Dialoge auf 
facebook zu posten. Die Resonanz war 
total gut und irgendwann kam dann die 
Idee, das ganze zu einem Theaterstück 
zu verarbeiten. 

Frank Laubenburg: Da hat wirklich 
die Schwarmintelligenz im Netz ge¬ 
wirkt. Die Resonanz war gut, also 
habe ich die weiteren Dialoge auch 
dokumentiert. Dann gab es von ei¬ 
nem Leser den Vorschlag, daraus eine 
szenische Lesung zu machen. Es mel¬ 
deten sich Leute, die mitmachen woll¬ 
ten. Der Raum für die dann geplante 
Lesung war kurz nach der Ankündi¬ 
gung völlig überbucht und wir haben 
dann als Reaktion darauf gesagt: okay, 
dann machen wir das in der Halle des 
Düsseldorfer Kulturzentrums ZAKK, 
aber dafür ist eine Lesung zu wenig. 
Also eher ein Theaterstück als eine 
Lesung. Die Halle war dann mit 350 
Leuten auch völlig überfüllt und die 
Stimmung war super. Dann gab es 
halt Anfragen aus anderen Städten. 
Geplant war das alles nicht, das war 
eine sehr dynamische, interaktive und 
kollektive Entwicklung. 

UZ: Hat die Düsseldorfer Polizei in ir¬ 
gendeiner Weise auf den großen Erfolg 
der bisherigen Aufführungen reagiert? 

Frank Laubenburg: Sie haben auf die 
ersten Veröffentlichungen reagiert und 
mir eine Strafanzeige angedroht. Ich hät¬ 
te Gespräche mit meinem Handy aufge¬ 
zeichnet und dann abgeschrieben. Das 
war auch ein Ansporn, das ganze so rich¬ 
tig weiterzumachen. 

Jasper Prigge: Damit ist natürlich vor 
allem die Echtheit der Dialoge polizei¬ 
lich bestätigt worden, damit können wir 
also gut werben. Und aktuell hat der 
Düsseldorfer Polizeipräsident uns eine 


Antwort auf einen bei facebook veröf¬ 
fentlichten satirischen Brief an ihn ge¬ 
schickt, den er selbst von uns noch gar 
nicht erhalten hatte. Da wird also gele¬ 
sen, was wir tun. Herzliche Grüße, Herr 
Wesseler! 

UZ: Worum ging es in dem Schreiben 
an den Düsseldorfer Polizeipräsidenten 
Norbert Wesseler? 

Jasper Prigge: Es gibt eine Internetseite 
der Düsseldorfer Polizei zum Versamm¬ 
lungsrecht, illustriert war sie mit dem 
Buchcover des Strafgesetzbuches. Wir 
haben ihn gefragt, wie er darauf kommt, 
dass das Anmelden einer Versammlung 
etwas mit einer Straftat zu tun hat. Zu¬ 
mal auf der Seite noch steht, die Poli¬ 
zei sei „bürgernah, professionell, rechts¬ 
staatlich.“ 

Frank Laubenburg: Wesseler hat sich 
dann für den „sachdienlichen Hinweis“ 
bedankt und die Seite ändern lassen. 
Nun steht da „Protest ja - Gewalt nein.“ 
Wir finden es ja gut, wenn er etwas ge¬ 
gen Polizeigewalt auf Kundgebungen 
tun will. Wenn er das denn so gemeint 
hat. Wir werden ihm aber noch schrei¬ 
ben, dass da so ein Bildchen im Inter¬ 
net nichts bringt. Wir brauchen endlich 


eine Kennzeichnungspflicht für Polizei¬ 
beamte. 

UZ: Zurück zu Ihrem Theaterstück. Wie 
erklären Sie sich den Erfolg? Hätten Sie 
damit gerechnet? 

Frank Laubenburg: Nein, gar nicht. 
Aber viele, die in unser Stück kommen, 
erkennen dann Situationen wieder, die 
sie selbst auch mit der Polizei erlebt ha¬ 
ben. Und sie fragen sich gleichzeitig bei 
manchen Szenen: wer hat denn da jetzt 
Recht, die Demonstranten oder die Poli¬ 
zei? Das klärt dann unser Rechtsanwalt 
Jasper Prigge auf der Bühne immer auf, 
von daher ist ein Teil des Stücks auch 
schlichtweg politische Bildungsarbeit. 
Und die Düsseldorfer Polizei hat, man 
muss sie ja mal loben, wirklich sehr hu¬ 
morvolle Texte für unser Stück geliefert! 

UZ: Am 4. Juni wollen Sie in Dortmund 
Auszüge des Stücks bei den Protesten 
gegen den von den Nazis ausgerufenen 
„ Tag der deutschen Zukunft “ öffentlich 
aufführen. Warum haben Sie sich für die¬ 
sen Auftritt entschieden? 

Jasper Prigge: Weil wir natürlich gegen 
Nazis auf die Straße gehen. In Dort¬ 
mund ist am 4. Juni einer der größten 


bundesweiten Naziaufmärsche geplant. 
Und wir gehen davon aus, dass es viele 
Stellen gibt, an denen Gruppen dagegen 
demonstrieren werden und Lust haben, 
sich dabei auch ein wenig unterhalten zu 
lassen, gerade dann, wenn es mal wieder 
nicht weiter geht. 

Frank Laubenburg: Es wird vor Ort ganz 
viele Situationen geben, die wir in unse¬ 
rem Stück spielen. Wenn die Polizei uns 
irgendwo nicht durchlässt, wenn Blo¬ 
ckaden angeblich rechtswidrig sein sol¬ 
len oder Personalien von Ordnern ver¬ 
langt werden, stehen wir wir vielleicht 
daneben und spielen genau diese Sze¬ 
nen. Die Naziszene in Dortmund lebt ja 
seit langem von der Ignoranz der Polizei 
und der gleichzeitigen Kriminalisierung 
antifaschistischen Widerstands. 

UZ: Und wie geht die Dortmunder Poli¬ 
zei mit Ihrer Ankündigung um? 

Jasper Prigge: Das unbefugte Tragen 
von Uniformen in der Öffentlichkeit 
ist ja eine Straftat. Also haben wir den 
Dortmunder Polizeipräsidenten Gregor 
Lange gefragt: „Können Sie uns befu¬ 
gen?“ Unsere Einsatzleiter tragen ja so 
alte moosgrüne-senfgelbe Uniformen 
und unsere Polizistin hat ein Phantasie¬ 


kostüm und einen kleinen Kinderheim 
mit „Polizei“-Aufschrift dabei. 

Frank Laubenburg: Herr Lange hat un¬ 
sere Anfrage dann zwar formal, aber 
nicht inhaltlich beantwortet. Wir wissen 
also nicht, ob unsere Auftritte als Straftat 
gewertet werden. 

UZ: Wie erklären Sie sich dieses unko¬ 
operative Verhalten des Dortmunder Po¬ 
lizeipräsidenten Gregor Lange? 

Frank Laubenburg: Die Polizei mag es 
wohl nicht so, wenn man sich über die 
Polizei lustig macht. Wir haben ihm dann 
noch einmal geschrieben: als vernünfti¬ 
ger Polizeipräsident müsste er die Route, 
die er den Nazis für den 4. Juni bestä¬ 
tigt hat, ja jetzt schon bekanntgeben, um 
Proteste in Sicht- und Rufweite zu er¬ 
möglichen. Wir haben ihn gefragt, ob er 
denn ein vernünftiger Polizeipräsident 
ist und das auch tun wird. Eine Antwort 
steht noch aus. 

Jasper Prigge: Lange hat allerdings eine 
für einen Dortmunder Polizeipräsiden¬ 
ten verbal schon sehr deutliche Pres¬ 
semitteilung gegen den Naziaufmarsch 
herausgegeben. Ein richtiger Schritt, 
für Dortmunder Verhältnisse ein unge¬ 
wohnt deutlicher, aber dennoch völlig 
unzureichend. Man kann nicht gemein¬ 
sam mit den Nazis eine Route für deren 
Aufmarsch aushecken, und der Öffent¬ 
lichkeit diese Absprachen verheimlichen. 

UZ: Auch die Besucherinnen und Be¬ 
sucher des diesjährigen UZ-Pressefestes 
können sich auf Ihren Auftritt freuen. 
Wann treten Sie genau auf? 

Jasper Prigge: Am Freitagabend spielen 
wir in einer kleinen Besetzung um 19 
Uhr in der „Perle vom Borsigplatz“ völ¬ 
lig neue Szenen zu Ereignissen in Essen 
und Dortmund, und wir lesen wohl auch 
unseren Briefwechsel mit Herrn Lange 
vor. „Warum machen Sie denn hier so 
eine schlechte Stimmung“, nennen wir 
den Abend, das war der Vorwurf eines 
Essener Polizeibeamten während eines 
Kooperationsgesprächs. Und am Sams¬ 
tag spielen wir dann in voller Besetzung 
um 16.30 Uhr im SDAJ-Zelt 90 Minuten 
lang unser ganzes Stück „Mein Einsatz¬ 
leiter - ein Nachmittag mit der Polizei“. 

Frank Laubenburg: Und am Sonntag 
wird es nochmal praktisch. Da gibt es 
um 13.30 Uhr ein Blockadetraining im 
„Roten Zelt“, Jasper Prigge macht dazu 
einen juristischen Teil. Wir machen ja 
dieses ganze Theater nicht zum Spaß. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Keine Chance für Täve Schur 

Neue Namen für die „Hall of Farne“ des bundesdeutschen Sports 


Dieser Tage wurden wieder neue 
Mitglieder der sogenannten „Hall of 
Farne“ gewählt - „sogenannt“, weil 
es eigentlich kaum Gründe gibt, in 
Deutschland einer Ruhmeshalle ei¬ 
nen englischen Titel zu geben. Die 
Initiatoren hatten allerdings schon 
vor acht Jahren in der „Rheinischen 
Post - Online“ (6.5.2008) eine unge¬ 
wöhnliche Erklärung für die Wahl 
des Namens mitgeteilt: „Dass über 
der Gründungszeremonie der Ruh¬ 
meshalle trotz der glänzenden Rah¬ 
menbedingungen ein Schatten lag, hat 
mit der Auswahl ihrer Mitglieder zu 
tun. Kritiker monierten, dass mehre¬ 
re der Auserwählten Mitglied der NS¬ 
DAP oder Repräsentanten des Hit¬ 
ler-Regimes gewesen seien - wie etwa 
Funktionär Willi Daume, Läufer Ru¬ 
dolf Harbig, Radfahrer Gustav Kilian, 
Trainer Sepp Herberger oder Reiter 
Josef Neckermann. Wie könnten sie 
auf diese Art geehrt werden, lautete 
die Frage.“ Die Zeitung zitierte auch 
eine Antwort: „Der Aufsichtsrats¬ 
chef der Deutschen Sporthilfe, Hans 


Wilhelm Gäb, konterte die Angriffe. 
Wer die mehr als 100-jährige Historie 
des deutschen Sports ,im kollektiven 
Gedächtnis unseres Landes’ bewah¬ 
ren wolle, müsse sich auch der Zeit 
der Nazi-Diktatur stellen“. Eine mehr 
als gewagte Begründung, zumal Gäb 
auch noch hinzufügte: „Um überhaupt 
erst gar nicht Verbindungen zu Nazi- 
Vokabular hersteilen zu lassen, habe 
man auch davon abgesehen, die neue 
Einrichtung ,Ruhmeshalle’ zu nennen, 
sondern eben ,Hall of Farne!“ 

Die „Rheinische Post“ hatte schon 
in ihrer Schlagzeile ein weiteres bri¬ 
santes Thema aufgeworfen: „Zu wenig 
DDR-Sportler!“ Ein brisanter Hinweis. 
Wer sich erinnert, wie sich das Gremi¬ 
um zusammensetzt, das darüber befin¬ 
det, wer in die Halle aufsteigen darf, 
wird sich nicht wundern: Die Palette 
reichte vom adidas-Chef über „ausge¬ 
suchte Persönlichkeiten“ bis zum Ver¬ 
ein der Sportjournalisten. Es stellte 
sich jedoch heraus, dass dieser Kreis 
in entscheidenden Situationen zudem 
noch Gremien konsultierte, die kaum 


als kompetent zu betrachten waren. So 
vereitelte 2012 die Gruppe der „DDR- 
Dopingopfer“ die Berufung des zwei¬ 
fachen Radweltmeisters Gustav Adolf 
Schur in die Halle mit der Begründung, 
er sei die „zentrale Propagandafigur 
des kriminellen DDR-Sports“ gewesen. 
Also: Blanker Antikommunismus. Da¬ 
mit war faktisch auch erklärt, warum so 
wenig DDR-Sportler berufen worden 
waren, obwohl die DDR bei den fünf 
Olympischen Spielen, an denen sie mit 
eigener Mannschaft teilgenommen hat¬ 
te, 112 Goldmedaillen errungen hatte 
und die BRD 56. 

Aber nicht nur der Anti-Doping- 
Verein war um Rat gefragt worden. Im 
Presseportal des Sportbunds vom 24. 
Mai 2016 wurde allen Ernstes mitge¬ 
teilt, dass die „Jahn-Behörde“ vor der 
Entscheidung, wer in diesem Jahr in die 
Halle aufgenommen werden soll, be¬ 
fragt worden war. Zum Charakter die¬ 
ser Instanz muss man dem UZ-Leser 
keine Auskünfte geben. Sie hantiert 
seit Jahren mit mysteriösen „Akten“ 
und hat tausende Ex-DDR-Bürger 


durch Denunziationen um ihren Job 
gebracht. 

Wie viel Sinn blieb da noch, das 
Gremium „Halle des Ruhms“ nament¬ 
lich zu benennen? 

Nicht nur Fachleute wissen, dass 
der Verein „Sport und Gesellschaft“ 
sich wegen dieser Haltung entschlos¬ 
sen hatte, ein „Goldenes Buch des 
deutschen Sports“ anzulegen, in dem 
Namen und Würdigungen erschei¬ 
nen, die wohl keine Chance hätten, 
je in die „Halle“ zu gelangen. Das gilt 
zum Beispiel für den Turn-Olympia- 
sieger von 1896 Alfred Flatow, der 
nach seinem Triumph in Athen aus 
der Turnerschaft ausgeschlossen und 
1942 als Jude im KZ Theresienstadt 
ermordet worden war. Es gibt viele 
Unterschiede zwischen dem Golde¬ 
nen Buch und der Ruhmeshalle. Im 
Buch findet man zum Beispiel den 
bundesdeutschen Straßenweltmeis¬ 
ter Rudi Altig, der sich Ende seiner 
Laufbahn für krebskranke Kinder 
einsetzte, aber eben nicht den des 
Krupp-Direktors Beitz. Und im Gol¬ 


denen Buch findet man auch den Na¬ 
men Täve Schur, der als „Propagan¬ 
dafigur des kriminellen DDR-Sports“ 
keine Chance hatte, in die Halle auf¬ 
genommen zu werden. 

Das alles motivierte uns eigentlich 
nicht, die 16 Namen der jüngst in die 
Halle aufgenommenen Persönlichkei¬ 
ten zu nennen, unter denen sich nur 
drei DDR-Sportler (*)befinden ... 
Hartwig Gauder (Leichtathletik)* 
Eberhard Gienger (Turnen) 

Cornelia Hanisch (Fechten) 
Peter-Michael Kolbe (Rudern) 

Erich Kühnhackl (Eishockey) 
Bernhard Langer (Golf) 

Meinhard Nehmer (Bob)* 

Günter Netzer (Fußball) 

Alexander Pusch (Fechten) 

Kristina Richter (Handball)* 

Walter Röhrl (Motorsport) 

Harald Schmid (Leichtathletik) 

Arnd Schmitt (Fechten) 

Alwin Schockemöhle (Reiten) 

Frank Wieneke (Reiten) 

Erhard Wunderlich (Handball) 

Klaus Huhn 












